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181. Sitzung 

Bonn, den 21. Juni 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.04 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat am 
18. Juni 1968 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Prochazka, 
Gierenstein, Rainer, Dr. Becher (Pullach), Dr. Hudak und Ge-
nossen betr. Konspiration verfassungsfeindlicher Kräfte — Druck-
sache V/2929 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache V/3022 verteilt. 

Der Bundesminister der Justiz hat am 19. Juni 1968 die Kleine 
Anfrage der Fraktion der FDP betr. Europäische Handelsgesell-
schaft — Drucksache V/2988 — beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache V/3053 verteilt. 

Gemäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs-
gericht vom 12. März 1951 in der Fassung des Gesetzes vom 
21. Juli 1959 rückt der Abgeordnete Rehs aus der Reihe der 
nicht mehr Gewählten für den ausgeschiedenen Abgeordneten 
Jahn (Marburg) als Wahlmann nach. 

Zur Tagesordnung hat das Wort Frau Abgeord-
nete Dr. Diemer-Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Herren und Damen! 
Namens der Fraktion der Freien Demokraten stelle 
ich den Antrag, den Entwurf eines Gesetzes über die 
Straffreiheit — Drucksache V/3030 — heute auf die 
Tagesordnung zu setzen und in erster Lesung zu be-
raten. 

Lassen Sie mich diesen Antrag kurz begründen. 
Sie wissen, daß im Zusammenhang mit der Verab-
schiedung des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes, 
der Reform des politischen Strafrechts, auch die 
Frage aufgeworfen worden ist: Was soll jetzt mit 
den Urteilen geschehen, die nach dem bisher gülti-
gen Gesetz ergangen und in denen Freiheitsstrafen 
verhängt worden sind, die heute nach dem modernen 
Strafrecht, das wir doch sehr einmütig geschaffen 
haben, nicht mehr verhängt werden würden. Es ist 
deshalb eine logische Konsequenz aus unserem Re-
formgesetz, daß ein entsprechendes Straffreiheits-
gesetz ergeht. 

Wie dringlich die Angelegenheit ist, wurde uns 
vor Augen geführt, als wir am 17. Juni telegrafisch 
nach Bonn gerufen wurden. Alle Fraktionen waren 
daran beteiligt. Uns wurde dargelegt, aus welchen 

Gründen eine Verabschiedung noch vor der Parla-
mentspause notwendig ist. Es handelt sich um einige 
hundert Fälle, die unter dieses Straffreiheitsgesetz 
fallen. In den Ländern herrscht bei den Richtern und 
Staatsanwälten natürlich eine außerordentliche Un-
ruhe. Sie befinden sich in einer Konfliktsituation — 
ich brauche die Juristen nicht weiter darauf hinzu-
weisen, welche Bedeutung der § 346 des Strafgesetz-
buches hat —, wenn nicht jetzt unmittelbar im An-
schluß an die Reform des politischen Strafrechts auch 
ein entsprechendes Straffreiheitsgesetz ergeht. 

Wir Freien Demokraten hätten es sehr begrüßt, 
wenn ein interfraktioneller Antrag möglich gewe-
sen wäre. Wir haben uns durch die Darlegungen am 
17. Juni von der Dringlichkeit der Sache überzeugen 
lassen und deshalb von uns aus diesen Entwurf eines 
Gesetzes über die Straffreiheit eingebracht. 

Ich möchte hier noch einmal mit aller Deutlichkeit 
darauf hinweisen, daß es sich nicht um eine Straf-
freiheit für Straftaten handelt, die im Zusammen-
hang mit den Osterdemonstrationen oder anderen 
Demonstrationen begangen worden sind, sondern 
rein um die Straffreiheit auf Grund der Reform des 
politischen Strafrechts. 

Ich bin mir durchaus bewußt, daß gemäß § 77 
Abs. 2 der Geschäftsordnung eine Fristeinrede ent-
gegengesetzt werden kann. Ich bin auch davon 
unterrichtet worden, daß etwas Derartiges geplant 
sei, möchte Sie aber doch auf folgendes aufmerk-
sam machen. Formell ist das möglich. Ich bitte aber 
zu überlegen, ob dafür auch der materielle Grund 
vorhanden ist. Diese Fristeinrede in § 77 Abs. 2 
der Geschäftsordnung hat ja den Sinn, zu verhin-
dern, daß eine der Fraktionen durch plötzliche An-
träge überfahren wird. Deshalb die Frist von wenig-
stens zwei Tagen, damit die Fraktionen über ent-
sprechende Gesetzesvorlagen beraten können. 

Nun, meine Damen und Herren, diese Frist hatten 
Sie. Am 17. Juni wurde deshalb so eingehend unter-
richtet, damit in den Fraktionen und in den Arbeits-
kreisen am Dienstag die Beratungen erfolgen konn-
ten. Auch bei den Regierungsparteien sind entspre-
chende Beratungen erfolgt, so daß kein innerer 
Grund für diese Fristeinrede nach § 77 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung vorhanden ist. 

Denken Sie bitte daran, daß es einem guten par-
lamentarischen Stil entspricht, nicht formell, son-
dern eben auch so zu handeln, daß es dem mate- 
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Frau Dr. Diemer -Nicolaus 
riellen Geiste einer Vorschrift entspricht. Gehen Sie 
davon aus, dann sind die Voraussetzungen für § 77 
Abs. 2 materiell nicht gegeben. Sie sollten deshalb 
auf eine entsprechende Fristeinrede verzichten. 

Die Vorlage liegt zur Verteilung in dem Augen-
blick bereit, in dem sie auf die Tagesordnung ge-
setzt wird. Vorher konnte der Entwurf nicht ver-
teilt werden. Der Inhalt ist aber allen Fraktionen 
bekannt, es sind nämlich die Vorschläge, die im 
Justizministerium ausgearbeitet worden sind. Ich 
habe zu meiner Freude heute der Zeitung entnom-
men, daß auch die Fraktion der Sozialdemokrati-
schen Partei einen, wie ich wohl annehmen kann, 
entsprechenden Gesetzentwurf ausgearbeitet hat, 
der, soviel ich gehört habe, auch schon eingebracht 
ist. Nachdem die materielle Unterrichtung und Bera-
tung der Fraktion in vollem Umfang erfolgt ist, 
könnte die erste Lesung heute ohne weiteres statt-
finden, damit die Verabschiedung des Gesetzes noch 
vor der Parlamentspause, was im Interesse unserer 
Staats- und Rechtssicherheit dringend notwendig 
wäre, erfolgt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe gnädige Frau, es gibt 
nicht viele Dinge, die mir so schwer fallen, wie 
Ihnen zu widersprechen. 

(Oh-Rufe bei der FDP.) 

Aber in diesem Fall muß ich es tun. Ich will auch 
für meine Fraktion zur Sache — Sie haben schon zur 
Sache gesprochen — hier nicht Stellung nehmen. 
Wir sind in dieser Frage weder positiv noch negativ 
präjudiziert. Ich erhebe also Fristeinrede gemäß § 77 
Abs. 2 der Geschäftsordnung. 

Gnädige Frau, die Unterrichtung etwa über den 
sozialdemokratischen Entwurf zu dieser Materie aus 
der Zeitung kann nun wirklich nicht für das ganze 
Haus — entschuldigen Sie bitte! — genügen. Unsere 
Fraktion hat darüber in dieser Woche nicht beraten, 
und ohne eine Beratung in einer Fraktion ist eine so 
schwierige Materie nun wirklich nicht zu behandeln. 

(Abg. Frau Dr. Diemer-Nicolaus: Warum hat 
sie nicht beraten?) 

— Warum sie nicht beraten hat, gnädige Frau? Sie 
hat nicht beraten, weil die Regierung zu erkennen 
gegeben hat, daß sie diese Gesetzesvorlage auf dem 
normalen Weg — Regierungsvorlage über den Bun-
desrat — einbringen wollte. Infolgedessen sahen wir 
keine Notwendigkeit, das in diesem Augenblick 
zu tun. 

Im übrigen, gnädige Frau, ist dieser normale 
Weg nach unserer Auffassung wohl auch der rich-
tige. Denn diese Materie könnte beispielsweise auch 
im Wege des Gnadenerweises geregelt werden, 
und da liegt die Kompetenz unzweifelhaft bei den 
Ländern. Wir halten es für vernünftig, wenn die 

Regierung bei der Einbringung dieser Vorlage im 
Bundesrat auch diese Möglichkeit, in dieser Sache 
so zu verfahren, mit den Ländern bespricht. 

Im übrigen, gnädige Frau — und jetzt müßte 
ich eigentlich große Zustimmung beim Kollegen 
Genscher finden —, hat dieses Haus gestern mit 
gutem Grund — das will ich gar nicht bestreiten — 
eine Vorlage der Regierung initiativ übernommen, 
nämlich das Berlinhilfegesetz, und am Bundesrat 
vorbei hier eingebracht. Wir wissen, daß der Bun-
desrat in diesem besonderen Fall dafür volles Ver-
ständnis hat. Aber diese Art der Gesetzgebung soll 
in diesem Hause nun wirklich nicht Übung werden. 
Das sind wir dem anderen Verfassungsorgan, dem 
Bundesrat, zweifellos schuldig. 

Gnädige Frau, im Ältestenrat wird der Antrag 
kommen, das Gesetz in der nächsten Woche für die 
erste Lesung auf die Tagesordnung zu setzen. 
Darüber wird der Ältestenrat dann entscheiden. Für 
heute — tut mir leid —: § 77 Abs. 2! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Müller-Emmert. 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es beste-
hen keine Zweifel daran, daß der Gesetzentwurf 
über ein Straffreiheit dringend und schnell behan-
delt werden muß. Es steht auch fest, daß von seiten 
der SPD-Fraktion, und zwar schon am Dienstag 
abend, ein entsprechender Gesetzentwurf ein-
gebracht worden ist. Andererseits ist es aber auch 
eine Tatsache, daß sowohl der Gesetzentwurf der 
Freien Demokraten als auch der Gesetzentwurf der 
SPD-Fraktion bisher noch nicht verteilt worden ist. 
Dem Hohen Hause liegen entsprechende Gesetz-
entwürfe im Augenblick demnach nicht vor. 

(Abg. Mertes: Das muß erst beantragt 
werden!) 

— Sie sind auch, . wenn Sie sich diese Antwort 
gefallen lassen, bisher noch nicht verteilt, auch 
nicht über die Drucksachenstelle verteilt. 

(Abg. Frau Dr. Diemer-Nicolaus: Sie liegen 
zur Verteilung bereit!) 

— Das hilft uns auch nichts. Es ist eine Realität, daß 
diese Gesetzentwürfe, die fraglos sehr schwer wie-
gen und auch ihrem Inhalt nach sehr schwierig sind, 
dem Hohen Hause noch nicht vorliegen. 

Daraus folgt zwangsläufig, daß der Antrag der 
CDU-Fraktion, nämlich der Hinweis auf § 77 Abs. 2 
der Geschäftsordnung, in der Sache, formal betrach-
tet, begründet ist. Nachdem die CDU-Fraktion heute 
erklärt hat, sie sei damit einverstanden, daß dieser 
Gesetzentwurf, besser gesagt : beide Gesetzentwürfe, 
also die Materie insgesamt, in der nächsten Woche 
behandelt werden, sollte man schnell zur Tages-
ordnung übergehen und die Fristeinrede, die von 
seiten der CDU-Fraktion erhoben worden ist, 
respektieren. 

(Abg. Dorn: Herr Rasner hat gesagt: „War

-

ten Sie den Regierungsentwurf ab"!) 
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Dr. Müller-Emmert 
— Das geht nicht. Es steht fest, daß wir mit der 
Erklärung zufrieden sein müssen und uns allerdings 
auch — das sage ich deutlich — auf diese Erklärung 
der CDU-Fraktion verlassen, daß diese Angelegen-
heit in der nächsten Woche behandelt wird. 

(Abg. Rasner: Im Ältestenrat behandelt 
wird!) 

Das ist für uns die entscheidende Frage. 

Es hat keinen Sinn, hier mit Propagandagesetz-
entwürfen an die Öffentlichkeit zu treten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

nachdem feststeht — auch das muß sich die FDP-
Fraktion wohl sagen lassen —, daß die Anregung 
hierzu nicht von Ihnen stammt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der FDP-Fraktion, sondern 
daß der Kollege Adolf Arndt von der SPD-Fraktion 
als erster in diesem Hohen Hause die Anregung 
gab, einen solchen Gesetzentwurf einzubringen. Es 
ist erfreulich, wie schnell Sie, meine Damen und 
Herren von der FDP-Fraktion, dies erkannt haben. 
Gleichwohl ändert dies aber nichts an dem Sach-
verhalt. 

Wir sind uns also darüber einig, daß in der näch-
sten Woche dieser Punkt auf die Tagesordnung 
kommt. Demnach ist meines Erachtens einmal vom 
Sachlichen her gewährleistet, daß man darüber 
spricht, und zum zweiten — darum kommen wir 
nach der Geschäftsordnung nicht herum — ist die 
Fristeinrede der CDU-Fraktion begründet. Aus die-
sem Grunde muß der Antrag der FDP-Fraktion ab-
gelehnt werden. 

(Zuruf von der FDP: Es gibt ja noch Mehr

-

heiten hier!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ich will die Geschäftsordnung liberal 
handhaben. An sich kann bei solchen Fragen der 
Präsident .das Wort einem Redner für und einem 
Redner gegen den Antrag geben. Ich habe Herrn 
Müller-Emmert das Wort gegeben, damit wir auch 
die Meinung der dritten Fraktion hören. Herr 
Genscher hat nochmals ums Wort gebeten, um die 
Gleichheit zwei zu zwei herzustellen. 

(Abg. Rasner: Drei zu zwei! Frau Dr. 
Diemer-Nicolaus gilt für zwei! — Heiter

-

keit.) 

Nun, machen wir das so.  Herr Genscher, Sie haben 
das Wort. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf mich bei Herrn Kollegen Ras-
ner für die wohlwollende Wertung meiner Frak-
tionskollegin bedanken. Wir schließen uns an. 

Meine Damen und Herren, ich habe noch einmal 
um das Wort gebeten, weil es hier um eine ganz 
grundsätzliche Frage der Zusammenarbeit in diesem 
Hause geht. Zunächst, Herr Kollege Müller-Emmert, 
hat mich das etwas bedrückt, was Sie hier über den 
Inhalt des Antrags gesagt haben. Für uns ist dieser 
Antrag kein Propagandaantrag; wir meinen es ernst 
mit diesem Antrag. 

Daß wir zur Behandlung dieser Materie heute 
noch keine Drucksache hier verteilt vorliegen haben, 
liegt zunächst einmal daran, daß der Antrag noch 
nicht auf der Tagesordnung steht. Das ist gelegent-
lich so, und das haben wir bei der Notstandsgesetz-
gebung auch erlebt. Ich hätte mir eigentlich ge-
wünscht, daß die Koalitionsfraktionen jenes Bedürf-
nis an gründlicher Vorberatung auch im Zusammen-
hang mit der Notstandsgesetzgebung an den Tag 
gelegt hätten. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Rasner: Da 
waren es acht Jahre, Herr Kollege Gen

-scher!) 

Daß wir heute den Antrag noch nicht vorliegen 
haben, liegt doch daran, daß wir uns um eine 
interfraktionelle Initiative bemüht haben. Wenn 
wir dies nicht getan hätten, hätten wir natürlich 
den Gesetzentwurf wesentlich früher einbringen kön-
nen. Ich bitte Sie, zu prüfen, ob Sie nicht mit der 
zweifellos berechtigten formellen Einspruchserhe-
bung  die Bemühungen um solche interfraktionellen 
Initiativen für die Zukunft sehr erschweren; denn 
wir müssen dann immer befürchten, daß wir bei 
einer Nichtwahrung von Fristen einen solchen for-
mellen Einspruch bekommen. Ich bitte die CDU, 
noch einmal zu prüfen, ob sie nicht den Gesetz-
gebungsgang einleiten will. Denn unverändert ist 
das richtig, was der Kollege Dr. Güde von der 
Fraktion der CDU/CSU zum Problem einer Amne-
stie gesagt hat. Er hat hier vor dem Hohen Hause, 
als alle Fraktionen sich zu dieser Amnestie bekann-
ten, erklärt, eine Amnestie dürfe nicht über Monate 
im Gesetzgebungsgang sein, wenn sich daraus nicht 
sehr gefährliche Folgen auch für die Strafverfolgung 
ergeben sollten. 

Deshalb erscheint es uns notwendig, daß wir 
noch vor den Parlamentsferien in dieser Angelegen-
heit eine Entscheidung treffen. Allein aus diesem 
Grunde und nicht, wie der Herr Kollege Dr. Müller

-

Emmert wähnt, aus Propagandagründen wollen wir 
diesen Antrag heute auf die Tagesordnung gesetzt 
haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, es ist Fristeinrede nach § 77 Abs. 2 
der Geschäftsordnung erhoben worden. Davon kann 
man abweichen, wenn sich eine Zweidrittelmehrheit 
für die Abweichung findet. Ich habe nicht den Ein-
druck, daß diese Mehrheit im Hause vorhanden ist. 
Ich verzichte deswegen auf eine Abstimmung. 

(Widerspruch bei der FDP. — Abg. Gen

-

scher: Wir wollen das mal sehen!) 

— Sie beantragen, daß wir von der Geschäftsord-
nung abweichen? — Gut, wir stimmen ab. Wer ist 
für die Abweichung von der Geschäftsordnung? — 
Danke. Die Gegenprobe! — Das war offensichtlich 
keine Zweidrittelmehrheit. 

Ich rufe dann auf die 

Fragestunde 

— Drucksachen V/3012, zu V/3012 — 



9776 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 181. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. Juni 1968 

Vizepräsident Dr. Mommer 
Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts. Zur Beant-
wortung ist der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär Jahn hier. 

Frage 11 des Herrn Abgeordneten Dr. Müller 
(München) : 

Entspricht es  den Tatsachen, daß die Streitkräfte verbündeter 
Nationen, die von der Bundesrepublik Deutschland Devisenhilfe 
erhalten, aus Nachbarländern, die nicht der EWG angehören, 
landwirtschaftliche Produkte zur Versorgung ihrer Einheiten be-
ziehen? 

Ist er im Saal? — Er ist nicht im Saal. Dann wird 
die Frage schriftlich beantwortet. 

Dann die Fragen 111 und 112 des Herrn Abgeord-
neten Dr, Hudak: 

Nach welchen Richtlinien werden deutsche Folklore-Jugend-
gruppen von der Bundesregierung unterstützt, wenn sie Aus-
landsreisen unternehmen und im Ausland mit anderen Jugend-
gruppen auftreten? 

Nach welchen Gesichtspunkten erfolgt die Ablehnung der 
finanziellen Unterstützung einer Folklore-Jugendgruppe, wenn 
sich diese nach einer ehemaligen deutschen Ostprovinz, wie z. B. 
„Pommern-Jugend Erlangen", benennt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich darf beide 
Fragen zusammen beantworten. 

Auslandsreisen deutscher Jugendgruppen werden 
vom Bundesministerium für Familie und Jugend 
aus Mitteln des Bundesjugendplans gefördert, wenn 
sie eine internationale Jugendbegegnung beinhalten. 
Maßgebend für die Beurteilung sind die Durch-
führungsvorschriften zum Bundesjugendplan. 

Die Frage, unter welchen Gesichtspunkten im 
Einzelfall einmal eine Ablehnung der finanziellen 
Förderung aus öffentlichen Mitteln erfolgt, hängt 
nicht mit der Namensgebung der jeweiligen antrag-
stellenden Gruppe zusammen. Das Auswärtige Amt 
begrüßt internationale Jugendbegegnungen allge-
mein und ist daher auch allgemein bereit, solche 
Treffen zu fördern. Die Haushaltsmittel hierfür wer-
den vom Bundesministerium für Familie und Jugend 
bewirtschaftet. Unter Umständen aber sieht sich das 
Auswärtige Amt veranlaßt, gegen entsprechende 
Vorhaben Bedenken aus außenpolitischen Gesichts-
punkten zu erheben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hudak. 

Dr. Hudak (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
das Auswärtige Amt am 1. Februar 1968 der ge-
nannten Jugendgruppe in Erlangen die Mitteilung 
zukommen lassen, daß sie wohl als irgendeine deut-
sche Jugendgruppe, aber nicht als Pommern-Jugend 
Erlangen die Reise nach Finnland unternehmen 
könnte? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: So ist es sinn-
gemäß richtig. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Dr. Hudak. 

Dr. Hudak (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wird durch eine solche Haltung des Auswärtigen 
Amts nicht ein Teil unserer Jugend an der Kontakt-
pflege mit Jugendgruppen gerade aus dem Osten 
behindert? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nein, Herr Kol-
lege Hudak. Dies wäre eine falsche. Interpretation. 
Wenn es im Einzelfall bei einer Gruppe und in 
einem Land Bedenken gibt, auf die das Auswärtige 
Amt meint Rücksicht nehmen zu sollen, dann ist das 
ein Einzelfall, der eine Verallgemeinerung, wie sie 
Ihrer Frage zugrunde liegt, nicht rechtfertigt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Hudak. 

Dr. Hudak (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie auf Grund dieses Einzelfalls etwa dafür 
plädieren, daß Jugendgruppen bei uns, die noch 
den Namen irgendeiner ehemaligen deutschen Ost-
provinz tragen, diesen Namen ablegen bzw. ändern, 
um dadurch eine Gleichstellung mit anderen Jugend-
gruppen zu erreichen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich sehe dazu 
keinen Anlaß. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke für die 
Beantwortung dieser Fragen, Herr Staatssekretär. 

Ich muß für das Protokoll nachholen, daß die Fra-
gen 8 bis 10 des Herrn Abgeordneten Prochazka, 
die ich hiermit aufrufe, auf seinen Wunsch schriftlich 
beantwortet werden: 

Wird sich die Bundesregierung bei der Regierung des Nach-
barlandes Osterreich über den Fortgang der österreichisch

-

tschechischen Vermögens- und Entschädigungsverhandlungen in-
formieren? 

Was kann die Bundesregierung über den derzeitigen Stand 
der österreichisch-tschechischen Vermögens- und Entschädigungs-
verhandlungen berichten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei diesen Vermögens-
und Entschädigungsverhandlungen die Ansprüche der Sudeten-
deutschen bewußt ausgeklammert werden? 

Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach 
Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Wir kommen dann zu der verbliebenen Frage 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen, der Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Dröscher: 

Warum hat sich die Bundesregierung der Empfehlung des Bun-
desrates zur Abänderung des § 3 (betr. Artikel 91 a Abs. 4 des 
Grundgesetzes) des Finanzreformgesetzes angeschlossen (vgl. 
Drucksache V/2861, S. 93 unter zu 3. Buchstabe d) und mit der 
Festsetzung einer einheitlichen Beteiligung der Länder die Vor-
aussetzung dafür geschaffen, daß bei den finanzschwachen Län-
dern die Finanzierung der „Gemeinschaftsaufgabe Agrar-Struk-
turverbesserung" gerade in dem Zeitpunkt schwieriger, wenn 
nicht unlösbar, werden muß, wo die Einkommensverhältnisse in 
der Landwirtschaft sich besonders ungünstig entwickeln? 

Zur Beantwortung ist der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Leicht hier. Bitte, Sie haben das Wort. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf die Frage 
des Kollegen Dröscher wie folgt beantworten. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Leicht 
Bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

Agrarstruktur" wird entgegen der Regelung für die 
Gemeinschaftsaufgaben „Ausbau und Neubau von 
wissenschaftlichen Hochschulen" und „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" bezüglich des 
Beteiligungsverhältnisses an der Finanzierung eine 
weitergehende Regelung vorgeschlagen. Hier hat 
sich gezeigt, daß eine Bundesbeteiligung in Höhe 
von 50 v. H. gegenüber der bisherigen Beteiligung 
des Bundes im Agrarsektor eine Verschiebung zu 
Lasten der Länder ergeben würde. Wegen der erheb-
lichen Kostenlast, die mit diesem Aufgabenbereich 
verbunden ist und besonders die finanzschwachen 
Länder trifft, soll eine höhere Beteiligung des Bun-
des zulässig sein. Bei dieser Ausnahmeregelung ist 
also bereits die Situation der finanzschwachen Län-
der berücksichtigt worden. 

Eine unterschiedliche Behandlung der Länder bei 
der Finanzierung der „Verbesserung der Agrar-
struktur" sollte nicht in Erwägung gezogen werden, 
weil sonst Elemente des Länderfinanzausgleichs in 
die Finanzierung der Gemeinschaftsaufgaben hin-
eingebracht würden. Der Länderfinanzausgleich muß 
einer besonderen Regelung vorbehalten bleiben. 

Zwischen Bund und Ländern besteht Einigkeit 
darüber, daß der Länderfinanzausgleich wesentlich 
intensiviert werden muß. Dabei wird darauf Bedacht 
genommen werden, daß auch die leistungsschwäche-
ren Länder ihre Anteile an den Gemeinschaftsauf-
gaben aufbringen können. Die Intensivierung wird 
bereits mit dem noch in  diesem Jahr vorzulegenden 
Finanzausgleichsgesetz erstrebt werden. Es wäre 
aber kaum ein sachgerechter Finanzausgleich zu 
erreichen, wenn die Lastenanteile der Länder bei 
den Gemeinschaftsaufgaben nach ihrer unterschied-
lichen Leistungsfähigkeit abgestuft würden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Trifft es zu, Herr Staatssekretär, 
daß gerade in den finanzschwachen Ländern auch 
die Agrarstruktur besonders schlecht ist? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das dürfte in der 
Regel zutreffen. 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie vorhin gesagt haben, daß ein höherer Bundes-
anteil vorgesehen sei, um das auszugleichen, und 
der andere Teil gewissermaßen durch den Finanz-
ausgleich verbessert werden soll, frage ich: Warum 
hält es die Landesregierung von Rheinland-Pfalz 
für notwendig, gerade auf dieses Problem als eine 
Voraussetzung für besonders schwierige Finanzie-
rungsverhältnisse dieser Gemeinschaftsaufgabe hin-
zuweisen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich glaube, das ist 

noch nicht richtig erkannt worden, Herr Kollege 
Dröscher. Auch ich habe den Brief bekommen, den 
Sie vom Landwirtschaftsminister von Rheinland-
Pfalz erhalten haben. Aber ich glaube, man hat noch 
nicht eingesehen, daß dadurch, daß man nun unter 
besonderer Rücksichtnahme auf die finanzschwachen 
Länder bei der Agrarstruktur eine andere Finanzie-
rung vorsieht als bei den beiden anderen Gemein-
schaftsaufgaben, gerade den finanzschwachen Län-
dern Rechnung getragen wird. Daß man Unter-
schiede zwischen den Ländern nicht machen kann, 
ergibt sich eben daraus, daß man sonst in den Län-
derfinanzausgleich eingreift und dann dort nichts 
mehr erreicht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es denn 
nicht so, daß in den Gebieten, in denen die Real-
teilung vorherrscht, frühzeitig industrialisiert wurde, 
so daß gerade dort die finanzstarken Gebiete sind 
und nicht da, wo Anerbenrecht herrscht? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich würde das nicht 
ohne weiteres sagen, Herr Kollege Moersch. Ich 
kann z. B. nicht sagen, daß mein Land besonders 
gut strukturiert ist. 

Moersch (FDP) : Aber die Pfalz ist doch finanz

-

stark. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Pfalz ist nur ein 
Teil des Landes Rheinland-Pfalz. Dort gibt es z. B. 
Gebiete im Westerwald, im Hunsrück und an der 
Mosel, die eben nicht so strukturiert sind. Ähnlich 
könnte ich mir vorstellen, daß das auch in den ande-
ren finanzschwachen Ländern der Fall ist. Oder neh-
men Sie das Saargebiet mit der einseitigen Struktu-
rierung, bezogen auf den Kohlebergbau. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung dieser Fragen, Herr Staats-
sekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Innern. Zur Beant-
wortung ist der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär Köppler anwesend. 

Zunächst rufe ich die Frage 12 des Herrn Abgeord-
neten Ertl auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend den Vorstellun-
gen der Bayerischen Staatsregierung 50 %  der Kosten für die 
Olympischen Spiele 1972 zu übernehmen? 

Ist der Fragesteller im Saal? — Er ist da. Bitte, 
Herr Staatsekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister der Finanzen möchte ich 
die Frage wie folgt beantworten. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Köppler 

Vorstellungen der Bayerischen Staatsregierung, 
nach denen der Bund die Hälfte der Kosten für die 
Olympischen Spiele 1972 übernehmen soll, sind der 
Bundesregierung nicht unterbreitet worden. Der Bun-
desregierung ist allerdings bekannt, daß einzelne 
Persönlichkeiten, vor allem der Staatssekretär im 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen, Herr 
Kollege Jaumann, derartige Überlegungen geäußert 
haben. Um Vorstellungen oder gar Vorschläge der 
Bayerischen Staatsregierung handelt es sich jedoch 
dabei nicht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, haben Sie in der 
Zwischenzeit konkrete Zahlen über die Kosten für 
die Mehrfinanzierung, und wird sich der Bund an 
den Mehrkosten anteilmäßig beteiligen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, eine ge-
naue Übersicht über die neuesten Kostenschätzun-
gen kann ich Ihnen heute noch nicht geben, weil die 
Prüfung noch im Gange ist. 

Sie wissen, daß vom Organisationskomitee in 
München eine eigene Kommission zur Prüfung der 
Einsparungsmöglichkeiten eingesetzt worden ist, die 
ihre Arbeit noch nicht abgeschlossen hat. Es ent-
spricht dem Vertrag, den der Bund, Bayern und die 
Landeshauptstadt München abgeschlossen haben, 
daß diese drei Vertragspartner anteilig die Kosten 
der Olympischen Spiele in München übernehmen. 
Der Bund gedenkt, für seinen Teil Buchstaben und 
Geist dieses Vertrages zu erfüllen, und hat keinen 
Anlaß, daran zu zweifeln, daß bei den übrigen 
Konsortialpartnern dieselbe Einstellung besteht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Dann darf ich Ihrer letzten Antwort 
entnehmen, daß Sie — und wohl auch die Bundes-
regierung — der Auffassung sind, daß es bei der 
Drittelung bleiben soll? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Jawohl. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller (München). 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie, wenn ein Antrag der Bayerischen 
Staatsregierung oder des anderen Partners käme, 
eine Neuverteilung vorzunehmen, grundsätzlich da-
gegen sein oder würden Sie bereit sein, das wohl-
wollend zu prüfen, zumal ja ein Teil der Kosten 
durch neue Arten der Finanzierung aufgebracht wird, 
z. B. Olympiamünze, Toto und ähnliche Dinge? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesministerium des Innern: Herr Kollege, es ist 

etwas mißlich, sich hier über hypothetische -  Situatio-
nen äußern zu müssen. Ein solches Ersuchen der 
Bayerischen Staatsregierung liegt, wie ich schon ge-
sagt habe, nicht vor. Sollte — wenn ich das ganz 
grundsätzlich einmal sagen darf — ein solches Ersu-
chen gestellt werden, ist der Bund selbstverständlich 
bereit, in ein Gespräch darüber einzutreten. Ich 
glaube aber, daß zunächst einmal die getroffene Auf-
gaben- und Kostenverteilung beibehalten werden 
sollte. Sie dürfen nicht übersehen, daß eine Verän-
derung im Schlüssel natürlich auch erhebliche Ver-
änderungen innerhalb des Gefüges der Organe zur 
Folge hätte, die mit der Vorbereitung der Olympi-
schen Spiele in München beauftragt sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Müller (München). 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß bei der Durchführung von 
Spielen in anderen Ländern der Anteil des jeweili-
gen Staates an den Kosten wesentlich größer war ---
bis zu 80 und 90% — als hier in der Bundesrepu-
blik? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben keine 
föderative Ordnung!) 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Wenn Sie den Anteil 
des Staates vergleichen, Herr Kollege, müssen Sie 
natürlich die Anteile zusammenzählen, die vom Frei-
staat Bayern und von der Bundesrepublik. aufge-
bracht werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, nachdem in der letzten Äußerung der Bundes-
regierung bereits von einer zu erwartenden Kosten-
erhöhung auf 840 Millionen DM die Rede war und 
Fachkenner die Befürchtung äußern, daß die Mil-
liardengrenze wahrscheinlich erreicht werden wird, 
frage ich: wird die Bundesregierung darauf einwir-
ken, daß die Dinge möglichst kostensparend behan-
delt werden, und sind darüber schon Ergebnisse zu 
erwarten? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich mußte 
schon darauf hinweisen, daß die Arbeiten der soge-
nannten Einsparungskommission des Organisations-
komitees noch nicht abgeschlossen sind und daß 
deshalb auch hier noch keine Ergebnisse bekannt-
gegeben werden können. Aber ihre bis jetzt über-
schaubare Arbeit läßt schon erkennen, daß nicht 
unerhebliche Einsparungen vorgenommen werden 
konnten, ohne daß damit dem erklärten Ziel aller 
Beteiligten geschadet wäre, die Voraussetzungen 
für 'die Abhaltung der Olympischen Spiele in Mün-
chen so zu schaffen, daß wir die Zusagen einhalten, 
die bei der Vergabe der Olympischen Spiele an 
München gegeben worden sind. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Wir kommen zur Frage 13 des Herrn Abgeord-
neten Jung: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Maßnahmen 
dahin gehend zu veranlassen, daß wehrpflichtige Abiturienten 
ihr Studium unmittelbar nach Abschluß des Wehrdienstes auf-
nehmen können? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, Ihre Frage 
berührt zwei Probleme. Einmal handelt es sich 
darum, die Termine für die Ableistung des Grund-
wehrdienstes mit den Semesteranfangsterminen der 
Hochschulen abzustimmen. Zum anderen reicht die 
Anzahl der Studienplätze, wie wir wissen, vor allem 
in medizinischen und naturwissenschaftlichen Fakul-
täten, trotz der Neugründungen und Erweiterungen 
von Universitäten derzeit bekanntlich nicht aus, um 
alle Studienbewerber aufzunehmen. 

Die Bundesregierung war und ist bemüht, die 
Termine für die Ableistung des Grundwehrdienstes 
so festzulegen, daß Unterbrechungen oder Warte-
zeiten in der beruflichen Ausbildung tunlichst ver-
mieden werden. Der Bundesminister der Verteidi-
gung hat daher die Einberufungstermine der Abitu-
rienten ständig den Schulabschlußterminen angepaßt. 
Dies ist in der Fragestunde des Hohen Hauses ja 
auch wiederholt erörtert worden. Wehrtaugliche 
Abiturienten werden möglichst alsbald nach Able-
gung des Abiturs zum Grundwehrdienst einberufen, 
in der Regel also nunmehr zum 1. Juli oder — nach 
den großen Ferien — zum 1. Oktober. Ihr 18mona-
tiger Grundwehrdienst endet demgemäß am 31. De-
zember des nächsten bzw. 31. März des übernächsten 
Jahres. Diese Wehrpflichtigen können also ihr Stu-
dium im allgemeinen mit Beginn des folgenden 
Sommersemesters aufnehmen. Abiturienten aus der 
Freien und Hansestadt Hamburg, in der das Abitur 
in den kommenden Jahren noch weiterhin im Früh-
jahr . abgelegt wird, werden zum 1. April zum 
Grundwehrdienst einberufen. Sie erreichen zeitlich 
den Anschluß an das jeweils im Spätherbst begin-
nende Wintersemester des nächsten Jahres. — So-
weit zum ersten Problemkreis. 

Zum zweiten: Infolge der Diskrepanz zwischen der 
Anzahl der Studienbewerber und der Anzahl der 
Studienplätze mußten für bestimmte Studiengebiete 
vorübergehend Beschränkungen eingeführt werden. 
Insoweit sehen die Zulassungsrichtlinien der Kultus-
minister der Länder bzw. der Fakultäten der betref-
fenden Hochschulen vor, bei der Auswahl der Be-
werber die Ableistung der Wehrpflicht oder des 
zivilen Ersatzdienstes zu berücksichtigen. Die Bun-
desregierung ist bereit, darauf hinzuwirken, daß 
den Wehrdienst leistenden Studienbewerbern durch 
Zulassungsbeschränkungen keine unangemessenen 
Nachteile entstehen. Eine allseits befriedigende Lö-
sung wird sich allerdings wohl erst durch die Schaf-
fung einer hinreichenden Anzahl von Studienplätzen 
erreichen lassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß der Bundesregierung be-
kannt ist, daß eine große Zahl von Wehrpflichtigen 
— wehrpflichtige Abiturienten, die ihren Wehrdienst 
abgeleistet haben — trotzdem noch einige Semester 
warten muß, um das Studium an den Hochschulen 
beginnen zu können? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ja, dieser Übelstand — 
kann man nur sagen — ist der Bundesregierung 
bekannt, und ich habe ja versucht, gerade was die 
naturwissenschaftlichen und medizinischen Fakul-
täten angeht, die Maßnahmen aufzuzeigen, die uns 
im Augenblick zu Gebote stehen. Ich kann nur noch 
einmal wiederholen, daß eine befriedigende Rege-
lung erst dann gegeben sein wird, wenn in diesen 
Fakultäten eine ausreichende Zahl von Studien-
plätzen vorhanden ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, was ge-
denkt die Bundesregierung zu tun, um die doppelte 
Benachteiligung von wehrpflichtigen Abiturienten 
aus Baden-Württemberg bei der Zulassung zu ver-
meiden, die darin besteht, daß der Notendurch-
schnitt in Baden-Württemberg, obwohl die Leistun-
gen relativ hoch liegen, wesentlich niedriger ist als 
in anderen Bundesländern, d. h. daß das Abitur dort 
offensichtlich sehr viel mehr wert ist als in anderen 
Bundesländern und daß sich dieser Umstand bei der 
Zulassung zuungunsten der Studienbewerber aus-
wirkt? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich bin 
gern bereit, diesen Hinweis zum Anlaß zu nehmen, 
um prüfen zu lassen, ob eine solche besondere Be-
nachteiligung der Studenten in Baden-Württemberg 
besteht und ob dieser besonderen Benachteiligung 
durch Maßnahmen der Bundesregierung abgeholfen 
werden kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
darauf hinweisen, daß dieser von mir gegebene Hin-
weis in der baden-württembergischen Presse seit 
Wochen behandelt wird und daß es offensichtlich 
versäumt worden ist, diesem Hinweis nachzugehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
darin eine Benachteiligung der Wehrpflichtigen, daß 
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Ott 
diese zunächst ihren Wehrdienst ableisten und nach 
Ableistung des Wehrdienstes zusätzlich warten müs-
sen, biss sie einen Studienplatz bekommen, im Ge-
gensatz zu denen, die nicht Wehrdienst leisten und 
früher zum Studium gelangen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Abgeordneter, ich 
habe bereits in meiner Beantwortung der Frage dar-
auf hingewiesen, daß die Bundesregierung bereit 
ist, mit allen ihr möglichen Maßnahmen und im 
übrigen im Einvernehmen und in Übereinstimmung 
mit den Richtlinien der Kultusminister und der 
betreffenden Fakultäten darauf hinzuwirken, daß 
eine auf Grund der Ableistung des Wehrdienstes 
gegebene zusätzliche Benachteiligung nicht vorkom-
men soll. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Würden Sie die Möglichkeit 
einer Beseitigung dieser Benachteiligung nicht 
darin sehen, daß Sie im Zusammenwirken mit dem 
Bundesminister der Verteidigung darauf hinwirken, 
daß Wehrpflichtige, die einen Studienplatz in Aus-
sicht haben, ihren Wehrdienst vorzeitig beenden 
können? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Innerhalb der Bundes-
regierung werden zur Zeit gewisse Erwägungen 
angestellt - sie sind aber noch nicht zum Abschluß 
gekommen—, die sich allerdings nicht nur auf 
Abiturienten bzw. Studenten beziehen, sondern ganz 
allgemein unter dem Gesichtspunkt stehen, ob und 
wie vermeidbare Schwierigkeiten bei der Berufs-
ausbildung, die durch den Wehrdienst eintreten 
könnten, ausgeräumt werden können. Es wird 
geprüft, wie hier Abhilfe zu schaffen ist. Ich bin 
leider heute noch nicht in der Lage, Ihnen über das 
Ergebnis dieser Prüfungen und Überlegungen zu 
berichten. Sie sind noch im Gange. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Frau Jacobi. 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU) : Würden Sie 
bereit sein, Herr Staatssekretär, einmal nachzuprü-
fen und nachzufragen, ob nicht gerade in Baden-
Württemberg schon solche Rücksichtnahmen stattge-
funden haben, indem Abiturienten einige Wochen 
eher entlassen worden sind, damit sie noch recht-
zeitig in das entsprechende Semester hineinkom-
men konnten? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Kollegin, die vom 
Herrn Kollegen Moersch angeregte Prüfung der 
besonderen Situation in Baden-Württemberg wird 
selbstverständlich auch diesen Sachverhalt mit ein-
beziehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zur 
Frage 14 des Herrn Abgeordneten Baier: 

Werden Ereignisse der letzten Zeit und Feststellungen, wie 
sie beispielsweise die „Neue Zürcher Zeitung" am 27. Mai 1968 
traf: „Noch selten hat ein Stipendium der Bundesrepublik der-
artige Wirkung erzielt, wenn auch eine unbeabsichtigte, wie das-
jenige für Cohn-Bendit", für die Bundesregierung Anlaß sein, 
die Studienförderung und das Stipendienwesen einer Reform zu 
unterziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, Studien-
förderung und Stipendienwesen sind, wie Sie wis-
sen, in erster Linie Sache  der  Länder. Der Bund 
ist daran im wesentlichen über das sogenannte 
Honnefer Modell beteiligt. Die Richtlinien, die die-
sem zugrunde liegen, haben sich im großen und 
ganzen bewährt. Selbstverständlich müssen sie den 
jeweils 'gegebenen Verhältnissen . angepaßt, muß 
eventuell auftretenden Mißverständnissen bei ihrer 
Interpretation vorgebeugt werden. Ich würde das 
allerdings nicht als eine Reform bezeichnen wollen. 

Ich möchte aber auch klar sagen, daß Vorkomm-
nisse der letzten Zeit an deutschen Universitäten, 
die wir alle kennen und die die Bundesregierung 
selbstverständlich nicht billigt, keinen Anlaß gebèn, 
das Honnefer Modell grundsätzlich zu ändern oder 
zu reformieren. Diese Ereignisse hängen wohl auch 
nicht mit dem Honnefer Modell zusammen; ihnen 
kann man daher auch nicht durch dessen Reform 
entgegenwirken. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, treffen 
die Meldungen der „Neuen Zürcher Zeitung" über 
den Studenten Cohn-Bendit zu, die ich in meiner 
Frage zitiert habe? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich habe 
mich natürlich bemüht, über die Stipendien des von 
Ihnen genannten Studenten Klarheit zu bekommen. 
Angesichts der außerordentlich komplizierten Lage 
des Stipendienwesens in Deutschland ist es mir in 
der kurzen Zeit nicht gelungen, diese Nachrichten zu 
bekommen. Ich kann Ihnen nur sagen: nach unseren 
bisherigen Ermittlungen kann davon ausgegangen 
werden, daß Herr Cohn-Bendit kein Stipendium aus 
dem Deutschen Akademischen Austauschdienst 
erhält. Das ist das, was wir von  der  Bundesregie-
rung her verhältnismäßig einfach überprüfen kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, was hat 
die Bundesregierung getan, um sicherzustellen, daß 
in allen Fällen der Studienförderung mit Bundes-
beteiligung darauf geachtet wird, daß diese Förde-
rung nur solchen Studenten zuteil wird, die, wie es 
wörtlich in  den  Richtlinien für die Studienförderung 
des Honnefer Modells heißt, „neben guten Leistun- 
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gen charakterliche Reife, fachliche Leistungen und 
Verständnis für die Umwelt zeigen"? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich habe 
schon in meiner Antwort auf eine ähnliche Frage des 
Kollegen Hofmann am 9. Mai darauf hingewiesen, 

(Abg. Moersch: Wie frei ist die 
Wissenschaft?) 

daß die Richtlinien zum Honnefer Modell bei rich-
tiger Interpretation eine solche Handhabe bieten. 
Bei der bevorstehenden Überprüfung der Richtlinien 
wird die Bundesregierung gemeinsam mit den Län-
dern prüfen, ob diese Bestimmungen eventuell noch 
verdeutlicht werden können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller (München). 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, nach meiner Information bekommt Herr 
Cohn-Bendit eine Waisenrente aus der Bundesrepu-
blik, die ihm noch gezahlt wird, weil er noch im 
Studium ist. Sind Sie mit mir der Ansicht, daß die 
Zurückhaltung einer Waisenrente in diesem Fall 
nicht angebracht wäre, auch wenn Herr Cohn-Bendit 
sich nicht unbedingt so verhält, wie der Kollege 
Baier es gern sähe? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich teile 
Ihre Auffassung. Ich hätte nur gern — das war der 
Sinn meiner Antwort auf die erste Zusatzfrage — 
dem Herrn Fragesteller und dem Hohen Hause 
über die eigentliche faktische Lage Auskunft gege-
ben, woher, aus welchen Mitteln und auf Grund 
welcher Rechtsgrundlage Herr Cohn-Bendit das in 
der in- und ausländischen Presse oft behandelte 
Stipendium erhält. Ich bedauere es außerordentlich, 
daß die Feststellungsmöglichkeiten des Bundes-
innenministeriums nicht ausgereicht haben, diese 
Auskunft hier zu geben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung nicht bekannt, daß es sich bei Herrn 
Cohn-Bendit um den Sohn eines vor 1933 tätig ge-
wesenen sozialdemokratischen Politikers handelt, 
dessen Eltern aus rassischen und politischen Grün-
den verfolgt worden sind und der deshalb mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit ein Stipendium aus dem 
Wiedergutmachungsfonds erhält? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, natür-
lich war der Bundesregierung bekannt, daß diese 
Möglichkeit auf Grund der persönlichen Verhält-
nisse von Herrn Cohn-Bendit besteht, und wir 
haben uns auch in erster Linie bemüht, festzustel-
len, ob ein Stipendium nach dem Bundesentschä-
digungsgesetz gewährt wird. Aber unsere Bemü

-

hungen in dieser Richtung sind ohne konkretes Er-
gebnis geblieben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, in wel-
cher Richtung ist das, was Sie soeben zur Verdeut-
lichung der Richtlinien über die Vergabe der Hon-
nef-Mittel gesagt haben, zu verstehen gewesen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich weiß nicht, ob jetzt 
alle Bestimmungen, die die Honnefer Richtlinien 
enthalten und die in der Tat in manchen Formu-
lierungen etwas allgemein und wenig konkret ge- 

. halten sind, dem Hohen Hause geläufig sind. Man 
könnte nach meiner Auffassung z. B. daran denken, 
daß Studenten, die sich strafbare Handlungen haben 
zuschulden kommen lassen, die sich an strafbaren 
Handlungen beteiligt haben, durch eine Präzisie-
rung — nicht durch eine Neufassung — der beste-
henden Richtlinien ausdrücklich vom Genuß solcher 
Stipendien auszuschließen wären. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, das ist 
die einzige Richtung, in der Sie Überlegungen an-
stellen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: In der Tat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke für die 
Beantwortung dieser Fragen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Zunächst die Fragen 35 bis 37 
des Herrn Abgeordneten Vit: 

Ist die Bundesregierung gewillt, der deutschen Landwirtschaft 
bei ihren Anstrengungen im Wettbewerb neben anderen Förde-
rungen auch durch eine moderne Forschung zu helfen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der Kernforschungs-
anlage Jülich ein den neuesten Erkenntnissen der Wissenschaft 
entsprechendes landwirtschaftliches Institut — mit bereits vor-
handenen Einrichtungen für seinen vollständigen Ausbau, mit 
Hilfsmitteln für das Arbeiten mit Radioisotopen und Strahlungen 
jeder beliebig hohen Aktivität — erfolgreich arbeitet? 

Wird die Bundesregierung, wie für alle Einrichtungen der 
Kernforschungsanlage Jülich, nach den bisher stattgefundenen 
Verhandlungen nunmehr auch die Bundesbeteiligung für das 
landwirtschaftliche Institut übernehmen? 

Zur Beantwortung ist der Herr Bundesminister 
Höcherl hier. Ich nehme an, daß die drei Fragen im 
Zusammenhang beantwortet werden können. — Kein 
Widerspruch. Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Der Wille der Bundesregie-
rung, der deutschen Landwirtschaft bei ihren An-
strengungen im Wettbewerb auch durch eine mo-
derne Forschung zu helfen, findet den sichtbaren 
Ausdruck in den 16 Bundesforschungsanstalten mei-
nes Geschäftsbereichs, die mit mehr als 2500 Mit- 
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arbeitern und einem jährlichen Aufwand von etwa 
100 Millionen DM alle Probleme, von der Erzeugung 
über die Verarbeitung bis zur Vermarktung land-
wirtschaftlicher Produkte wissenschaftlich bearbei-
ten und ihre Forschungsergebnisse auf dem Wege 
über die Beratung der Praxis zur Verfügung stellen. 

Auf die Frage 36 möchte ich antworten: Der Bun-
desregierung ist lediglich bekannt, daß bei der Kern-
forschungsanlage in Jülich ein Institut für Botanik 
und Mikrobiologie erfolgreich arbeitet. Daneben ist 
vor einiger Zeit eine Arbeitsgruppe „Institut für 
Landwirtschaft" gebildet worden, die mangels ge-
eigneter Arbeitsmöglichkeiten in Jülich zunächst in 
Instituten der landwirtschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Bonn untergebracht ist. 

Zur Frage 37 darf ich sagen: Im Rahmen der ge-
planten Bundesbeteiligung an der Kernforschungs-
anlage Jülich ist der Bundesregierung wiederholt 
nahegelegt worden, ein Institut für Landwirtschaft 
bei der Kernforschungsanstalt in Jülich einzurichten. 
Dazu kann sich die Bundesregierung jedoch nicht 
entschließen, weil nach ihrer Auffassung die Land-
bauforschung an den sieben Landbaufakultäten und 
bei den Forschungsanstalten meines Hauses über 
ausreichende Möglichkeiten zur radio-chemischen 
Forschung verfügt. Der Arbeitskreis „Biologie und 
Medizin" der Deutschen Atomkommission hat sich 
im Januar dieses Jahres gleichfalls mit dieser Frage 
befaßt und dazu folgendes festgestellt: 

Im Hinblick auf die in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits vorhandenen Forschungs-
einrichtungen an landwirtschaftlichen Fakultä-
ten und Bundesforschungsanstalten wird ein 
landwirtschaftliches Institut bei der Kernfor-
schungsanlage Jülich nicht für notwendig ge-
halten. 

Dieser Auffassung schließt sich die Bundesregierung 
an. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Vit. 

Vit (SPD) : Herr Minister, ist die Bundesregierung 
nicht der Meinung, daß die Nähe der Kernforschungs-
anstalt Jülich zu den Universitäten Köln, Bonn und 
Düsseldorf sowie zu Aachen ungewöhnlich günstige 
Möglichkeiten eines fachlichen Austauschs bietet 
und daher die Effektivität des angeschlossenen 
landwirtschaftlichen Instituts vergrößert? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, ich darf Sie 
vielleicht darüber informieren, daß ein bedeutsames 
und ganz modernes strahlenbiologisches und Isoto-
pen-Laboratorium bei der Bundesforschungsanstalt 
für Landwirtschaft in Völkenrode unmittelbar vor 
der Vollendung steht und daß darüber hinaus noch 
in Karlsruhe eine ähnliche Einrichtung existiert. Wir 
glauben, daß damit dem Bedarf von heute Genüge 
geleistet ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Vit. 

Vit (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen bekannt, daß 
an diesem sogenannten Institut für Botanik und 
Mikrobiologie an zukunftweisenden Erforschungen 
von Mutationen bei Pflanzen und Tieren gearbeitet 
wird, ohne die kurzfristig Leistungssteigerungen 
in der Landwirtschaft meines Erachtens nicht denk-
bar sind, und daß die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse auf diesem Gebiet der Lebenswissenschaften 
auch für die Medizin von großer Bedeutung sein 
können und werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, ich habe selbst 
zum Ausdruck gebracht, daß dieses mikrobiolo-
gische Institut außerordentlich fruchtbar arbeitet. 
Aber hier geht es ja um die Frage, ob der Arbeits-
kreis Landwirtschaft, der bei der Kernforschungs-
anstalt eingerichtet werden soll, vom Bund über-
nommen werden  soll.  Der Bund ist der Meinung, 
daß es gerade in der kulturpolitischen Konkurrenz 
nicht immer, wenn irgendwo etwas eingerichtet ist, 
heißen kann, daß wir sofort in Zahlung treten müs-
sen. Die kulturpolitische Konkurrenz drückt sich 
zweckmäßigerweise auch in einer Arbeitsteilung 
und bei den Kosten aus. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Damit sind diese 
Fragen beantwortet. 

Ich rufe die  Fragen 38, 39 und 40 des Herrn Ab-
geordneten Logemann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Abwendung einer akuten 
Bedrohung der Existenz der deutschen landwirtschaftlichen Er-
zeuger Sofortmaßnahmen zur Entlastung des Eiermarktes einzu-
leiten? 

Sieht die Bundesregierung in den von norddeutschen Geflügel-
wirtschaftsverbänden dem Bundesernährungsminister schon im 
März 1968 vorgeschlagenen Sofortmaßnahmen geeignete Möglich-
keiten zur Wiederherstellung der Rentabilität der deutschen 
landwirtschaftlichen Eierproduktion? 

Welche langfristigen Maßnahmen sind nach Auffassung der 
Bundesregierung zur Konsolidierung des Eiermarktes notwendig? 

Diese Fragen bilden wohl auch eine Einheit und 
können zusammen beantwortet werden. — Bitte, 
Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Soweit es sich wirklich um 
eine akute Bedrohung der Existenz der deutschen 
landwirtschaftlichen Erzeuger durch Einfuhren von 
Eiern aus Drittländern zu ungewöhnlich niedrigen 
Preisen bzw. in ungewöhnlich großen Mengen han-
delt, ist die Bundesregierung nicht nur bereit, son-
dern sogar verpflichtet, die in der Gemeinsamen 
Marktordnung für Eier vorgesehenen Maßnahmen 
einzuleiten. 

Die bedauerliche Lage auf dem Eiermarkt ist wie 
folgt zu beurteilen. Die augenblickliche Marktlage 
ist dadurch entstanden, daß die deutsche Produktion 
stärker als die Nachfrage gestiegen ist. Die Einfuh-
renspielen nur eine untergeordnete Rolle. Der An-
teil der deutschen Eiererzeugung an der Marktver-
sorgung ist in den letzten Jahren von 82 % :im 
Jahre 1964 über 86 % im Jahre 1965 auf 91 % im 
Jahre 1967 gestiegen. Der Anteil der Importe aus 
Mitgliedstaaten und Drittländern ist dementspre-
chend von 18 % auf 9 % gefallen. Der Anteil der 
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Drittlandeinfuhren am Gesamtverbrauch betrug im 
Jahre 1967 nur noch 1,3 %. 

Um dennoch nichts unversucht zu lassen, was zu 
einer Befestigung des Marktes beitragen könnte, 
habe ich veranlaßt, daß die Ausschreibungsbedin-
gungen für die im Rahmen der Bevorratung ohnehin 
in diesem Jahr notwendige Wälzung von Eiproduk-
ten dahin gehend geändert werden, daß Eiprodukte, 
die aus deutschen Schaleneiern hergestellt werden, 
eingelagert werden können. Das Bundesfinanzmini-
sterium hat bereits fernmündlich seine Zustimmung 
erteilt. Die entscheidenden Besprechungen sollten 
heutestattfinden. Wir konnten den Termin nicht 
festlegen. Die Besprechungen werden am Montag 
stattfinden, und wir werden die notwendigen Maß-
nahmen unverzüglich einleiten. 

Zu den Fragen 2 und 3 darf ich sagen: Die Vor-
schläge für Sofortmaßnahmen der regionalen Geflü-
gelwirtschaftsverbände Norddeutschlands wurden 
mir durch die Landesministerien von Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein unterbreitet. In meinen Ant-
worten, die Sie sicher kennen, habe ich ausführlich 
zu den angeregten Maßnahmen Stellung genom-
men. Ein Teil dieser Maßnahmen ist nicht durch-
führbar oder steht im Widerspruch zu EWG-Bestim-
mungen. Der andere Teil ist leider nicht geeignet, 
die Rentabilität der deutschen landwirtschaftlichen 
Eierproduktion nachhaltig zu verbessern. Eine 
dauernde Festigung des Eiermarktes ist meiner An-
sicht nach nur zu erreichen, wenn  es gelingt, Ange-
bot und Nachfrage mehr in Einklang zu bringen. Die 
hierfür erforderlichen langfristigen Maßnahmen, 
horizontale und vertikale Integration sowie jede 
andere Form der Zusammenarbeit können nur von 
der Eierwirtschaft selbst getroffen werden. Die Bun-
desregierung ist bereit, jede Art von erlaubter und 
rechtlich möglicher Hilfestellung zu leisten. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung in ihren 
Richtlinien dafür gesorgt, daß weitere Erzeugungs-
anlagen zur Zeit nicht unterstützt werden und daß 
Anlagen zur Verwertung von Eiern gebaut werden 
können. Ein Stabilisierungsfonds, wie er vorgeschla-
gen worden ist, läßt sich nur auf privater oder 
gesetzlicher Grundlage errichten. Wir sind in Ver-
handlungen eingetreten. 

Meines Erachtens müßte zwischen den Erzeugern 
— wir werden uns darum bemühen — eine Ver-
ständigung erreicht werden, daß der rasche Anstieg 
in ein Verhältnis zu den Absatzmöglichkeiten 
gebracht wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, der Geräuschpegel im Hause hat eine 
beträchtliche Höhe. Wollen Sie bitte helfen, ihn zu 
senken, und vor allem Platz nehmen. 

(Beifall.) 

Eine Zusatzfrage, Herr Logemann. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, ist nicht auch 
zur Stabilisierung des deutschen Eier- und Geflügel-
preisniveaus eine Neuorganisation der bisher 
gebräuchlichen Preisnotierungen Voraussetzung? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja, das ist richtig. Sie wis-
sen, daß wir nicht nur auf diesem Gebiet, sondern 
auf dem ganzen Fleischsektor bemüht sind, eine 
größere Transparenz zu schaffen, durch Handels-
klassenverordnungen auf der einen Seite und orga-
nisatorische Maßnahmen auf der anderen Seite. 
Auch hier wird gearbeitet. Aber ob das ausreichen 
wird, den Kern der Klagen zu treffen, möchte ich 
bezweifeln. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Logemann. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, planen Sie eine 
entsprechende gesetzliche Regelung, die alle Han-
delsstufen erfassen müßte und eine entsprechende 
Markttransparenz zu gewährleisten hätte? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Sie wissen ja, welche Ein-
richtungen wir zur Markttransparenz haben: eine 
auch vom Berufsstand getragene ZMP, die Sie ken-
nen. Es ist ja so, daß die starke Vermehrung der 
Eierproduktion ganz offenbar ohne Rücksicht auf die 
Marktchancen, die zweifellos schon absehbar wa-
ren, erfolgt ist. Sie wissen, daß bei dem Preisverfall 
recht unterschiedliche Verhältnisse in  der Bundes-
republik herrschen und daß gerade von Groß-
erzeugern immer wieder große Posten auf den 
Markt geworfen werden und bei der Preisderou-
tierung einen erheblichen Einfluß haben. 

- Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Logemann. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, ich frage aus 
einem ganz bestimmten Grund: Sind Sie mit mir 
der Auffassung, daß der jetzige Abstand zwischen 
Erzeuger- und Verbraucherpreisen bei Eiern in 
der Tat überhöht ist? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage. 

Logemann (FDP) : Sind Ihnen aus dem nord-
deutschen Raum Vorgänge bekannt, die darauf 
schließen lassen, daß Großvermarkter von Eiern so-
wohl auf genossenschaftlicher Seite als auch auf 
seiten des privaten Eiergroßhandels durch Ausdeh-
nung der  Vermarktungsspanne den Eiererzeugern 
Preisnachteile bringen? - 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sie haben noch 
eine Frage, Herr Logemann. — Bitte! 

Logemann (FDP) : Entsteht nicht durch das ver-
kehrspolitische Programm der Bundesregierung 
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— ich meine den Leber-Plan — die Gefahr einer 
weiteren Benachteiligung der Eier- und Geflügel-
fleischerzeuger durch höhere Frachten, besonders in 
marktfernen Gebieten? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Der Leber-Plan wird zur Zeit 
im Bundestag beraten. Ich möchte annehmen, daß 
die Beratungen nicht zu einer solchen Verschlech-
terung oder einer Gefährdung führen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Wächter. 

Wächter (FDP) : Denken Sie, Herr Minister, bei 
der Einführung langfristiger Maßnahmen gegeben

-

falls auch an die Einführung einer Genehmigungs-
pflicht entsprechend der französischen Regelung für 
alle neu einzurichtenden Geflügelbetriebe mit einer 
Legehennenhaltung bis zu 5000 Legehennen?  

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, wir müssen 
zwei Dinge unterscheiden. Die Frage einer Geneh-
migungspflicht liegt dem Deutschen Bundestag vor. 
Es gibt einen Initiativentwurf, bei dem es um die 
Frage geht, ob man die Populationen bei Tierhal-
tungen begrenzen kann. Bisher konnte sich der Bun-
destag mit Rücksicht auf Art. 12 des Grundgesetzes 
nicht entschließen, einer solchen Begrenzung näher-
zutreten. Was wir tun konnten, nämlich in Richt-
linien die Förderung von solchen Einrichtungen zu 
unterlassen, ist bereits geschehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, tref-
fen Vermutungen zu, wonach durch unterschiedliche 
Veterinärbestimmungen innerhalb der EWG und 
durch überhöhte Steuerrückvergütung in einzelnen 
Ländern der EWG auf dem Eiermarkt der EWG noch 
Wettbewerbsverzerrungen bestehen, die es zu be-
seitigen gilt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Es gibt nicht nur Vermutun-
gen, sondern auch Behauptungen. Das ist mehr. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe diese Behauptungen an die Stelle herange-
tragen, die dafür kompetent ist, nämlich an die  Kom-
mission,  und ich habe mich auch mit einem Kollegen 
aus dem EWG-Bereich darüber unterhalten. Ich 
nehme an, daß wir sehr bald, vor allem was die um-
satzsteuerliche Seite betrifft, eine Aufklärung bzw. 
eine Abhilfe erhalten, wenn sich die Vermutungen 
bestätigen sollten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Ich darf sicher sein, daß 
Sie dann die interessierten Herren dieses Hauses 
über die Ergebnisse dieser Kommission informieren? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Mini-
ster, wären Sie nicht vielleicht doch bereit, die Ein-
richtung eines Stabilisierungsfonds analog dem in 
den Niederlanden schon bestehenden Fonds zu-
nächst auf nationaler Ebene zu unterstützen und dem 
Ministerrat gleiche EWG-Lösungen vorzuschlagen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich bin nicht gegen einen 
Stabilisierungsfonds; aber zunächst muß entschieden 
werden, ob er aus eigener Kraft aufgestellt werden 
soll, wofür ich sehr wäre, oder ob wir eine gesetz-
liche Lösung finden müßten, und dann ist sofort der 
Finanzminister gefragt bzw. das Hohe Haus. Ich bin 
nicht grundsätzlich dagegen. Wir müssen uns für 
eine vernünftige Form entscheiden. Aber wie gesagt, 
ich würde der privaten Initiative, zu der wir eine 
Hilfestellung leisten, den Vorzug geben. 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Darf ich zunächst 
die Kollegen bitten, den Stehkonvent aufzulösen, 
der hier vor mir veranstaltet wird. — Darf ich bit-
ten, Platz zu nehmen, meine Herren. 

Herr Bauknecht, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Bauknecht (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
treffen Pressemeldungen zu, wonach in Nordrhein-
Westfalen eine neue Geflügelproduktion oder Eier-
produktion mit einem Gesamtumfang von etwa 
400 000 Legehennen in Angriff genommen werden 
soll? Dort sollen Arbeiter beschäftigt werden, die 
bisher im Kohlebergbau tätig sind. 

Trifft es außerdem zu, daß für die Errichtung einer 
solchen Anstalt öffentliche Mittel gewährt werden? 

Dritte Frage: Welche Auswirkungen hat das auf 
die bisherigen Eierproduzenten in der Umgegend? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Darf ich die Fragen von 
rückwärts beantworten, weil damit vielleicht die 
erste und die zweite Frage gegenstandslos werden. 

Öffentliche Mittel vom Bund werden, wenn ein 
solches Vorhaben tatsächlich geplant sein sollte, 
ganz bestimmt nicht gewährt. 

Was die Länder in ihrer eigenen Zuständigkeit 
tun können, das wissen Sie. Wir haben darauf kei-
nen Einfluß. Aber ich kann Ihnen folgendes sagen: 
in einem ähnlichen Fall — der also nicht den Fall 
betrifft, den Sie hier in den Raum stellen, sondern 
in einem ähnlichen Fall — hat das zuständige 
Landwirtschaftsministerium eine gewisse Auflage 
erteilt — auch bei einem gewerblichen Produzen- 
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Bundesminister Höcherl 

ten —, die agrarpolitisch Ihre Zustimmung finden 
wird. Ich glaube also, daß dieses gefährliche Pro-
jekt, das Bergbauinteressen und Eierproduktion in 
einen so bedenklichen Zusammenhang bringt, viel-
leicht doch mehr ein Gebilde der Phantasie ist. Ich 
wüßte auch gar nicht, wer jetzt angesichts der 
desolaten Lage auf dem Eiermarkt auf den Gedan-
ken kommen sollte, auch wenn er Überschüsse aus 
anderen Betriebszweigen hätte, nun ausgerechnet 
in diese gefährliche Produktion einzusteigen. Für 
eine wirtschaftlich weitsichtige Haltung könnte ich 
das nicht akzeptieren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zunächst noch 
Herr Bauknecht zu einer Zusatzfrage. 

Bauknecht (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
glauben Sie nicht, daß eine solche Maßnahme 
— falls es zutrifft, daß seitens des Landes solche 
Mittel gegeben werden — in diametralem Gegen-
satz zu Ihrem Agrarprogramm stehen würde? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja, zu . meinem und zu 
Ihrem, nehme ich an. Das ist das Gemeinsame. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 

Ich bin aber auch der Meinung, daß der Kollege 
Denecke, der sich ja in einem anderen Fall durchaus 
bereit gezeigt hat, die agrarpolitischen Interessen 
wahrzunehmen, auch hier Zurückhaltung zeigt. Ich 
kann an dieses Projekt nicht glauben. Ich würde 
auch den Einfluß aufbieten, der notwendig wäre, 
um es nicht entstehen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Minister, gilt die von Ihnen 
dargelegte Richtlinie Ihrer Agrarpolitik beispiels-
weise auch für Hühnerhochhäuser in Berlin? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das Hühnerhochhaus in 
Berlin kann von meiner Richtlinie, ganz gleich, wie 
sie ist, nicht mehr verändert werden. Es existiert. 
Ich könnte mir vorstellen, daß es — — 

(Abg. Ertl: Aber finanziert!) 

— Ja, von mir nicht! Nein! Ich habe das festgestellt. 
Wir können ja in einer freiheitlichen Wirtschafts-
ordnung niemandem verbieten, selbstmörderisch 
solche Anlagen einzurichten, ich meine wirtschaft-
lich selbstmörderisch, wenn er das will. Ich kann 
das durch Richlinien nicht mehr beseitigen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 41, 
42 und 43 des Herrn Abgeordneten Reichmann bil-
den wohl auch eine Einheit und können im Zusam-
menhang beantwortet werden: 

Wie hoch sind die Margarineverbraucherpreise in jedem der 
sechs EWG-Mitgliedstaaten in  DM? 

Wie hoch ist das durchschnittliche Jahreseinkommen eines 
vierköpfigen Familienhaushalts in jedem der sechs EWG-Mit-
gliedstaaten in DM? 

Aus welcher Haushaltsposition beabsichtigt die Bundesregie-
rung die in Brüssel im Ministerrat zugesagten 120 Millionen DM 
Margarineabgabe zu bezahlen? 

Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Margarine einer Standard-
qualität kostete im April 1968 — das sind vorläu-
fige Zahlen — bzw. im Oktober 1967 in  großen 
Fachgeschäften und Warenhäusern der EWG-Mit-
gliedstaaten folgendes, und zwar je 1 /4 kg, folie

-

verpackt: Bundesrepublik Deutschland 0,71 DM, 
Frankreich im Oktober 1967 0,71 DM, Italien im 
Oktober 1967 1,18 DM, Niederlande 0,57 DM, Bel-
gien 0,79 DM, Luxemburg 0,78 DM. 

Zur zweiten Frage: Im Jahre 1966 wurde in den 
EWG-Mitgliedstaaten ein durchschnittliches Jahres-
einkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftig-
ten Arbeitnehmer in folgender Höhe erzielt: Bun-
desrepublik Deutschland 11 116 DM, Frankreich 
13 212 DM, Italien 9312 DM, Niederlande 12 060 DM, 
Belgien 12 116 DM. 

Diese Zahlen beziehen sich auf den Durchschnitt 
aller Arbeitnehmerhaushalte, sind also mit allem 
Vorbehalt entgegenzunehmen. Einheitliche Zahlen-
angaben über die Jahreseinkommen in Vier-Per-
sonen-Haushalten, die vergleichbar wären mit den 
in deutschen amtlichen Statistiken erscheinenden 
„Vier-Personen-Arbeitnehmer-Haushalten mit mitt-
lerem Einkommen" sind noch nicht für alle EWG-
Mitgliedstaaten verfügbar. 

Ihre letzte Frage: Zunächst darf ich darauf hin-
weisen, daß alle Finanzbeiträge der Bundesrepublik 
zum Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft aus dem Einzelplan 60 — 
Allgemeine Finanzverwaltung — geleistet werden; 
der Einzelplan 10, also der Landwirtschaftsetat, 
wird damit nicht belastet. 

Die Auswirkung des Beschlusses zur Fettsteuer 
darf ich noch wie folgt erläutern: Würde es zu einer 
Fettsteuer kommen, würde eine Entlastung unseres 
Beitrages an den Agrarfonds beim Einzelplan 60 
in Höhe des Aufkommens aus der Fettsteuer eintre-
ten, weil der Beitrag nicht mehr in voller Höhe aus 
allgemeinen Haushaltsmitteln aufgebracht werden 
müßte. 

Wird  in  der Bundesrepublik eine Fettsteuer nicht 
eingeführt, wie es die deutsche Delegation erklärt 
hat, verbleibt es bei der vollen Höhe des Beitrags 
ohne Entlastung des Haushalts durch das Fettsteuer-
aufkommen. Eine Mehrbelastung des Bundeshaus-
halts über das bisherige Volumen tritt also durch 
die Zusage, eine entsprechende finanzielle Verpflich-
tung zu übernehmen, nicht ein. Das könnte nur dann 
der Fall sein, wenn sich eine Veränderung des Auf-
bringungsschlüssels ergäbe. Unser Beitrag nach dem 
Aufbringungsschlüssel ist 31,2 % und der deutsche 
Anteil am Fettverbrauch 30,0 % . 

Vielleicht noch eine abschließende Bemerkung: 
Ihre Vermutung, daß hier eine Zahl von 120 Mil-
lionen DM zur Debatte stehe, trifft nicht ganz zu. 
Unsere Berechnungen gehen auf eine Zahl zwischen 
100 und 110 Millionen DM. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Herr Bundesminister, hält es 
die Bundesregierung angesichts dieser Entwicklung 
und der bisherigen Subventionspolitik für richtig, in 
diesem Falle gegebenenfalls eine neue Verbraucher-
subvention durchzuführen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, ich verstehe 
Ihre Frage nicht ganz. Welche Verbrauchersubven-
tion ist gegeben worden? Es ist hier gar nichts ver-
ändert worden, sondern der bisherige Zustand ist 
aufrechterhalten worden, so daß etwas Neues über-
haupt nicht geschehen ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Ist es zutreffend, daß die 
110 Millionen DM mit Rücksicht auf die Auswir-
kungen auf die Verbraucher vom Bund aufgebracht 
werden müssen, und wäre das dann nicht eine Ver-
brauchersubvention? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Zahlungen müssen so 
und so aufgebracht werden, sei es durch den Bund 
über Haushaltsmittel, sei es durch den Steuerzahler. 
Der Bund ist ja auch nichts anderes als die Korpo-
ration der Steuerzahler. Man kann nicht sagen, das 
seien zwei verschiedene Quellen. Die eine ist direkt 
und die andere ist indirekt. Aber zur Kasse wird 
immer derselbe gebeten, nämlich der Steuerzahler, 
der Bundesbürger. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Herr Bundesminister, wird 
die Konzeption, von der Sie eben sprachen, auch be-
züglich der Beurteilung der Maßnahmen zugunsten 
der Landwirtschaft und der ihr angeblich gewährten 
Subventionen angewendet? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich habe keine Konzeption 
entwickelt, sondern einen Sachverhalt geschildert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Wächter. 

Wächter (FDP) : Herr Minister, habe ich Sie recht 
verstanden, daß bei uns in der Bundesrepublik 
1 /4  Kilo Margarine 0,71 DM kostet, und wenn das 
zutrifft, darf ich Sie fragen, um wieviel sich dieser 
Preis nach Ihrer Ansicht nach Einführung der Fett-
steuer in der Bundesrepublik erhöhen würde? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Fettsteuer soll unge

-

fähr 14 Pf pro kg ausmachen. Da ich Viertelpreise 
vorgetragen habe, wäre das der vierte Teil. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr Kol-
lege, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, sind Sie mit 
mir der Auffassung, daß, wenn sich die Bundes-
regierung entschlossen hätte, den Weg der Partner-
länder bezüglich der Belastung hier zu gehen, auch 
bei uns keine Erhöhung der Margarinepreise einge-
treten wäre? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich habe dieser Hoffnung 
schon einmal Ausdruck gegeben; aber man weiß 
das nie genau. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, Sie haben so-
eben angedeutet, es sei nur eine Belastung von 
etwa 110 Millionen DM für uns als Barzahlung nach 
Brüssel in Rechnung zu stellen. Ist es nicht doch so, 
daß in der EWG überlegt wird, zu einer höheren 
Fettabgabe zu kommen, und daß die Bundesregie-
rung dann auch entsprechend mehr in Anspruch ge-
nommen werden würde? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Partnerstaaten haben 
sich auf den Betrag von rund 14 Pf pro kg geeinigt. 
Von einer höheren Fettabgabe ist nicht die Rede 
gewesen. Aber es besteht, wenn man dem Steuer-
zahler etwas abnehmen kann, immer die Gefahr, 
daß etwas .passiert. Man sollte vielleicht den An-
fängen wehren. Wir haben einige Erfahrung in 
dieser Richtung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Mini-
ster, können Sie mir sagen, welche anderen agrar-
politischen Maßnahmen durch die Übernahme der 
Margarineabgabe auf den Agrarhaushalt beeinträch-
tigt werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Es wird nichts beeinträchtigt, 
sondern es geht um die Frage, ob dem Verbraucher 
das zugemutet werden soll oder nicht. Darüber 
müßte nämlich nicht die Bundesregierung, sondern 
das Hohe Haus entscheiden. Es ist furchtbar schwer, 
eine solche Entscheidung über so etwas abzuschät-
zen. Die Mutprobe lag nicht bei der Bundesregie-
rung, sondern die Mutprobe wäre auf das Hohe 
Haus zugekommen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 44, 45 und 46 des Herrn Abgeordneten Budde 
auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesrepublik Deutschland nach Chile 
Molkereibutter zum Preis von 1,06 DM je kg exportiert hat, 
während der deutsche Verbraucher für die gleiche Butter 6,72 
DM je kg bezahlen muß? 

Trifft es ferner zu, daß die Bundesrepublik Deutschland aus 
dem Brüsseler Agrarfonds für diese Ausfuhr eine Exportsub- 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
vention von 5,15 DM pro kg erhalten und damit insgesamt 
6,21 DM je kg erlöst hat, ein Betrag also, der 0,80 DM unter 
dem Preis liegt, den die deutsche Einfuhr- und Vorratsstelle 
beim Ankauf dieser Butter bezahlt hat? 

Hält die Bundesregierung eine solche Verfahrensweise mit den 
Grundsätzen sinnvoller Wirtschaftspolitik und wirksamer Ver-
braucherpolitik für vereinbar? 

Diese Fragen betreffen einen Gesamtkomplex und 
können wohl zusammen beantwortet werden. 

Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Zu welchen Preisen Butter 
von Handelskreisen nach Chile exportiert wurde, ist 
mir nicht bekannt. 

Die Bundesregierung gewährt bei Ausfuhren von 
Butter nach Drittländern die nach EWG-Recht zu-
lässigen Erstattungssätze. Beim Export von Butter 
nach Chile beträgt die Erstattung zur Zeit 4,85 DM 
pro kg ohne Frachtkostenzuschläge. Der Markt-
preis in der Bundesrepublik beträgt 6,68 DM ohne 
Mehrwertsteuer. Das ergibt einen Unterschied von 
1,83 DM pro kg, während der Weltmarktpreis 1,80 
DM pro kg beträgt. Es ist möglich, daß von den 
Exporteuren nicht frische Butter, sondern Lager-
butter exportiert wurde. Damit wäre ein Abschlag 
von 0,48 DM möglich. Dieser Abschlag kommt aber 
auch dem inländischen Verbraucher zugute. 

Nun zur nächsten Frage: Die von der Bundesrepu-
blik aufgewendeten Exporterstattungen werden aus 
dem Brüsseler Agrarfonds zurückvergütet. Die Ein-
fuhr- und Vorratsstelle „Fette" zahlt für frische 
Lagerbutter einen Interventionspreis von 6,68 DM 
pro kg netto, d. h. ohne Mehrwertsteuer. Beim Ver-
kauf für den Export von sechs Monate alter Butter 
erzielt sie einen Preis von 6,20 DM pro Kilogramm. 
Die Differenz von 0,48 DM pro Kilogramm trägt der 
Agrarfonds der EWG. Es ist nicht richtig, daß die 
Einfuhr- und Vorratsstelle Fette für Butter einen 
Preis erzielt hat, der um 0,80 DM unter dem Ein-
kaufspreis liegt. 

Zu der zweiten Frage: Die Bundesrepublik betei-
ligt sich am Handel auf dem Weltmarkt zu den 
gleichen Bedingungen wie andere Drittländer. So-
fern Exportmöglichkeiten nicht durch die Bundes-
republik genutzt werden, erfolgt dies durch andere 
Mitgliedstaaten oder sonstige Exportländer. 

Die Frage, ob das mit den Grundsätzen einer sinn-
vollen Wirtschaftspolitik und einer wirksamen Ver-
braucherpolitik vereinbar sei, möchte ich dahin be-
antworten, daß es sich um eine der bekannten 
Schwierigkeiten und um ein weltweites Überschuß-
problem handelt, das mit den Kategorien „sinnvoll" 
und „wirksam" nicht ganz erschöpfend erfaßt wer-
den kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Die Fragen 47 und 48 von Frau Abg. Jacobi (Marl) 
bilden auch eine Einheit: 

Wird die Bundesregierung auch nach den Brüsseler Beschlüssen 
die Absicht, eine verbilligte Abgabe von Butter an sozial 
Schwache vorzusehen, durchführen? 

Liegen bereits konkrete Pläne dafür vor? 

Die Fragen können zusammen beantwortet wer-
den. 
Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Meine Antwort lautet: Ja. 
Die Kommission hat bereits zum Ausdruck gebracht, 
daß sie bereit ist, solche Aktionen auch weiterhin 
zu fördern, wenn dadurch der Absatz von frischer 
Butter nicht beeinträchtigt wird. 

Auch die zweite Frage ist mit Ja zu beantworten. 
Es war beabsichtigt, an etwa 2 Millionen Sozial-
empfänger und ähnliche Bedürftige Lagerbutter 
mittels Gutscheine verbilligt abzugeben. Hierbei war 
den Sozialämtern in den Städten und Landkreisen 
die Aufgabe zugedacht, gemeinsam mit den Vertre-
tern karitativer und kirchlicher Organisationen die 
Auswahl der hilfsbedürftigen Personen zu treffen. 
Die Mitarbeit der Sozialämter, die die Bearbeitung 
für ihren Bereich koordinieren mußten, war deshalb 
dringend erforderlich. Der Deutsche Städtetag und 
der Deutsche Gemeindetag haben jedoch Bedenken 
gegen eine solche Aktion und konnten sich zu der 
erbetenen Mitarbeit nicht bereit finden. Es ist zur 
Zeit noch kein gleichwertiger Weg zur Durchführung 
der Aktion gefunden worden, den ich dem Kabinett 
vorschlagen könnte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Jocobi. 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU) ; Herr Minister, 
Sie halten also an Ihrem Vorhaben fest, um so den 
Butterberg abzubauen und den sozial Schwachen 
Butter zukommen zu lassen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja, ich halte daran fest. Ich 
habe nur nicht gedacht, daß es so schwierig wäre, 
billige Butter an den Mann zu bringen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Jacobi. 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
könnte man für die Zukunft das Anwachsen des 
Butterberges dadurch verhindern, daß man der deut-
schen Vollmilch einen größeren Fettgehalt beläßt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die EWG wird in der 
Trinkmilchmarktordnung, die demnächst beraten 
wird, eine solche Auffettung vorsehen. Diese Auf-
fettung allein genügt aber nicht; die Milch muß ja 
auch noch getrunken werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 49 
bis 51 des Herrn Abgeordneten Müller (Worms) 
können ebenfalls im Zusammenhang beantwortet 
werden: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland das Getreide (Weizen) von den Überschußgebieten 
Bayern und Schleswig-Holstein zu den Hauptbedarfsgebieten 
nicht abfließen kann, weil die Regionalisierung der Interven-
tionspreise nicht den tatsächlichen Frachtkosten entsprechend 
vorgenommen worden ist? 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß dadurch die tiaditionel-

len Absatzgebiete an Rhein, Main und Ruhr, die im Durchschnitt 
der letzten Jahre ca. 160 bis 180 t vor allem bayerischen Weizen 
aufgenommen haben, an Frankreich verlorengehen und die 
Wettbewerbsstellung der Verarbeitungsbetriebe in den Über-
schußgebieten mit den überhöhten Interventionspreisen in un-
tragbarer Weise verschlechtert wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um der EWG-VO 
Nr. 131/67 Rechnung zu tragen, in der es heißt, die abgeleiteten 
Interventionspreise seien so festzusetzen, daß sie „einen freien 
Getreideverkehr innerhalb der  Gemeinschaft entsprechend den 
Erfordernissen des Marktes ermöglichen"? 

Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Wie es nicht anders zu 
erwarten war, beeinflußt der gemeinsame Getreide-
markt die Standortbedingungen der Wirtschaft. 
Französischer Weizen, der frachtgünstig zum deut-
schen Hauptzuschußgebiet liegt, kommt, da eine 
Abschöpfung nicht mehr erhoben wird, in größeren 
Mengen als bisher auf den deutschen Markt und 
tritt da in Konkurrenz zum deutschen Weizen. Das 
ist eine logische Konsequenz des Gemeinsamen 
Marktes. 

Der Ministerrat hat versucht, diesen Vorgang im 
Wege einer Preisregionalisierung wirtschaftlich 
sinnvoll zu steuern. Er hat die abgeleiteten Inter-
ventionspreise daher so festgelegt, daß der Weizen 
von den Überschuß- in die Zuschußzonen abfließen 
kann. Die Preise in Bayern und Württemberg wur-
den daher vom Zuschußraum Mannheim/Ludwigs-
hafen, in Schleswig-Holstein vom Zuschußraum 
Hamburg, der übrige Teil des Bundesgebietes von 
Duisburg abgeleitet, und zwar unter Berücksichti-
gung der echten Frachtaufwendungen. Der Markt 
im Hauptzuschußgebiet Duisburg wird nicht den 
französischen Anbietern überlassen, weil die Über-
schüsse in den Gebieten, deren Preise von Duisburg 
abgeleitet sind, z. B. Niedersachsen, größer sind als 
der Bedarf im Hauptzuschußgebiet. Da diese Ge-
biete direkt von Duisburg abgeleitet sind, befinden 
sie sich auch in einer guten Konkurrenzposition 
gegenüber Waren anderer Herkunft. 

Hätte man die Ableitung für alle deutschen Ge-
biete nur von Duisburg aus vorgenommen, wie das 
Ihnen, Herr Kollege Müller, offensichtlich als wün-
schenswert vorschwebt, so hätte dies zu einer noch 
weiteren Absenkung des Weizenpreises in  Schles-
wig-Holstein,  Baden-Württemberg und Bayern in 
beträchtlichem Umfang und voraussichtlich auch 
dazu geführt, daß der Weizen an den übrigen 
Zuschußplätzen und den dort ansässigen Verarbei-
tungsbetrieben und Verbrauchern vorbei in den 
Raum Duisburg verbracht worden wäre, wo sich 
dann voraussichtlich auf dem höheren Preisniveau 
Duisburgs neue Überschüsse gebildet hätten. Eine 
solche Regelung war unter Berücksichtigung der 
Gesamtumstände nicht vertretbar. 

Die abgeleiteten Interventionspreise für das Wirt-
schaftsjahr 1968/69 müssen in Brüssel noch fest-
gelegt werden. Die Bundesregierung hat vorgeschla-
gen, die abgeleiteten Preise an den Main-Plätzen 
um rund 1 DM je Tonne zu senken. Diese Maß-
nahme ergibt sich als Folge der veränderten Fracht-
kosten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß die Deklaration von Passau und 
Regensburg zu Ausfuhrhäfen sowie der Interven-
tionspreis Aulendorf als niedrigster Preis in der 
Bundesrepublik in Ober- und Niederbayern zu 
Interventionspreisen geführt haben, die bis zu 
1,01 DM höher liegen als im Raum Mannheim? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich habe davon gehört. Ich 
könnte mir denken, daß die beteiligten Landwirte 
darüber ein ausgesprochen gutes Gefühl empfinden. 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Ist Ihnen bekannt, Herr 
Bundesminister, daß von 19 Handelsplätzen in Ober-
und Niederbayern 16 den gleichen Interventions-
preis haben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Diese allerletzten Einzelhei-
ten sind mir nicht bekannt. Aber ich möchte sie auch 
nicht bedauern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Ist Ihnen bekannt, Herr 
Bundesminister, daß am Weizenmarkt in Bayern 
rund 300 000 t in die Einfuhr- und Vorratsstelle 
gehen, während bei durchschnittlichen Ernten in 
Bayern 400 000 bis 500 000 t Futtergetreide fehlen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, ich habe hier 
eine Ubersicht über die Weizenernte in Bayern und 
die Interventionsmengen. Ich darf Ihnen dazu sagen, 
daß z. B. im Jahre 1966 die Weizenernte 1,5 Millio-
nen t betrug und 170 000 t in die Intervention gegan-
gen sind, daß zwei Jahre vorher 318 000 t in die 
Intervention gegangen sind und im Jahre 1967 
301 000 t. Ihre Befürchtungen sind also nicht in dem 
Umfang berechtigt, wie Sie vermuten. Der Export 
von bayerischem Überschußweizen nach Südost-
europa ist angelaufen. Die erste Tranche von 46 000 t 
für die Tschechoslowakei ist kontrahiert worden. 
Weitere Mengen dürften folgen, so daß sich hier 
ein natürliches Ventil geöffnet hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Müller? 

Müller (Worms) (SPD) : Ich habe noch drei. — Ist 
Ihnen bekannt, Herr Bundesminister, daß in dem 
Ende März in Brüssel tagenden Beratenden Ausschuß 
für Getreide eine Korrektur der abgeleiteten Inter-
ventionspreise in Nord- und Süddeutschland ver-
langt wurde, um ein Exportventil zu schaffen, weil 
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das derzeitige Preisniveau derart hoch sei, daß aus-
fuhrfähiger Weizen von den französischen Export-
häfen in Skandinavien billiger angeboten werden 
könne als von deutschen Häfen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich werde diesen Einzelhei-
ten nachgehen. Es ist mir bekannt, daß solche An-
regungen gekommen sind. Aber bei diesen Anre-
gungen müssen sehr wohl Verarbeitungs- wie Pro-
duktionsinteressen angemessen berücksichtigt wer-
den. Wir müssen eine angemessene Rücksicht auf 
revierferne Gebiete nehmen, weil sonst Preisabfälle 
eintreten würden, die auch Sie den dortigen Produ-
zenten kaum zumuten möchten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß von seiten der deutschen Ge-
treidewirtschaft wiederholt auf die Unvereinbarkeit 
von einheitlicher Exporterstattung und geltender 
Preisregionalisierung hingewiesen wurde? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das ist mir bekannt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die letzte Zu-
satzfrage, Herr Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Herr Bundesminister, 
würden Sie bereit sein, eine Untersuchung durch die 
EWG-Kommission in Brüssel anzuregen, ob in den 
an Bayern angrenzenden Ländern Voraussetzungen 
für Weizenimporte vorhanden sind und ob Passau 
und Regensburg zu Recht als Exporthäfen deklariert 
wurden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja, ich will gern einer sol-
chen Anregung entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung dieser Fragen, Herr Bundes-
minister. 

Die Fragen 94, 102, 106, 107, 117 und 118 wurden 
zurückgezogen. Die übrigen nicht erledigten Fragen 
werden schriftlich beantwortet. 

Wir sind am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe nun Punkt 7 ,der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierungeingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des 
Besoldungsrechts (Zweites Besoldungsneu-
regelungsgesetz — 2. BesNG —) 
— Drucksache V/2635 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/3033 —
Berichterstatter: Abgeordneter Bremer 

b) Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 
— Drucksache V/2991 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Gscheidle 

(Erste Beratung 161. Sitzung) 

Ich wurde unterrichtet, daß das Haus vor der 
Einzelberatung eine allgemeine Aussprache wünscht. 
— Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wagner. 

Wagner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin dankbar, daß wir die 
heutige Beratung mit einer allgemeinen Aussprache 
beginnen können. Das Zweite Besoldungsneurege-
lungsgesetz hat in seinem Aufbau wesentliche Ver-
änderungen erfahren. Ich meine, es ist deshalb nütz-
lich, daß wir sowohl dem Hause wie auch der Offent-
lichkeit die Überlegungen darstellen, die zu diesen 
Veränderungen geführt haben. 

Die Beratung des Zweiten Neuregelungsgesetzes 
stand von Anfang an unter einem beachtlichen Zeit-
druck, der durch Einwendungen der Länder mit aus-
gelöst war, die sich aus finanziellen Gründen nicht 
in der Lage sahen, den Überlegungen der Bundes-
regierung zu folgen. Wenn wir dieses Ergebnis trotz-
dem heute noch vorlegen können, so ist das, wie ich 
meine, in erster Linie der Arbeit der vom Innen-
ausschuß eingesetzten Arbeitsgruppe unter Leitung 
unseres Kollegen Brück zu danken, der ich hierfür 
herzlichen Dank sagen möchte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das gleiche gilt für die Arbeit des Herrn Bericht-
erstatters, des Herrn Kollegen Gscheidle, der leider 
durch eine Erkrankung verhindert ist, an der heuti-
gen Beratung teilzunehmen. Ich möchte ihm aber auf 
diesem Wege die besten Genesungswünsche über-
mitteln. 

(Beifall.) 

Meine Damen und Herren, mit dem Vierten Ge-
setz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes, 
das im Laufe der Ausschußberatungen an die Stelle 
des Zweiten Neuregelungsgesetzes getreten ist, be-
handelt der Deutsche Bundestag ein Besoldungs-
erhöhungsgesetz mit zusätzlichen strukturellen Ver-
besserungen für die Versorgungsempfänger an Stelle 
eines ursprünglich geplanten Gesetzes, das durch-
greifende strukturelle Maßnahmen in Kombination 
mit einer linearen Besoldungserhöhung vorsah. 

Dieses neue zur zweiten Lesung anstehende Ge-
setz hat folgenden Inhalt: 

1. Am 1. Juli 1968 erhöhen sich die Aktiv- und 
Versorgungsbezüge der Bundesbeamten linear um 
4 %. Der Regierungsentwurf sah im Zweiten Neu-
regelungsgesetz dagegen 3 % vor. 

2. Mit der linearen Erhöhung der Grundgehälter 
geht die lineare Erhöhung der Zulagen und des Orts-
zuschlags einher. Das scheint mir in besonderem 
Maße bedeutsam für die Bezieher der kleinen und 
mittleren Einkommen zu sein; und das ist im Bun-
desdienst die Mehrheit. Der letztgenannte Punkt war 
im Regierungsentwurf ebenfalls noch nicht vorgese-
hen. Die Mehrausgaben für die lineare Erhöhung der 
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Grundgehälter über den Regierungsentwurf hinaus 
sowie für die 4%ige Erhöhung des familienbezoge-
nen Ortszuschlags machen einen Betrag von rund 
100 Millionen DM aus. 

3. Die Versorgungsempfänger erhalten zusätz-
liche Verbesserungen. Im einzelnen bedeutet dies, 
daß diejenigen Versorgungsempfänger, die in eine 
Besoldungsgruppe des Bundesbesoldungsgesetzes 
eingeordnet sind, an Stelle der Versorgung aus der 
Eingangsgruppe ihrer Laufbahn künftig die Versor-
gung aus dem ersten Beförderungsamt erhalten, 
wenn sie im einfachen Dienst eine Dienstzeit von 
einem Jahr, im mittleren Dienst von zwei, im geho-
benen Dienst von drei und im höheren Dienst von 
mindestens fünf Jahren zurückgelegt haben. Damit 
sind gegenüber dem Regierungsentwurf die Dienst-
zeiten als Voraussetzung für die Erlangung dieser 
Versorgung aus dem ersten Beförderungsamt we-
sentlich verkürzt worden. — Ich bin mir darüber im 
klaren, daß wir mit der Festlegung dieser Dienst-
zeiten schon eine gewisse Vorentscheidung für die 
nächste Novelle getroffen haben, wenn es darum 
geht, die Regelbeförderung wieder mehr durch das 
Leistungsprinzip abzulösen und damit zu einer bes-
seren Gestaltung der Beförderungsmöglichkeiten zu 
kommen. — Ferner gilt die vorerwähnte Regelung 
uneingeschränkt auch für Aufstiegsbeamte. Für die 
Versorgungsempfänger, die nicht in das Besoldungs-
gefüge des Bundesbesoldungsgesetzes eingeordnet 
sind, werden unter der Voraussetzung der gleichen 
Dienstzeiten mindestens Versorgungsbezüge aus 
dem ersten Beförderungsamt gewährt. Im übrigen 
erhalten Versorgungsempfänger nicht ins Bundes-
besoldungsgesetz übergeleiteter Beamtengruppen 
eine Erhöhung ihrer Grundgehälter um 8% zusätz-
lich zu der linearen Verbesserung von 4%. 

Man kann bei diesem Schwerpunkt des Vierten 
Änderungsgesetzes, wenn Sie wollen, von einer ge-
wissen Bevorzugung der Versorgungsempfänger 
sprechen. Aber ich glaube, um der Gerechtigkeit wil-
len war dies nötig. Sie sind im Ersten Neuregelungs-
gesetz nicht in entsprechendem Maße berücksichtigt 
worden, und ich glaube, der Personenkreis der Ver-
sorgungsempfänger ist der Kreis, dem man am 
schlechtesten mit dem Argument „Warten" kommen 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mit diesen materiellen Leistungen wird der vom 
Haushalt zugestandene Spielraum voll ausgeschöpft 
und insgesamt ein Volumen von Mehraufwendun-
gen für den öffentlichen Dienst in Höhe von 
500 Millionen DM erreicht. Darin sind die Kosten 
des Vierten Besoldungsänderungsgesetzes allein 
mit einem Anteil von 283,5 Millionen DM enthalten. 
Der Haushaltsausschuß hat der Vorlage geschäfts-
ordnungsgemäß zugestimmt. 

Die Gründe, warum der restliche Inhalt des Zwei-
ten Besoldungsneuregelungsgesetzes nicht schon 
jetzt Gesetz werden soll, sind finanzieller, sach-
licher und politischer Natur. Ein mögliches Miß-
verständnis soll jedoch sofort ausgeräumt werden. 
Die Arbeitsgruppe meines Kollegen Brück und auch 
der Ausschuß haben sich im Grundsatz voll hinter 
die im Entwurf eines Zweiten Besoldungsneurege

-

lungsgesetzes vorgeschlagenen strukturellen Ver-
besserungen für die einzelnen Beamtengruppen ge-
stellt und darüber hinaus weitere bessere Rege-
lungen in Aussicht genommen. Sie haben dem 
Grundsatz nach auch die Harmonisierungsmaß-
nahmen bei Vorliegen bestimmter weiterer Voraus-
setzungen bejaht. Der für die Besoldungsreform vor-
gezeichnete Weg ist also nicht verlassen worden. 

Hätte man aber schon jetzt all diese Maßnahmen 
in Kraft gesetzt, so hätte dies über das Vierte 
Besoldungsänderungsgesetz hinaus einen ungedeck-
ten Mehraufwand von wenigstens 100 Millionen DM 
erfordert. In dieser Lage hat sich der Ausschuß zur 
verstärkten linearen Besoldungsverbesserung ent-
schlossen, was sowohl von den Beamtengruppen 
her für wünschenswert und notwendig erachtet 
wurde, als auch den Notwendigkeiten der wirt-
schaftlichen Situation entspricht. Es steht, so meine 
ich, außer Frage, daß lineare Verbesserungen die 
Konsumnachfrage wirkungsvoller kräftigen als 
strukturelle Maßnahmen gleichen Umfangs, die 
nicht die Allgemeinheit der Beamten betreffen. 
Außerdem wird damit die berechtigte Forderung 
der Beamten nach dem gleichen Anteil am Wirt-
schaftswachstum wie bei den übrigen Arbeitneh-
mern erfüllt. 

Die vom Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetz 
vorgesehenen strukturellen Verbesserungen waren 
die Grundlage der Harmonisierungsmaßnahmen. Da 
die strukturellen Verbesserungen nicht durch-
geführt werden konnten, war es auch nicht möglich, 
die Maßnahmen, die zur Sicherung der erreichten 
Harmonisierung vorgesehen waren — das war vor 
allem das Gesetz zur Änderung des Art. 75 — im 
jetzigen Zeitpunkt zu behandeln. Dies bleibt nun 
der Beratung der letzten Stufe der Besoldungs-
reform vorbehalten. Das hat, so meine ich, den 
beachtlichen Vorteil, daß dann sämtliche strukturel-
len Maßnahmen überschaubar geworden sind. Zu

-

dem haben wir die Hoffnung, daß bis dahin die 
Länder von sich aus notwendige Vereinheitlichun-
gen der Ausgangslage — wie z. B. die Lehrer-
bildung — besprochen und Einigung erzielt haben. 

Bei der Behandlung des Zweiten Besoldungsneu-
regelungsgesetzes im ersten Durchgang hat der Bun-
desrat mahnende Worte an uns gerichtet. Wir ha-
ben sie weitgehend berücksichtigt. Deswegen er-
lauben Sie mir, hier der Bitte Ausdruck zu geben, 
bis zur Vorlage der dritten Stufe im Herbst die 
Differenzen der Länder hinsichtlich ihrer Auffassung 
über die Lehrer- und Richterbesoldung zu beseitigen, 
an der Vereinheitlichung des Zulagewesens mitzu-
arbeiten, aber gleichzeitig auch alle Maßnahmen zu 
unterlassen, die das Harmonisierungsziel erneut 
gefährden könnten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn wir wirklich ernst machen wollen mit der 
Kooperation der Dienstherren, ist dieses Vorgehen 
unbedingt erforderlich. 

Erlauben Sie mir, daß ich in diesem Zusammen-
hang die Beratungsergebnisse herausgreife, die wir 
hinsichtlich der Behandlung von vier wichtigen 
Gruppen des öffentlichen Dienstes, nämlich der 
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Unteroffiziere, der Philologen, der Richter und der 
Techniker gewonnen haben. 

1. Zur Unteroffiziersbesoldung: Von seiten der 
Betroffenen sind wir immer wieder darauf aufmerk-
sam gemacht worden, welche Bedeutung das Unter-
offizierskorps für die Bundeswehr hat und welche 
Zusammenhänge zwischen besoldungsmäßiger Ein-
stufung und ausreichender Zahl und Qualität der 
Unteroffiziere bestehen. Wir erkennen dies voll-
inhaltlich an. Es ist davon gesprochen worden, daß 
die Absicht bestehe, die von der Regierungsseite 
vorgeschlagenen Verbesserungen auf unabsehbare 
Zeit hinauszuschieben. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das ist 
Brunnenvergiftung!) 

— Ich wiederhole das, was der Kollege Schmitt

-

Vockenhausen gesagt hat: das ist Brunnenvergif-
tung. Die Vertrauenskrise, die da und dort an die 
Wand gemalt wird, ist nicht berechtigt. Ich bitte 
alle, uns wirklich zu glauben, daß wir Bedeutung 
und Leistung des Unteroffizierskorps sehr wohl zu 
würdigen wissen und daß die Koalitionsfraktionen 
in Konsequenz dieser Haltung wie im übrigen auch 
der Bundesrat die vorgesehene Verbesserung billi-
gen und baldmöglichst in die Tat umsetzen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

„Baldmöglichst" heißt, wie auch unser vorgelegter 
Entschließungsantrag, der im Schriftlichen Bericht 
enthalten ist, zeigt: Anfang 1969. Als weiteren Be-
weis für die rechte Würdigung des Sachverhalts 
darf ich anführen, daß die Koalitionsfraktionen den 
Vorschlag auf Einführung einer vierten Laufbahn 
bei der Bundeswehr bereitwillig aufgenommen ha-
ben und hoffen, daß dieses Ziel zusammen mit der 
nächsten Novelle verwirklicht werden kann. 

2. Zur Philologenbesoldung: Wir erkennen an, 
daß die Aufstiegsmöglichkeiten im Philologenbe-
reich im Vergleich zum Rest des höheren Dienstes 
zu gering sind. Wir wollen durch Anhebung der 
Studiendirektoren- und Oberstudiendirektoren-
gruppe Abhilfe schaffen. Da dies fast ausschließlich 
ein Besoldungsproblem der Länder ist,  bitten wir 
diese, bis zur Vorlage der nächsten Novelle ihrer-
seits über die Vereinheitlichung der Besoldung die-
ser Gruppe zu beraten und dabei unserem Wunsch 
entgegenzukommen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sehr gut! 
Und nicht sich gegen den Bund auszu

-

spielen, sondern sich erst selbst zu einigen!) 

3. Zur Richterbesoldung: Wir haben bei den Bera-
tungen nicht verkannt, daß die Richter innerhalb des 
öffentlichen Dienstes eine verfassungsmäßige und 
gesetzliche Sonderstellung einnehmen. Wir können 
aber andererseits nicht an der Tatsache vorbeigehen, 
daß Vor- und Ausbildungsvoraussetzungen der Rich-
ter und der höheren Verwaltungsbeamten gleich 
sind 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und daß eine einseitige Bevorzugung der Richter 
über das bereits im Ersten Besoldungsneuregelungs

-

gesetz Veranlaßte hinaus Auswirkungen auf das 

Personalangebot und die Qualität des  Verwaltungs-
personals haben müßte. Da wir über Art und Um-
fang der Aufstiegsmöglichkeiten der Verwaltungs-
beamten jetzt keine Festlegung treffen konnten und 
da wir in der zur Verfügung stehenden Zeit auch 
keine Ubersicht über die durch eine zweite auto-
matische Durchstufung entstehenden Kosten gewin-
nen konnten, mußte diese Frage jetzt ausgeklam-
mert werden und konnte eine dezidierte Meinungs-
äußerung im jetzigen Zeitpunkt nicht erfolgen. 

4. Zur Technikerbesoldung: Die Ausdehnung der 
Technikerzulage auch auf das zweite Beförderungs-
amt als Folge der eingeräumten Aufstiegsmöglich-
keit ohne Funktionswechsel bleibt ebenfalls der 
nächsten Novelle vorbehalten. An der grundsätzlich 
befürwortenden Haltung der Koalitionsfraktionen, 
die bereits mehrfach dargelegt wurde, hat sich nichts 
geändert. 

Aus der kurzen Erörterung dieser wenigen Spe-
zialprobleme ist zu ersehen, daß es nicht möglich 
ist, eines davon isoliert herauszugreifen und zu 
lösen, ohne gleichzeitig die anderen zu bedienen. 
Wir bitten die einzelnen Beamtengruppen, sich dies 
vor Augen zu halten, wenn sie bedauern, daß 
gerade ihr spezielles Anliegen nicht berücksichtigt 
wurde. Dies gilt selbstverständlich auch für die Grup-
pen, die ich in diesem Zusammenhang nicht anspre-
chen konnte. 

Erlauben Sie mir zum Schluß eine kurze Berner-
kung über die künftigen Aspekte der Beamtenbesol-
dung. Meine Damen und Herren, es besteht die 
Chance, daß einige der uns hier beschäftigenden 
Probleme, die für die Endstufe der Besoldungsreform 
zurückgestellt sind, leichter lösbar werden, wenn 
die Länder in der Zwischenzeit die erforderlichen 
Vorberatungen vornehmen. Im großen und ganzen 
aber verliert die Materie der Besoldungsreform da-
durch nichts von ihrer Schwierigkeit und von ihrer 
Bedeutung. Niemand darf sich der Illusion hingeben, 
daß ohne einen entsprechend großzügigen Mittel-
einsatz im Jahre 1969 eine wirksame und dauernde 
Harmonisierung herbeigeführt werden kann. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Deshalb möchte ich mir die im Schriftlichen Bericht 
zum Ausdruck kommende Bitte an den Herrn Bun-
desfinanzminister und den Haushaltsausschuß voll 
zu eigen machen, den Ansatz der mittelfristigen 
Finanzplanung uneingeschränkt für die notwendigen 
Maßnahmen zur Verfügung zu stellen. Die zukünf-
tige Entwicklung wird diese Investition für unseren 
öffentlichen Dienst voll honorieren. 

Eine letzte Bitte! Bei der Ausweisung des Familien-
standszuschlages an Stelle des Ortszuschlages in der 
nächsten Novelle bitte ich zu berücksichtigen, daß 
der Kinderzuschlag schon seit geraumer Zeit nicht 
angehoben wurde. Im Interesse unserer kinder-
reichen Beamten wären hier Verbesserungen nötig. 
Ich bin mir darüber klar, daß dies wahrscheinlich nur 
im Zusammenhang mit Verbesserungen für die Fa-
milien in den anderen Bereichen unseres Volkes 
geschehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Wagner 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

haben mit diesem Vierten Besoldungsänderungs-
gesetz, so meine ich, erreichen können, daß der 
öffentliche Dienst an der wirtschaftlichen Entwick-
lung teilnimmt. Ich hoffe, daß wir noch in dieser 
Periode das Bemühen, das Besoldungsgefüge zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen zu harmoni-
sieren, also zu vereinheitlichen, verwirklichen kön-
nen. Dazu ist eine sehr frühzeitige Vorlage der 
nächsten Novelle durch die Bundesregierung erfor-
derlich. Ich möchte an den Herrn Bundesinnen-
minister die dringende Bitte richten, mit den Vor-
arbeiten doch unverzüglich zu beginnen, damit 
garantiert werden kann, daß diese Novelle recht-
zeitig dieses Haus erreicht. Ich glaube, daß so der 
5. Deutsche Bundestag sein Ziel erreichen könnte, 
unser Besoldungsrecht zu harmonisieren und zu 
modernisieren und damit den Gegebenheiten der 
heutigen Zeit anzupassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Spillecke. 

Spillecke (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ausgangspunkt für die 
Beratungen zum Vierten Besoldungsänderungsgesetz 
sind — ich darf das hier noch einmal ausdrücklich 
klarstellen — die Grundsätze, die der Bundestag im 
April 1966 angenommen hat und denen damals auch 
meine Fraktion vollinhaltlich zustimmte. Wir gingen 
davon aus, daß nunmehr die Harmonisierung des 
öffentlichen Dienstes in Bund, Ländern und Gemein-
den keine allzu großen Schwierigkeiten mehr berei-
ten würde. Leider ist das nicht so gegangen, wie Re-
gierung und Opposition es hofften. Ende 1966, meine 
Damen und Herren, mußten wir die schwerste 
Finanzkrise seit Bestehen der Bundesrepublik er-
leben. Ihre Auswirkungen erstreckten sich auch auf 
den öffentlichen Dienst. Schon mit einiger Verzöge-
rung trat erst zum 1. Juli 1967 das Erste Besol-
dungsneuregelungsgesetz in Kraft. Dieses Gesetz 
hat — das läßt sich nicht leugnen und wird auch von 
der Beamtenschaft anerkannt — für die Betroffenen 
eine Reihe von Verbesserungen gebracht. 

Ebenfalls später als vorgesehen legte die Bundes-
regierung den Entwurf zum Zweiten Besoldungsneu-
regelungsgesetz, der die zweite Harmonisierungs-
stufe umfassen sollte, vor. Aber noch ehe dieser 
Entwurf überhaupt im Bundestag eingebracht war, 
wurden an uns zahlreiche Wünsche aus allen Be-
amtengruppen herangetragen. Es ist nun nicht so, 
daß diese Wünsche durchweg unvertretbar wären; 
viele haben durchaus ihre Berechtigung. 

Wenn der Innenausschuß am 31. Mai dieses Jah-
res die weiteren Beratungen zum Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetz bis nach der parlamenta-
rischen Sommerpause verschob, womit die Hoffnung 
auf eine Verabschiedung dieses Gesetzes noch vor 
den Parlamentsferien hinfällig wurde, so war aber 
nicht dies dafür entscheidend, sondern die Tatsache, 
daß sich erstens in den Beratungen immer mehr 
zeigte, daß wegen der politischen, sachlichen und  

deckungsmäßigen Schwierigkeiten die Verabschie-
dung des Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes 
noch vor der Sommerpause völlig fraglich war. Hin-
zu kommt, daß schnelle Lösungen in dem einen oder 
anderen Fall mit Sicherheit zur Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses geführt hätten, so daß das 
Inkrafttreten der Verbesserungen des Zweiten Be-
soldungsneuregelungsgesetzes zum 1. Juli 1968 auch 
aus diesem Grunde keineswegs sicher war. Zweitens 
erschien es auch nicht zweckmäßig, wollte man die 
Verabschiedung der dritten Harmonisierungsstufe in 
dieser Legislaturperiode — wie beabsichtigt — noch 
erreichen, beide Stufen in einem Gesetz zusammen-
zufassen. 

Andererseits ist auch die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion der Auffassung, daß der Bundesge-
setzgeber die Verbesserungen, die der Entwurf zum 
Vierten Besoldungsänderungsgesetz enthält, nicht 
länger aufschieben konnte. Dabei ist zu bedenken, 
daß es Aufgabe dieses Gesetzes ist, die in der mittel-
fristigen Finanzplanung vorgesehenen Besoldungs-
verbesserungen für den öffentlichen Dienst für das 
Jahr 1968 auch in der Tat zu verwirklichen. Meine 
Fraktion geht also, meine Damen und Herren, da-
von aus, daß erstens die Besoldungseinheit in Bund, 
Ländern und Gemeinden noch in dieser Legislatur-
periode im wesentlichen abgeschlossen werden soll 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und daß zweitens diese Besoldungseinheit alle Be-
amtengruppen — ich sage mit Nachdruck: alle — 

(erneuter Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

und nicht zu diesem Zeitpunkt einige Teile der Be-
amtenschaft umfaßt. 

Um dieses Ziel zu erreichen, ist es notwendig, 
daß die Bundesregierung rechtzeitig nach der Som-
merpause des Parlamentes den Entwurf zum ge-
planten Dritten Besoldungsgesetz vorlegt. Außer-
dem erwarten wir in dieser Angelegenheit — und 
ich scheue mich gar nicht, Herr Kollege Brück, das 
vor dem Plenum des Parlaments einmal offen ohne 
Hintergedanken zum Ausdruck zu bringen — von 
den Ländern eine aufgeschlossenere und tatkräf-
tigere Mithilfe, und zwar sowohl im eigenen Be-
reich der Länder als auch über den Bundesrat, die 
Gesetzgebung des Bundes selbst betreffend. 

Zum Schluß, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
darf ich mich für meine Fraktion der Bitte, die 
Herr Kollege Wagner an die Bundesregierung ge-
richtet hat, anschließen, daß sie ihrerseits in den 
Etatentwurf für 1969 die Mittel einstellt, die notwen-
dig sind, damit wir das, was das Parlament im Hin-
blick auf strukturelle Verbesserungen und auf den 
großen Komplex der Harmonisierung endlich schaf-
fen will und soll, durch Mithilfe und Vorarbeit der 
Regierung, den Etat 1969 betreffend, endlich ein-
mal vom Tisch bekommen. Wir alle wollen — das ist 
unser ehrliches und offenes Anliegen —, daß das, 
was die Beamtenschaft vom Deutschen Bundestag 
in dieser Legislaturperiode erwartet, in der Tat in 
dieser Periode auch noch geschafft wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Miessner. 

Dr. Miessner (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nach der erklärten Absicht der 
Bundesregierung sollte dies die zweite Stufe der 
Harmonisierung zwischen Bundes- und Landes-
beamten sein. Dafür waren in der mittelfristigen 
Finanzplanung bekanntlich 724 Millionen DM vor-
gesehen. Hätte sich nun die Bundesregierung bei 
der Haushaltsgestaltung 1968 an den von ihr selbst 
gesetzten Kostenansatz gehalten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat sie ja getan!) 

dann wäre — das möchte ich auf Grund der Bera-
tungen im Innenausschuß sagen — ein allseits be-
friedigendes Ergebnis herausgekommen. Denn als 
Folge der zeitlichen Verschiebung des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes vom 1. Januar auf den 1. Juli 1968 
wäre auch noch genügend Spielraum gewesen, die 
zum Teil erheblichen Mängel der Regierungsvor-
lage, über die sich übrigens die Opposition mit den 
Regierungsparteien in  den.  wesentlichen Punkten 
völlig einig war, auszubügeln. Ich verweise hier 
auf den Abschnitt II Ziffer 5 des Schriftlichen Be-
richts Drucksache V/2991, wo, wenn auch in recht 
zurückhaltender Form und in sehr taktvoller Weise, 
darauf hingewiesen wird, daß die Überlegungen 
in der vom Ausschuß bestellten Arbeitsgruppe 
zum Teil doch recht andere waren als die der Re-
gierung. 

Zu allem Mißgeschick aber hatte die Regierung 
durch ihren verminderten Haushaltsansatz von nur 
500 Millionen DM, den der Haushaltsausschuß in die-
ser Höhe leider auch für ausreichend befunden hat, 
selbst dafür gesorgt, daß eine wirklich sachgerechte 
Gestaltung im zuständigen Innenausschuß unmög-
lich wurde. Wie es der Zufall nun einmal will, meine 
Damen und Herren, die gestrichenen und nun feh-
lenden 224 Millionen DM hätten nicht nur aus-
gereicht, die im wesentlichen aus Kostengründen 
abgelehnten Verbesserungen zu decken, sondern 
hätten es darüber hinaus sogar ermöglicht, auch 
noch Regelungen für die nächste Stufe einzulei-
ten, über die sich alle drei Fraktionen im Ausschuß 
einig waren. 

Meine Damen und Herren! Bei soviel — ich darf 
das einmal auch von der Opposition her sagen — 
konstruktiver Übereinstimmung in den Beratungen 
im Fachausschuß war es wirklich bedauerlich, daß 
genau ein Drittel der für die notwendige Harmoni-
sierung eingeplanten Mittel im letzten Augenblick 
in den allgemeinen Haushaltstopf geworfen wurde. 
Eine gute Gelegenheit, die Besoldungsentwicklung 
vom Bund her richtungsweisend voranzutreiben, ist 
damit, jedenfalls für den Augenblick, verschüttet 
worden. Ich glaube, meine Damen und Herren und 
insbesondere meine Kollegen vom Innenausschuß, 
'so ist das wohl zutreffend ausgedrückt. Das, was 
heute in  dem uns vorliegenden Gesetzentwurf zu 
verabschieden ist, ist gar nicht zu kritisieren. Im 
Gegenteil, der Inhalt des jetzt vor uns liegenden 
Gesetzentwurfs ist bis auf die der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung im Jahre 1968 vermutlich nicht 

voll entsprechende 4%ige lineare Anhebung im 
ganzen als durchaus akzeptabel zu bezeichnen. Zu 
beanstanden ist jedoch, daß manches in diesem Ge-
setzentwurf fehlt, was nach unserer Meinung unbe-
dingt hineingehört hätte, weil hier seit längerem 
eine besondere Dringlichkeit, wie übrigens auch von 
meinen Herren Vorrednern betont wurde, gegeben 
ist. 

Ich will natürlich nicht verschweigen, daß auch ich 
als Vertreter der Opposition bei den Ausschuß-
beratungen der nach längerer Diskussion festge-
legten Rangfolge zugestimmt habe. Die Rangfolge 
wurde, übrigens in weitgehender Abänderung der 
Regierungsvorlage, von dem Ausschuß einmütig wie 
folgt festgelegt. Den ersten Rang sollte die allge-
meine lineare Angleichung an das gestiegene Ein

-

kommen ... 

(Abg. Brück [Köln] : Einbeziehung des Orts

-

zuschlages!) 

— Herr Brück, vielleicht habe ich mich versehen; 
ich meine, das war der zweite Rang. — Erstens die 
lineare Angleichung an die allgemeine Einkommens-
entwicklung des Jahres 1968, die allerdings mit den 
4 %  sicherlich nicht voll erreicht ist, zweitens die 
Ausdehnung der linearen Anhebung auf den Orts-
zuschlag, was aus Gründen der familienrechtlichen 
Sicht auf jeden Fall notwendig war, und drittens die 
Vorrangigkeit für die Pensionäre, weil diese Gruppe 
von Beamten nun schon zu wiederholten Malen 
bei früheren Besoldungsgesetzen ausgeklammert ge-
wesen war. 

Meine Damen und Herren, ich sage das hier ab-
sichtlich im voraus, damit in der folgenden Debatte 
darüber kein unnötiger Streit aufkommt. 

Nun waren mit diesen drei Prioritäten, wie ich 
es vorhin schon geschildert habe, die Mittel, die die 
Regierung hier in Übereinstimmung mit dem Haus-
haltsausschuß vorgesehen hat, also die 500 Millionen 
DM, ausgeschöpft. Viele Einzelfragen, die wir an 
sich schon in den Beratungen zum großen Teil einer 
positiven Lösung zugeführt hatten, sind nun zurück-
gestellt worden und sollen in diesem Augenblick 
nicht gelöst werden. 

Schon in den Ausschußberatungen habe ich erklärt: 
wir sind der Auffassung, daß wir grundsätzlich von 
den ursprünglich in der mittelfristigen Finanz-
planung eingeplanten Mitteln ausgehen sollten, und 
so ist meine Fraktion der Auffassung, daß der Spiel-
raum zwischen 500 Millionen und 724 Millionen in 
etwa heute und nicht erst in einem halben Jahr aus-
gefüllt werden sollte. Die FDP hat daher einige 
Anträge zu Einzelfragen gestellt. Meine Kollegen 
werden diese Anträge noch im einzelnen begründen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Schmitt-Vocken-
hausen? — Bitte. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Ist es denn nicht 
richtig, daß dieser Spielraum durch die Entscheidun-
gen über den Bundeshaushalt 1968 nicht mehr be-
steht? 
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Dr. Miessner (FDP) : Na  ja,  Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen, über diesen Einwand haben 
wir uns schon unterhalten. Ich habe dazu im Aus-
schuß erklärt, daß es wohl nicht Sache der Oppo-
sition sein kann, für jeden Vorschlag im Einzelfall 
eine Deckung vorzulegen, sondern daß sie doch 
darauf verweisen kann — wie Sie es ja als Opposi-
tion auch 16 Jahre getan haben —, daß die Haus-
haltsvorstellungen im Grundsätzlichen andere sind 
und daß man im übrigen auch mit einem Nachtrags-
haushalt helfen könnte, wie er ohnehin jedes Jahr 
vorgelegt werden mußte und wie er jetzt aus an-
deren Gründen, die uns allen bekannt sind, auch 
wieder vorgelegt werden muß. 

Ich darf Sie aber jetzt bitten, die Begründung 
meiner Fraktionskollegen zu den Einzelanträgen zu 
hören. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst sehr um Ihre Nachsicht bitten, daß 
ich mit dem Anliegen, das ich jetzt vortragen werde, 
erst in dieser Stunde kommen kann. Wir haben die 
Vorlage des Innenausschusses erst vor wenigen 
Tagen in die Hand bekommen, und als vorgestern 
unsere Fraktion die Sache behandelte, wurde ich 
ausgerechnet kurz vor der Behandlung dieses Punk-
tes zwingend herausgerufen. Unmittelbar danach 
besprach ich dann die Ergebnisse mit meinem Frak-
tionsvorsitzenden. Dieser war — wie manche Kol-
legen, mit denen ich gestern darüber sprach — 
genauso erschrocken über das, was ich jetzt hier 
vortragen muß. 

Ich habe in den Gesprächen mit verschiedenen 
Kollegen festgestellt, daß sie davon ausgingen, daß 
sich die Besoldungserhöhung, die hier beschlossen 
werden soll, auf die Gesamtbezüge der Beamten be-
ziehe. Leider ist das nicht der Fall. Es werden näm-
lich nur die Grundgehälter und die Ortszuschläge, 
nicht aber die Kinderzuschläge um 4 %  erhöht. Es 
ist ja wohl allgemein bekannt, daß die Beamten-
besoldung aus Grundgehalt, Ortszuschlag und 
Kinderzuschlägen besteht. 

Ich möchte Ihnen jetzt einmal die Wirkung des 
Gesetzesinhalts an vier meines Erachtens erschrek-
kenden Zahlen vor Augen führen. Ich wähle dafür 
einmal das Beispiel, daß vier Beamte vor uns 
stehen, von denen jeder 1000 DM monatlich brutto 
bezieht. Der eine hat die 1000 DM deshalb, weil 
Grundgehalt und Ortszuschlag das ausmachen. Der 
andere hat die 1000 DM deshalb — das liegt in der 
Linie der Fürsorgepflicht des Staates für den Be-
amten —, weil Grundgehalt, Ortszuschlag plus 
Kinderzuschläge zu diesen 1000 DM führen. 

Das Gemeinsame dieser vier Beispiele ist: der 
Staat entspricht seiner Fürsorgepflicht für den ein-
zelnen Beamten in jedem dieser Fälle durch bis-
herige Gewährleistung eines Bruttoeinkommens von 
1000 DM. Werden jetzt die Kinderzuschläge aus der 
Erhöhung ausgeschlossen, dann hat das folgende 

Konsequenz: Der Beamte ohne Kinder bekommt 
4 % mehr, nämlich 40 DM mehr. Der Beamte mit 
zwei Kindern bekommt nur 36 DM mehr, weil 
100 DM Kinderzuschläge nicht an der Erhöhung 
beteiligt sind; er hat nur eine Erhöhung von 3,6 %. 
Der Beamte mit den vier Kindern bekommt nur 
32 DM Erhöhung, sprich 3,2% .  Wenn einer durch 
sechs Kinder auf die 1000 Mark kommt, dann hat er 
nur eine Erhöhung von 2,8 %, d. h. auf deutsch: je 
mehr Kinder, um so geringer die Erhöhung der 
Gesamtbezüge, 

(Abg. Dr. Even: Das ist nicht wahr!) 

je weniger Grundbezüge, um so geringer die Erhö-
hung der Gesamtbezüge. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
jetzt eine Zwischenfrage von Herrn Abgeordneten 
Leicht? 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Kollege Wuermeling, 
glauben Sie nicht, daß das eine Milchmädchenrech-
nung ist, 

(Abg. Dr. Even: Sehr richtig!) 

schon deshalb, weil Sie von Bruttobezügen aus- 
gehen und nicht die Nettobezüge berücksichtigen? 

(Abg. Dr. Even: Sehr richtig! — Weitere 
Zurufe.) 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Sie haben inso-
fern recht, Herr Kollege, 

(Abg. Dr. Even. Ein völlig abwegiges 
Beispiel!) 

als eine kleine Veränderung der Ziffern dann ein-
tritt — — 

(Abg. Dr. Even: Ein demagogisches 
Beispiel!) 

- Herr Präsident, ich habe von dem Herrn Kolle-
gen das Wort „demagogisch" gehört. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ja, ich möchte 
auch diesen Ausdruck rügen. Hier kann argumen-
tiert werden; Sie können sich zu Wort melden, Herr 
Kollege. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Daß eine kleine 
Abweichung in diesem Zusammenhang eintritt, 
unterliegt keinem Zweifel; aber dadurch, meine 
Damen und Herren, wird die Sache im Prinzip in 
keiner Weise anders. 

Zweitens. Trotz dieses Ergebnisses möchte ich 
ausdrücklich einen besonderen Dank den Mitglie-
dern des Innenausschusses aussprechen, die ja eine 
familienpolitisch viel schlimmere Regierungsvorlage 
dadurch wesentlich verbessert haben, daß sie die 
von der Regierung vorgeschlagene Erhöhung nur 
der Grundgehälter in eine Erhöhung der Grund-
gehälter zuzüglich der Ortszuschläge, in denen 
bekanntlich auch Kinderzuschläge enthalten sind, 
ausgeweitet haben. 

Ich möchte dem Hohen Hause ersparen, auch noch 
die Zahlen anzuhören, die man nennen müßte, wenn 
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man sich nach der Regierungsvorlage richtete. Trotz 
dieses dankenswerten Bemühens des Innenausschus-
ses sind aber die Zahlen, die ich soeben absolut 
objektiv als Bruttobezüge vorgetragen habe, das 
Ergebnis. 

Drittens. Ich meine, wir müßten darauf bestehen, 
daß Familien mit Kindern ihre Bezüge nicht weniger 
erhöht bekommen als Familien ohne Kinder, und 
erst recht darauf bestehen müßten, daß der Pro-
zentsatz der Erhöhung nicht mit steigender Kinder-
zahl sinkt. 

Darf ich hier eine kleine Reminiszenz einfügen. 
Dieses Problem, über das ich jetzt spreche, ist nicht 
neu. Es besteht schon jahrelang. Ich erinnere mich 
aus meiner Amtszeit als Familienminister, daß wir 
um die Jahreswende 1959/60 im Bundeskabinett 
auch eine Besoldungserhöhung vorbereiteten, die 
damals 6 oder 7 oder 8 % betrug. Ich habe mich 
damals in den Ressortverhandlungen sehr dafür 
eingesetzt, daß bei dieser Erhöhung die familien-
bezogenen Einkommensteile nicht ausgeschlossen 
werden, wie das vom damaligen Finanzminister ge-
fordert wurde. Ich konnte damals bei der Schluß-
beratung des Kabinetts leider deswegen nicht an-
wesend sein, weil ich drei Monate wegen Erkran-
kung zur Kur mußte. Ich habe dann aus der Zeitung 
ersehen, daß das Kabinett ungeachtet aller meiner 
Bemühungen den Beschluß gefaßt hat, die Bezüge 
der Familien mit Kindern geringer anzuheben als 
die der anderen. Ich habe damals — ich darf das 
heute hier einmal berichten — aus dem Urlaub dem 
verehrten Herrn Bundeskanzler Adenauer ein sehr 
hartes Protesttelegramm geschickt. Ich habe ihm 
telegrafiert: Wenn die Grundsätze der Familien-
politik nicht länger Richtlinien der Politik bleiben, 
empfehle ich, das Familienministerium aufzulösen, 

(Beifall bei der FDP) 

da wir zur Tarnung einer anderen Familienpolitik, 
einer Antifamilienpolitik, kein Ministerium brau-
chen. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich dann 
nach Rückkehr von meiner Kur mit dem Herrn 
Bundeskanzler Adenauer über diese Sache unter-
halten mit dem Ergebnis, daß Herr Dr. Adenauer 
mir voll und ganz zustimmte und erklärte: Sie haben 
völlig recht, die Sache ist jetzt im Bundestag; sor-
gen Sie im Bundestag dafür, daß das  dort in Ord-
nung gebracht wird. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, darum haben wir uns 
dann gemeinsam bemüht. Die Sache wurde im Bun-
destag dadurch in Ordnung gebracht, daß zwar nicht 
formal eine Erhöhung der Kinderzuschläge erfolgte, 
statt dessen aber eine entsprechend stärkere An-
hebung der Ortszuschläge, so daß genau das erreicht 
war, was geboten war, nämlich die gleichmäßige 
Behandlung aller. 

(Zurufe von der FDP.) 

Seitdem hat es mehrere Gehaltserhöhungen ge-
geben. Bei all diesen Gehaltserhöhungen ist immer 
an Stelle einer Erhöhung des Kinderzuschlags eine 
entsprechend stärkere Anhebung des Ortszuschlags 

erfolgt. Wenn wir das heute das erste Mal nicht 
mehr tun, bewegen wir uns meines Erachtens auf 
Wegen und in Grundsätzen, die eigentlich längst 
überwunden gewesen sind. 

(Zuruf von der Mitte: Das tun wir doch! —
Zurufe von der SPD.) 

Ich möchte mich jetzt noch kurz mit drei Einwen-
dungen beschäftigen, die gegen meine Ausführungen 
geltend gemacht werden können. Ich weiß, meine 
Damen und Herren, daß die Verabschiedung dieser 
Vorlage außerordentlich dringlich ist, und ich weiß 
auch, daß der Bundesrat am 5. Juli über diese Vor-
lage beschließen soll. Wenn wir hier noch eine 
Änderung eintreten lassen wollen, natürlich nicht 
eine Änderung in dem Sinne, daß mehr Geld ver-
langt wird, sondern nur dahin gehend, daß das Geld, 
das mehr bewilligt wird, gerechter, sozialgerechter 
und familiengerechter, verteilt wird, müßten wir 
das nochmals im Innenausschuß erörtern, könnten 
die Vorlage aber dann Ende der nächsten Woche 
verabschieden. Ich gebe aber zu, daß dann die Zwei-
wochenfrist des Bundesrates bis zum 5. Juli nicht 
mehr voll gewahrt ist. Der Bundesrat könnte — 
theoretisch — sagen: Wir können die Vorlage nicht 
behandeln, wir brauchen diese vierzehn Tage. Ich 
glaube aber, meine Damen und Herren, daß gerade 
bei einem solchen Anlaß, wie schon in vielen Fäl-
len, von den Mitgliedern des Bundesrates auf eine 
Einhaltung dieser Frist wohl verzichtet werden kann. 
Jedenfalls habe ich das Vertrauen, daß daran eine 
Verabschiedung nicht scheitern wird, so daß wir 
von daher noch eine Woche Zeit hätten. 

Der zweite gewichtige Einwand, der erhoben wer-
den kann, ist: Im öffentlichen Dienst sind die Fami-
lienleistungen trotz Steuerpflicht — ich bestreite das 
nicht — sowieso schon besser als in der privaten 
Wirtschaft, wir können sie nicht gut im öffentlichen 
Dienst erhöhen und dann die Arbeitnehmer der pri-
vaten Wirtschaft noch weiter nachhängen lassen. Das 
ist ein sehr ernster Einwand. Meine Damen und 
Herren, wenn mir jemand einen Weg zeigte, das 
Zuviel im öffentlichen Dienst in das Zuwenig in der 
privaten Wirtschaft hinüberzuspielen, wäre ich der 
letzte, der sich einem solchen Bestreben widersetzen 
würde. Aber einstweilen haben wir hier völlig ge-
trennte Bereiche, die Regelungen im öffentlichen 
Dienst auf einer bestimmten Basis, die Regelungen 
in der Privatwirtschaft auf einer anderen Basis, und 
die kann man leider Gottes im Augenblick noch 
nicht miteinander vermischen, so daß wir im Mo-
ment nur die Frage zu beantworten haben, ob wir 
innerhalb des öffentlichen Dienstes den Anteil der 
familienbezogenen Gehaltsteile mindern oder nicht 
mindern. 

Berger (CDU/CSU) : Herr Kollege Wuermeling, 
Sie sprachen vom „Zuviel" im öffentlichen Dienst. 
Bezieht sich das Ihrer Auffassung nach auf den 
Kinderzuschlag? 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Das „Zuviel", 
lieber Herr Kollege, bitte ich rein relativ zu verste-
hen, nämlich im Verhältnis zur privaten Wirtschaft. 
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Von den Angehörigen der privaten Wirtschaft wird 
uns immer wieder vorgetragen: Wir sind in den 
Familienausgleichsmaßnahmen wesentlich benach-
teiligt; die Kinder der Beamten und der öffentlichen 
Angestellten gelten mehr als die Kinder der Arbei-
ter in der privaten Wirtschaft. Von da aus sieht das 
relativ als ein Zuviel aus. Sie werden mir, verehrter 
Herr Kollege, doch sicherlich nicht unterstellen, daß 
ich irgendwo die Behauptung aufstellte, unsere Fa-
milinpolitik sei bereits über das Ziel hinausge-
schossen. 

(Abg. Schlager: Sie kennen ja den Besol

-

dungsrückstand!) 

Nun der letzte Einwand. — Sie kommen mir mit 
Ihrem Zwischenruf schon entgegen: „Sie kennen 
ja den Besoldungsrückstand!" Es wird also ange-
strebt: Wir wollen unter allen Umständen nicht 
nur den von der Regierung vorgeschlagenen Satz 
von 3 % — auch hier Dank an den Innenaus-
schuß —, sondern wir wollen 4 %, damit wegen der 
notwendigen Nachholung nun etwas Wirksames 
geschieht. Gut, meine Damen und Herren! Ich weiß, 
daß vor allem der Vorsitzende des Deutschen Be-
amtenbundes, mit dem ich früher deswegen schon 
einmal eine erhebliche Auseinandersetzung gehabt 
habe, immer wieder primär darauf besteht: Erst 
einmal generell alle Bezüge erhöhen, und, wenn 
dann noch etwas übrigbleibt, eventuell auch die 
Kinderzuschläge, damit man — bitte, sagen wir es 
ganz offen — vor den Mitgliedern der Organisation 
sagen kann: Seht ihr, wir haben euch allen 4 % 

 verschafft. Daß hierin ein großes Unrecht liegt — 
man  tut das ja auf Kosten der Familien mit Kindern, 
um auf die 4 % zu kommen —, übersieht man hier 
in einem gewissen Funktionärsdenken. Bei einem 
Funktionär eines Verbandes kann das verständlich 
sein; aber wir hier im Deutschen Bundestag sind 
doch davon ganz entscheidend entfernt. Wir machen 
doch keine Gesetze, um mit einem möglichst hohen 
Erhöhungssatz einen guten Eindruck zu machen, 
sondern wir machen hier unsere Gesetze doch wohl 
um der Gerechtigkeit, der sozialen Gerechtigkeit wie 
der Familiengerechtigkeit wie auch den Grundsät-
zen des Berufsbeamtentums zu dienen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wuermeling, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Berger? 

Berger (CDU/CSU) : Herr Kollege Wuermeling, 
würden Sie mir wohl zustimmen, daß Ihre Inter-
pretation der Forderung des Herrn Krause vom 
Deutschen Beamtenbund zumindest eine sehr eigen-
willige ist, die nicht die Zustimmung derer, die die 
Forderungen genau kennen, finden kann? 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
bin sehr dankbar für diese Frage, weil sie mir die 
Antwort ermöglicht: Ich bin überzeugt davon, daß 
vor allem die Mitglieder des Deutschen Beamten

-

bundes, die Kinder haben, diesem Verhalten ihres 
Vorsitzenden nicht zustimmen. 

(Zuruf von der Mitte: das stimmt doch nicht!) 

Ich möchte diese Mitglieder auffordern, in diesem 
Sinne vorstellig zu werden. 

Ich muß noch einen Satz dazu sagen, damit keine 
Mißverständnisse auftauchen. Ich habe über diese 
Frage damals eine gründliche Unterhaltung mit dem 
Herrn Krause gehabt. In dieser Unterhaltung hat mir 
Herr Krause erklärt: „Es ist nicht wahr, daß ich 
nicht in gleicher Weise für die Kinderzuschläge 
kämpfe wie für die Grundbezüge." 

(Zuruf von der Mitte: Na also!) 

Da habe ich ihm geantwortet: Herr Krause, ich 
nehme das zur Kenntnis, aber wir wollen einmal 
die Praxis abwarten, wie sie ist. Und wie war 
jetzt wiederum die Praxis, wo war der Herr Krause, 
der die Forderung gestellt hat, daß die Familien-
zuschläge genauso angehoben werden wie die an-
deren Leistungen? Nirgends war der Herr Krause, 
und nirgends war wahrscheinlich auch der DGB; ich 
weiß es nicht. Ich will hier niemand weh tun, wenn 
ich nicht genau im Bilde bin. Ich lege Wert darauf, 
hier einmal festzustellen, daß die Organisationen 
der Beamten in ihren Forderungen nicht familien-
freundlich sind, sondern vorrangig individualistische 
Ansprüche erheben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wuermeling, gestatten Sie noch eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Berger? 

Berger (CDU/CSU) : Ist Ihnen wirklich nicht be-
kannt, daß sowohl vom Deutschen Gewerkschafts-
bund wie vom Deutschen Beamtenbund seit langem 
eine Erhöhung des Kinderzuschlages gefordert wird? 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Ich bestreite nicht, 
Herr  Kollege, daß diese Forderung erhoben wird. 
Ich stelle aber fest, daß, wenn nachgegeben werden 
muß, immer zuerst bei den familienbezogenen Ge-
haltsteilen nachgegeben wird. Es ist, glaube ich, 
mein gutes Recht, als Abgeordneter in diesem Hause 
das in aller Deutlichkeit und Klarheit zu beanstan-
den und darum zu bitten, sich dieses Funktionärs-
denken nicht zu eigen zu machen, es nicht auf die 
Optik abzustellen, sondern auf die Gerechtigkeit. 

(Abg. Berkhan: Glauben Sie denn, daß 
Funktionäre keine Kinder haben?) 

— Herr Kollege, die Gehälter der Funktionäre — 
wenn Sie die Frage so stellen; ich hatte nicht die 
Absicht, diese Bemerkung zu machen — sind doch 
wohl so hoch, daß mehr dabei herauskommt, wenn 
der Grundgehaltssatz erhöht wird, als wenn die 
Kinderzuschläge erhöht werden. Ich habe nieman-
dem unterstellt, daß er aus persönlichen Gründen 
eine solche Haltung einnimmt. Nur, wenn Sie die 
Frage so stellen, muß ich antworten. Dieses Argu-
ment kommt wohl nicht hin. 

Meine Damen und Herren, mir lag sehr daran, die 
Aufmerksamkeit des Hohen Hauses noch einmal 
sehr gründlich und eindringlich auf diesen Punkt zu 
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lenken. Die Frage ist: Was sollen wir jetzt tun? Ich 
möchte im Augenblick keinen Antrag auf Rücküber-
weisung an den Ausschuß stellen, sondern möchte 
zunächst einmal hören, was die Koalitionsfraktio-
nen grundsätzlich zu diesem Anliegen zu sagen ha-
ben und wie sie glauben, daß wir aus dieser Misere 
herauskommen. Ich darf mich persönlich noch einmal 
herzlich bedanken, daß Sie mich trotz der relativ 
vorgeschrittenen Stunde geduldig angehört haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Brück. 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es tut mir per-
sönlich außerordentlich leid, daß ich nunmehr gegen 
Herrn Dr. Wuermeling das Wort ergreifen muß, und 
zwar deshalb, weil Herr Dr. Wuermeling selbst alter 
Berufsbeamter ist, weil er im „Dritten Reich" aus 
seiner Stellung verjagt wurde und weil er nach 1949 
in diesem Hohen Hause maßgeblich an dem Grund-
gesetz der Beamtenschaft, nämlich dem Bundesbeam-
tengesetz, mitgewirkt und sich immer für die Be-
lange des öffentlichen Dienstes und der Erhaltung 
des Berufsbeamtentums eingesetzt hat. 

Verehrter Herr Dr. Wuermeling, wenn ich Sie 
nun bitten möchte, den Antrag zurückzustellen, das 
Gesetz wieder in den Innenausschuß zu überweisen, 
so tue ich das deswegen, 

(Abg. Berger: Der Antrag war noch nicht 
gestellt!) 

um, wie Sie selbst ausgeführt haben, das derzeitige 
Gesetz im Augenblick nicht zu gefährden. Das muß 
ich auch jetzt schon den Antragstellern von der 
FDP sagen. Wir haben — das haben Sie dankens-
werterweise anerkannt — den Ortszuschlag in die 
lineare Erhöhung einbezogen. Sie wissen auch, daß 
in dem Ortszuschlag praktisch noch eine Sozial-
staffel zugunsten der kinderreichen Familie drin ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das muß man einmal nüchtern sehen. Das ist drin. 

Aber ich erkenne Ihr Anliegen an, Herr Dr. 
Wuermeling. Ich möchte Sie auch nur bitten, sich 
jetzt während der Parlamentsferien doch einmal 
Gedanken zu machen — Sie sind ein erfahrener 
Mann auf diesem Gebiet —, wie die Konstruktion 
im Herbst aussehen soll. Wir wollen im Herbst 
sicherlich gern auf die von Ihnen vorgetragene An-
regung in den Beratungen Rücksicht nehmen. Aber 
ich bitte Sie wirklich herzlich, daß Sie nicht auf 
Ihrem Antrag bestehen. Nach dieser mühevollen 
Arbeit, wo für uns, politisch gesehen, oberster 
Grundsatz war: Einordnung des Notwendigen in 
den Bereich des Möglichen, wollen wir diese Vor-
lage heute noch fristgerecht verabschieden. Wenn 
vom Innenausschuß eine neue Konstruktion ge-
wählt würde, müßte das auch wieder an den Haus-
haltsausschuß, und es ist die Frage, ob es uns dann 
überhaupt gelingt, die Sache bis heute in acht Tagen 
hinzubekommen, abgesehen davon, was der Bundes-
rat dann macht. Dann hätten wir nachher etwas  

vollbracht, was auch nicht im Interesse der Familie 
sein kann. 

Verehrter Herr Dr. Wuermeling, bei aller Aner-
kennung Ihrer Sorgen und Ihrer Anliegen wäre ich 
Ihnen doch dankbar, wenn Sie heute von dem An-
trag Abstand nähmen und mit uns versuchten, bei 
der nächsten Stufe eine andere Regelung zu finden.. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort in 
der allgemeinen Aussprache noch gewünscht? — 
Herr  Abgeordneter Wuermeling! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren! Ich darf ganz kurz ,auf die Ausführun-
gen meines Freundes Brück folgendes erwidern. Da 
auch ich inzwischen erfahren habe, daß der Bundes-
rat möglicherweise aus triftigen Gründen auf Ein-
haltung der 14-Tages-Frist glaubt bestehen zu müs-
sen, scheint mir der Einwand des Herrn Kollegen 
Brück, daß wir die Gesamtvorlage nicht gefährden 
dürfen, so durchschlagend zu sein, daß man im 
Augenblick — nun darf ich von mir aus sagen: 
leider — an den Dingen wirklich nichts ändern 
kann. 

Ich habe ja, Herr Präsident, einen Antrag bisher 
nicht gestellt. Ich brauche also auch keinen Antrag 
zurückzunehmen. 

Was mir in der Erklärung des Herrn Kollegen 
Brück aber zweitens besonders wichtig ist, ist, daß 
man bei der dritten Stufe der Besoldungsverbesse-
rungen, die wohl schon im Herbst folgen soll, mei-
nem Anliegen Rechnung tragen will, das diesmal zu 
kurz gekommen ist. Meine Damen und Herren, an 
dieser Feststellung liegt mir ganz besonders des-
wegen, weil ich betont dem Eindruck entgegen-
treten möchte, daß sich da nur ein ehemaliger Fami-
lienminister immer wieder um die familienpoliti-
schen Dinge kümmert. Die Erklärung meines Frak-
tionskollegen Brück hat klargemacht, daß das An-
liegen, das ich vorgetragen habe, ein Anliegen der 
gesamten Fraktion der Christlich-Demokratischen 
Union ist. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Der gesamte 
Innenausschuß hat diese Frage ja gesehen! 
Deswegen haben wir über die Regierungs

-

vorlage hinaus den Zuschlag erhöht!) 

— Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, ich bin sehr 
dankbar, Ihrem Zwischenruf entnehmen zu dürfen, 
daß auch Sie bei der dritten Stufe die Bestrebungen 
unterstützen werden, das, was hier nicht mehr zum 
Zuge gekommen ist, dann durchzusetzen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Gerade in der 
Frage des Ortszuschlags wollen wir ja eine 

völlig neue Konstruktion finden!) 

— Dabei kann man die Sache sicherlich gut machen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, mich von 
mir aus — ich bitte, mir das nicht übelzunehmen — 
darauf beschränken zu dürfen, mich bei der Abstim-
mung wegen des, wie ich sagen darf, Fehlers im 
Gesetz der Stimme zu enthalten, und vertraue und 
baue darauf, das daß, was heute von den beiden 
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Koalitionsfraktionen erklärt wurde, bei der nächsten 
Stufe in Ordnung gebracht wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird in der all-
gemeinen Aussprache des weiteren das Wort ge-
wünscht? — Herr Abgeordneter Dr. Miessner! 

Dr. Miessner (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will nur zu dem Punkt spre-
chen, den Herr Kollege Dr. Wuermeling angeschnit-
ten hat. Wir haben uns dabei natürlich auch unsere 
Gedanken gemacht. Aber, Herr Kollege Wuerme-
ling, Sie werden sich noch daran erinnern, daß wir, 
als Sie früher selbst im Beamtenrechtsausschuß 
waren, im allgemeinen nicht — ich glaube sogar: 
noch niemals — eine lineare Anhebung auf das 
Kindergeld ausgedehnt haben, weil das mit diesen 
Prozentsätzen rein technisch einfach nicht zu machen 
ist. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das habe ich ja 
gesagt!) 

Stellen Sie sich einmal 4 % umgerechnet auf das 
Kindergeld vor! Das gibt ganz krumme Pfennigbe-
träge. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Wir sind so vorgegangen — und das wird und muß 
natürlich auch diesmal so sein —, daß wir von Zeit 
zu Zeit das Kindergeld mit runden Beträgen erhöhen, 
seien es 5 DM oder 10 DM, und damit die Dinge 
wieder in Ordnung bringen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Miessner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Wuermeling? 

Dr. Miessner (FDP) : Bitte! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Miessner, ist Ihnen entgangen, daß ich in meinen 
Ausführungen genau darauf abgestellt habe, daß 
wir wie bei den letzten Malen nicht den Kinderzu-
schlag, sondern den Ortszuschlag entsprechend mehr 
erhöhten? Ich bin in diesem Punkt ganz mit Ihnen 
einig. 

Dr. Miessner (FDP) : Das ist mir nicht entgangen. 
Das ist auch eine durchaus zutreffende Feststellung. 
Man kann es mal so und mal so machen. Aber Sie 
weisen damit im Grunde selbst darauf hin, daß wir 
diese familienrechtliche Betrachtung niemals aus 
den Augen gelassen haben. Diesmal haben wir nun 
speziell für das Kindergeld nichts vorgesehen. Das 
muß nun selbstverständlich beim nächstenmal mit 
einem runden Betrag nachgeholt werden. Das ist 
jedenfalls die Auffassung meiner Fraktion. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. 

Ich rufe in der Einzelberatung die Art. I und II 
auf. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den  

aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte urn 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen. 

Wir kommen dann zu dem Antrag der Fraktion 
der Freien Demokratischen Partei auf Umdruck 
502*), dem Antrag auf Einfügung eines Art. II a. Ich 
erteile das Wort zur Begründung dem Abgeordne-
ten Dr. Mühlhan. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der auf Umdruck 502 vorlie-
gende Änderungsantrag bezüglich der Besoldungs-
ordnung A, den meine Fraktion hiermit vorlegt, 
hat weniger haushaltsbezogene als kulturpolitische 
Bedeutung. Die Annahme dieses Antrags wird der-
art geringfügige finanzielle Belastungen verur-
sachen, daß sie eher weniger denn mehr als 1 Mil-
lion ausmachen. Das Bundesparlament würde sich 
bei Annahme des Antrags in  einer wichtigen kul-
turpolitischen Frage den Ländern gegenüber bei-
spielgebend verhalten. Es würde nämlich zum Aus-
druck bringen, daß die Geistes- und Naturwissen-
schaftler, soweit sie auf Bundesebene eine schulische 
Laufbahn einschlagen, von Staats wegen nicht mehr 
einen Stempel aufgedrückt erhalten dürfen, der sie 
ihr Leben lang gegenüber den Rechtswissenschaft-
lern — soweit sie Beamte werden — erheblich ab-
wertet. Der Antrag würde diese Abwertung, die die 
betroffenen Lehrer an den Gymnasien immer als 
kränkend empfunden haben, wenigstens auf Bundes-
ebene beseitigen. Außerdem gebietet der kaum noch 
erträgliche Lehrermangel an Gymnasien in allen 
Ländern schnelles Handeln. 

Eine zustimmende Entscheidung dieses Hohen 
Hauses würde eine wirksame Maßnahme darstellen, 
diesem Lehrermangel abzuhelfen, weil damit die 
wirtschaftlich-finanzielle Zurückstellung der Philo-
logen wenigstens auf Bundesebene aufhören würde. 
Es ist nicht einzusehen, warum die Entscheidung die-
ser Frage, soweit der Bund betroffen ist, weiterhin 
auf die lange Bank geschoben werden soll, da heute 
Gelegenheit ist, sie zu treffen, das Bundesparlament 
aber wegen der sprichwörtlich gewordenen und 
überall kritisierten Schwerfälligkeit des bundes-
deutschen Kulturapparats mit gutem Beispiel vor-
angehen muß und außerdem in eigener Sache, näm-
lich nur für die im Bundesdienst befindlichen Be-
amten, handelt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es ist angeregt 
worden, daß wir jetzt der Reihe nach die Ände-
rungsanträge begründen und dann gemeinsam ab-
stimmen. — Offenbar erhebt sich kein Widerspruch. 

Dann rufe ich den Antrag der FDP auf Umdruck 
499 *) auf Einfügung eines Art. II b auf und erteile 
das Wort zur Begründung der Frau Abgeordneten 
Dr. Diemer-Nicolaus. 

*) Siehe Anlage 2 
*) Siehe Anlage 3 
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Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Umdruck 499, der Ihnen heute von der FDP 
vorgelegt worden ist, ist für diejenigen, die an den 
Beratungen im Mai des vergangenen Jahres teilge-
nommen haben, nichts Neues. Sein Inhalt stand 
schon damals zur Debatte. Es handelt sich um die 
wichtige Frage, welche Stellung unsere Richter in 
besoldungsmäßiger Hinsicht und vor allen Dingen 
in ihrer Einstufung haben sollen. Das Problem ist 
damals — in der 110. Sitzung des Bundestages, am 
12. Mai 1967 — von meinem Parteifreund Dorn und 
nachher auch von dem Kollegen Süsterhenn ange-
sprochen worden. Obwohl wir auch damals nicht in 
der Regierung saßen, sondern Opposition waren, 
bestand zwischen der FDP und dem Herrn Kollegen 
Süsterhenn in vollem Umfang Übereinstimmung. 
Herr Kollege Süsterhenn hat als früheres Mitglied 
des Parlamentarischen Rates überzeugend darauf 
hingewiesen, daß die Richter wegen ihrer beson-
deren Stellung, die sie nun einmal nach dem Grund-
gesetz haben, auch entsprechend eingestuft werden 
müssen. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß sich auch die Aus-
schüsse des Bundestages mit diesem Problem ein-
gehend befaßt haben. Der Rechtsausschuß hat auf 
Grund eines einmütigen Beschlusses unter dem 
14. April 1967 den Antrag vorgelegt, diesem Anlie-
gen im Zusammenhang mit der Novellierung des 
Bundesbesoldungsgesetzes Rechnung zu tragen. Lei-
der ist damals dieser einmütige Beschluß des Rechts-
ausschusses nicht vom Innenausschuß übernommen 
worden. Aber es ist damals die Zusage gegeben 
worden, daß dieses Anliegen, wenn auch nicht in 
der ersten Stufe, so doch in der zweiten Stufe der 
Besoldungsneuregelung berücksichtigt werde. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Frau Kollegin, 
ist Ihnen klar, daß wir heute nicht die zweite Stufe 
verabschieden, daß wir die vielmehr zurückgestellt 
haben und daß wir uns heute nur mit der linearen 
Besoldungsverbesserung beschäftigen? 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Ja, Herr 
Kollege, dessen bin ich mir durchaus bewußt. Aber 
Sie gehen sehr formal vor, wenn Sie sagen, das sei 
jetzt nicht die zweite Stufe. Sie meinen damit ja 
die Harmonisierung. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Darf ich eine 
weitere Frage stellen, Herr Präsident?) 

— Bitte! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Frau Kollegin, 
haben Sie sich auch die Überschrift des Gesetzes an-
gesehen, aus der bereits deutlich wird, daß das 
Zweite Besoldungsneuregelungsgesetz nach wie vor 
zur Beratung ansteht und daß es sich hier nur um 
ein Viertes Besoldungsänderungsgesetz handelt? 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Ja, Herr 
Kollege Schmitt. Daß eine solche Änderung gegen-
über dem ursprünglichen Regierungsentwurf vorge-
nommen worden ist und dadurch etwas ganz anderes 

entstanden ist, ist vorhin von den Vorrednern ja 
schon vorgetragen worden. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Aus Ihren 
Ausführungen hätte man entnehmen kön

-

nen, daß Ihnen der Zusammenhang nicht 
klar ist!) 

Aber, Herr Kollege, ob Sie es so oder so nennen, 
auf jeden Fall ist damals die Zusage gegeben wor-
den — und das ist auch in einem Entschließungsan-
trag niedergelegt —, daß diese Frage überprüft und 
neu geregelt werden soll. Sie können doch diese 
wichtige Frage, die mit dem Wesen unseres Rechts-
staates zusammenhängt, nicht immer weiter auf die 
lange Bank schieben! Herr Kollege Süsterhenn hat 
mit Recht darauf hingewiesen, daß ein Verfassungs-
auftrag zu erfüllen ist. Unsere Verfassung sieht die 
Dreiteilung der Gewalten in Exekutive, Legislative 
und Rechtsprechung vor. Die Rechtsprechung ist 
eben etwas anderes als die Exekutive. Deshalb sind 
die Richter auch keine Beamten. Obwohl ich der 
FDP angehöre, unterstreiche ich in vollem Umfang, 
was Kollege Süsterhenn in der 110. Sitzung als 
früheres Mitglied des Parlamentarischen Rates über 
die Stellung der Richter und darüber, wie sie geord-
net werden müßte, gesagt hat, weil das durchaus 
unserer Überzeugung entspricht. Das Grundgesetz 
ist eben ein liberales Gesetz. Bei den Beratungen des 
vorliegenden Gesetzentwurfs ist dieses Problem 
erneut angesprochen worden, und der Rechtsaus-
schuß, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, hat ja 
in seinem Schreiben vom 10. Mai 1968 noch einmal 
ausdrücklich auf die Notwendigkeit der Beseitigung 
dieser Disharmonien hingewiesen, die sich einge-
stellt haben, nachdem im Jahre 1953 zunächst einmal 
zufriedenstellende Verhältnisse geschaffen worden 
waren. 

Sie sind überrascht über die Unzufriedenheit mit 
den Parlamenten, die in der Bevölkerung herrscht. 
Warum gibt es denn diese Unruhe? Ich darf hier 
wiederum den Kollegen Süsterhenn zitieren, der 
bereits im Mai 1967 auf die Unruhe in der Richter-
schaft hingewiesen hat, die darauf zurückzuführen 
ist, daß immer wieder Zusagen gemacht, aber nach-
her nicht eingehalten werden. Diese dringende 
Regelung können Sie jetzt nicht mit dem Hinweis, 
es handle sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf 
nur um eine lineare Erhöhung, wieder hinausschie-
ben. Sie müssen vielmehr dem Anliegen, das ja auçh 
in einem Entschließungsantrag angesprochen worden 
ist, schon heute Rechnung tragen. 

Wir Freien Demokraten haben deshalb den An-
trag, den wir schon in der Sitzung vom 12. Mai 1967 
gestellt haben, heute erneut vorgelegt. Durch die 
Annahme des Antrags entstehen, soweit es sich 
um den Bundeshaushalt handelt, keine wesentlichen 
Kostenprobleme. 

(Abg. Brück (Köln) : Das wird alles von 
„hoher Hand" bezahlt!) 

- Herr Kollege Brück — — 

(Abg. Brück (Köln) : Alles darf beschlossen 
werden, alles kostet nichts!! — Gegen

-

ruf von der FDP: Einfache Methode!) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf um etwas Ruhe bitten. Die Argu-
mente können ja von der Rednertribüne aus ausge-
tauscht werden. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Brück, ich glaube, Sie wissen, wie gering die Zahl 
der Bundesrichter ist, die wir haben. Eine ganz 
andere Sache ist, daß in dieser Beziehung nachher 
auch in den Ländern eine entsprechende Regelung 
erfolgen muß. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

— Ja, Herr Kollege Wuermeling, das verkenne ich 
nicht. Ich war lange genug im Landtag. Aber ich 
kann Ihnen eines sagen: mich hat immer wieder 
überrascht, daß gerade bei der rechtsprechenden 
Gewalt immer gespart und gerechnet werden soll. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch 
gar nicht wahr, was Sie da sagen!) 

- Ja, doch, es ist wahr! 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte Sie zunächst einmal um die Höf-
lichkeit bitten, eine Dame in Ruhe aussprechen zu 
lassen. Und dann möchte ich Sie bitten, Ihre Argu-
mente von der Rednertribüne aus zu vertreten. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kol-
lege, darf ich Sie vielleicht daran erinnern — mög-
licherweise haben Sie es im Handbuch des Bundes-
tages gelesen —, daß ich nicht weniger als acht 
Jahre Mitglied eines Landtags war. Ich war dort 
schon im Rechtsausschuß und im Finanzausschuß und 
habe mich bereits damals auch besonders mit den 
Problemen der Richterbesoldung befaßt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das Desaster 
der FDP-Finanzpolitik in Baden-Württem- 

berg ist ja auch hinreichend bekannt!) 

— Also, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, erstens 
ist das ein sehr unqualifizierter Zwischenruf. Zwei-
tens kann ich Ihnen eines sagen. 

(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen.) 

— Auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil! 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ich wußte 
nicht, daß das eine grobe Bemerkung war! 

Es war doch nur eine Feststellung!) 

- Ich darf Ihnen eines sagen — Sie lachen zwar 
freundlich dabei —: ich war bis 1957 im Landtag. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ach, seit da

-

mals hat die Kontrolle gefehlt!) 

Ich kenne daher die Situation. Wegen der Frage, 
wie die Richter ihrer Stellung entsprechend in ,einem 
Rechtsstaat besoldet werden, ist nie eine Finanz-
krise entstanden. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Schmitt

-

Vockenhausen: Das habe ich auch nicht ge- 
sagt!) 

Sie betonen hier immer den Rechtsstaat. Sie wis-
sen aber doch auch, wie sehr es auf die Qualifikation 
unserer Richter ankommt. Daher müssen Sie den 
Richtern im Leben auch die Position geben, die ihnen 
nun einmal nach dem Grundgesetz — ich verweise 
wieder nur auf die Ausführungen des Kollegen 
Süsterhenn — zusteht. Meine persönliche Meinung 
ist sogar, daß wir diesem Auftrag, der doch ein 
Verfassungsauftrag, ein Auftrag unseres Grund-
gesetzes ist, am besten dadurch Rechnung tragen 
würden, daß wir die Richterbesoldung überhaupt für 
sich gestalteten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

- Gut, das steht hier im Augenblick nicht zur Dis-
kussion; ich möchte es nicht weiter vertiefen. Aber 
ich darf Sie bitten, zu bedenken, daß es  hier nicht 
nur um ein Anliegen der FDP geht, sondern daß 
diesem Begehren einmütige Beschlüsse aller Frak-
tionen im Rechtsausschuß zugrunde liegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rechtsausschuß!) 

Ich bitte Sie, dem doch Rechnung zu tragen und jetzt 
endlich im Zusammenhang mit der 'Verabschiedung 
dieses Gesetzes — ich lasse die Überschrift außer 
Betracht — wenigstens diese so notwendige Reform 
vorzunehmen. Denken Sie daran, daß die Nicht-
einhaltung von Zusagen sehr zu Mißstimmungen ge-
genüber dem Parlament beiträgt! Es ist nicht damit 
getan, zu sagen: Zusagen, ja, schon, aber nur nicht 
jetzt, sondern im Herbst! Sie werden dieser Zusage 
nur dann gerecht, wenn Sie sie so schnell erfüllen, 
wie Sie sie erfüllen können. Und Sie können sie 
heute erfüllen, indem Sie dem Antrag der FDP zu-
stimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe den Ände-
rungsantrag der Fraktion der FPD auf Um-
druck 500 *) auf, nach dem in das Gesetz ein Art. II c 
eingefügt werden soll. Zur Begründung erteile ich 
dem Abgeordneten Dorn das Wort. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich begründe den Antrag 
unserer Fraktion auf Umdruck 500. Es geht hier 
praktisch um eine Wiederherstellung der Regie-
rungsvorlage bezüglich der Technikerbesoldung. Die 
Technikerbesoldung — das ist das sachliche An-
liegen unseres Antrages — soll durchgestuft werden, 
wie es in der Regierungsvorlage ursprünglich vor-
gesehen war. Natürlich können die Argumente, die 
meiner Frau Kollegin Diemer-Nicolaus hier in den 
Zwischenrufen entgegnet wurden, auch mir ent-
gegengehalten werden. Ich halte diese Argumente 
für unbegründet. Denn wenn die Bundesregierung 
dem Parlament eine solche Vorlage unterbreitet und 
damit also die sachliche Notwendigkeit dessen, was 
ich hier zu begründen habe, selbst eingesehen hat, 
wie der begründete Gesetzentwurf zeigt, und wenn 
nunmehr der Ausschuß sich auf den Standpunkt 
stellt: wir wollen erst einmal die strukturelle Ver-
besserung ausschalten und zunächst nur die lineare 
Erhöhung der Grundgehälter durchführen, so ist 

*) Siehe Anlage 4 
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Dorn 

das eine Entscheidung, über deren sachliche Berech-
tigung man ja wohl streiten kann. 

Meine Damen und Herren! Wie lange haben wir 
uns in diesem Hause darum bemüht — der Kollege 
Gscheidle ist leider nicht da, der das mit mir ver-
sucht hat, nicht nur im Ausschuß, sondern auch in 
früheren Plenarsitzungen —, von dieser Stelle aus 
das Haus davon zu überzeugen, daß es notwendig 
ist, die Durchstufung dieser Technikerzulage zu er-
reichen. Wenn wir nun erkennen, daß die Bundes-
regierung in einem ersten zaghaften Versuch, diese 
Technikerzulagen in die Eingangsstufen einzubauen, 
diesem Hause eine Regierungsvorlage zuleitet, um 
der Durchstufung zwar nicht bis zur letzten Konse-
quenz, aber doch in den entscheidenden Beförde-
rungsstufen nunmehr Geltung zu verschaffen, dann 
wundern wir uns eigentlich darüber, daß die Koali-
tionsfraktionen diese Regierung, die sie ja nor-
malerweise auch über das hinaus unterstützen, was 
die Regierung manchmal selber beantragt, in dieser 
entscheidenden Frage völlig im Stich lassen und daß 
die Koalitionsfraktionen eine völlige Veränderung 
der Vorstellungen, die von der Regierung hier vor-
getragen worden sind, vorgenommen haben. 

Herr Kollege Brück, Ihr Zwischenruf von vorhin: 
Das soll alles gar nichts kosten!, ist doch nun — — 

(Abg. Brück [Köln] : Wollen Sie das bestrei
-ten, daß das etwas kostet?) 

— Nein, Herr Kollege Brück. Lassen Sie mich aus-
sprechen, dann werden Sie gleich feststellen, was 
ich Ihnen sagen will. Wenn Sie sagen: das soll alles 
gar nichts kosten, dann wundere ich mich doch sehr 
über diese Argumentation. Wir alle haben als 
Parlament zwei sehr entscheidende Vorhaben mit 
erheblichen Kostenaufwendungen ohne jeden Dek-
kungsvorschlag hingenommen und in der Sache posi-
tiv entschieden, die in ihren Auswirkungen weit 
über das hinausgehen, was hier von uns beantragt 
wird. Was nach unserem Antrag benötigt wird, ist 
nur ein ganz minimaler Prozentsatz von dem, was 
Sie mit uns und mit der SPD gemeinsam in diesem 
Hause in dieser Woche durch Ihre Entscheidung vor-
gesehen haben. Ich denke an die Berlin-Hilfe, und 
ich denke an die EWG-Entscheidungen. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Halten Sie das 
für vergleichbar?) 

— Was heißt hier vergleichbar? 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Sie tun es 
doch gerade!) 

— Aber sehr verehrter Herr Kollege, es ging gar 
nicht darum, daß ich die Probleme vergleichen will, 
sondern darum, daß ich das Verfahren der Entschei-
dung über die finanziellen Aufwendungen, das hier 
kritisiert worden ist, vergleiche. Und das ist doch 
wohl vergleichbar. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Was Sie sagen, 
läuft doch auf die Argumentation hinaus: 
Weil für das eine Geld zur Verfügung 
stand, muß auch für das andere Geld zur 
Verfügung stehen. Das ist doch die Auf

-

fassung, die Sie hier vertreten!) 

— Nein. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Selbstverständ

-

lich!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Kliesing, ich darf Sie bitten, nachher von der 
Tribüne aus Ihre Ansicht zu vertreten. 

Dorn (FDP) : Ich habe den Eindruck, daß Sie nur 
meinen letzten Satz aufgegriffen haben, während 
Sie Zeitung gelesen haben, und daß Sie die Be-
gründung dessen, was ich vorher vorgetragen habe, 
nicht mitbekommen haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich meine, so einfach kann man es sich hier auch 
nicht machen, wie Sie das jetzt vortragen. 

Die Problematik ist doch die, meine Damen und 
Herren, daß die Sache, um .die es hier geht, be-
gründet ist. Darüber gibt es doch gar keinen Zwei-
fel. Die Bundesregierung selbst hat das doch aner-
kannt, sonst hätte sie doch diese Vorschläge gar 
nicht erst in  die Regierungsvorlage eingebaut. Und 
daß die Mehrkosten, die dadurch entstehen werden, 
der Bundesregierung bekannt waren, können Sie 
doch auch nicht bestreiten, denn Sie glauben doch 
wohl nicht, daß die Bundesregierung uns hier Vor-
lagen macht und selber nicht weiß, was das dann 
nachher kostet! Und daß die Bundesregierung be-
reit und in der Lage gewesen sein muß, diese Mehr-
kosten als berechtigt anzuerkennen, können Sie 
doch auch nicht bestreiten. Denn sonst hätte die 
Regierung das nicht in die Regierungsvorlage ein-
gebaut. Ich meine also, wenn hier ein sachliches 
Begehren von uns in dieser Stunde noch einmal 
als dringend notwendig vorgetragen wird und auch 
von der Regierung so anerkannt worden ist, dann 
machen Sie es sich viel zu leicht, wenn Sie glauben, 
diese Dinge mit einigen Zwischenrufen hier vom 
Tisch wischen zu können. 

Auch was meine Kollegin Frau Diemer-Nicolaus 
hier vorgetragen hat und was der Kollege Schmitt-
Vockenhausen in seinem Zwischenruf angegriffen 
hat, ist berechtigt. Herr Schmitt, Sie sagen, das soll 
im Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetz gere-
gelt werden. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Dann werden 
wir die  zweite und dritte Stufe gemeinsam 

machen!) 

In dem Bericht, den der Innenausschuß vorgelegt hat, 
steht, daß der Bundestag und der Innenausschuß 
von der Bundesregierung erwarten, daß sie diese 
Regelung dann einbaut. Nur, was nützt es, 
Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wenn die Bun-
desregierung eine solche Vorlage dem Parlament 
zuleitet, Sie in der Sache aber dann völlig anders 
entscheiden? 

(Abg. Schmiitt-Vockenhausen: Wir entschei-
den doch heute gar nicht in der Sache!) 

— Aber Sie haben das doch alles verändert. Wer 
garantiert denn dafür, daß Sie bei der nächsten 
Lesung nicht vielleicht mit der gleichen Begrün- 
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Dorn 
dung — kein Geld oder keine Deckung oder andere 
Dinge — wieder  zum gleichen Ergebnis kommen? 

Wir sind der Meinung, das, was hier entschieden 
werden soll, reicht nicht aus. Deswegen haben wir 
diese Änderungsanträge gestellt, um endlich die 
sachlichen Forderungen, die 'in diesen Änderungs-
anträgen enthalten sind, auch im Parlament durch-
zubringen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe den Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP auf Umdruck 
501 *), einen Artikel II d einzufügen, auf. Ich erteile 
zur Begründung das Wort dem Abgeordneten Ol-
lesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte den Ände-
rungsantrag der Freien Demokraten auf Umdruck 
501 begründen, der ebenso wie der von meinem 
Kollegen Dorn vorhin begründete Änderungsantrag 
nichts weiter bezweckt, als die Regierungsvorlage 
zum Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetz wieder-
herzustellen. Wir fordern also als parlamentarische 
Opposition nicht mehr als das, was die Regierung 
bereit war zu geben. 

(Abg. Dorn: Sehr richtig!) 

Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wenn Sie 
die Skepsis meines Kollegen Dorn gegenüber der 
Ernsthaftigkeit Ihres Bemühens, die Strukturver-
besserung vorzunehmen, aus der Welt wischen 
wollen, dann darf ich Sie daran erinnern, daß Sie 
anläßlich der Beratung über das Erste Besoldungs-
neuregelungsgesetz mir, der ich strukturelle Ver-
besserungen für die Unteroffiziere beantragte, vor-
geworfen haben, sachlich unbegründete Anträge 
vorzutragen. Sie fragten mich damals, ob ich nicht 
noch irgendwo im Lande eine andere Gruppe finden 
könne, über die das Füllhorn des Geldsegens aus-
geschüttet werden könne. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Hier, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, stellen 
wir keinen agitatorischen Antrag, sondern wir wol-
len das, was die Regierung bereit ist zu geben, auch 
geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Ollesch, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen? 

Ollesch (FDP) : Bitte schön! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Ollesch, ist Ihnen bekannt, was die Arbeitsgruppe 
in diesem Sachzusammenhang beraten hat und daß 
die Angelegenheit so weit vorbereitet ist, daß die 
Bedenken des Bundesrates überwunden werden 
können, die Ihnen ja sicher nicht unbekannt sind, 
so daß die Dinge in der eigentlichen Stufe entschie-
den werden können? 

*) Siehe Anlage 5 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, die Ausführungen, die Beschlüsse und die 
Erklärungen der Arbeitsgruppe Brück sind mir be-
kannt. Sie stehen ja auch in dem Schriftlichen Be-
richt des Innenausschusses. Ich darf mit der Geneh-
migung des Herrn Präsidenten den Punkt 5 zitieren 
mit den Erwartungen, von denen aus Sie Ihre Ent-
scheidungen gefällt haben: 

Der Ausschuß erwartet, daß die Bundesregie-
rung  im Herbst dieses Jahres die weitere Stufe 
der Besoldungsneuregelung beim Deutschen 
Bundestag einbringt und hierbei auch die Über-
legungen berücksichtigt, die bei der Behandlung 
des Regierungsentwurfs des Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes in der vom Aus-
schuß bestellten Arbeitsgruppe angestellt wor-
den sind. 

Sicherlich! Aber ich darf Sie daran erinnern, daß am 
12. Mai 1967 anläßlich der Verabschiedung des 
Ersten Besoldungsneuregelungsgesetzes hier auch 
eine Entschließung einstimmig angenommen wurde, 
in der es heißt — ich zitiere wieder mit der Geneh-
migung des Herrn Präsidenten —: 

Der Bundestag hält eine weitere Überprüfung 
für notwendig, wie im Rahmen der Gesamtbe-
trachtung des mittleren Dienstes den ständig 
gestiegenen Anforderungen an die Unteroffi-
ziere der Bundeswehr hinsichtlich ihrer Ausbil-
dung und Verwendung in der Besoldungsord-
nung Rechnung getragen werden kann. 

Und weiter heißt es: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der 
weiteren Besoldungsneuregelung die veränderte 
Lage der Unteroffiziere in einer modernen, 
hochtechnisierten Armee sowie der Techniker, 
der Ingenieure usw. zu berücksichtigen. 

Das war vor über einem Jahr. Da wurde schon 
der Erwartung Ausdruck gegeben, daß die Bundes-
regierung demnächst etwas tut. Jetzt tut sie etwas. 
Das lehnen Sie nun ab, 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Nein, das 
lehnen wir nicht ab!) 

und Sie geben wieder der weiteren Erwartung Aus-
druck, 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das wird doch 
nicht abgelehnt! Das ist doch unwahr!) 

daß die Bundesregierung demnächst wieder diese 
Grundsätze berücksichtigt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Ollesch, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Berkhan? 

Berkhan (SPD) : Herr Ollesch, sind Sie gewillt, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß wir den Fortschritt in 
der Unteroffiziersbesoldung nicht ablehnen, sondern 
daß wir die Entscheidung nur für die zweite Besol-
dungsneuregelung vorbehalten? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
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Ollesch (FDP) : Herr Kollege Berkhan, ich will 
nicht an Ihrer guten Absicht zweifeln. Ich stelle mir 
nur vor, wie das draußen bei den Betroffenen an-
kommt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Wenn Sie es 
falsch darstellen! — Zurufe von  der 

CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ist das so unwichtig 
für uns, ob das Parlament in den Verdacht gerät, 
unwahrhaftig zu werden? Ist das so unwichtig? 
Kommt die Staatsverdrossenheit, 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie müssen 
es draußen richtig darstellen!) 

über die draußen allgemein geklagt wird, nicht auch 
daher, daß immer wieder Versprechungen gemacht 
werden, die nicht realisiert werden, deren Erfüllung 
für einen späteren Zeitpunkt in Aussicht genommen 
wird, und daß, wenn dieser spätere Zeitpunkt ge-
kommen ist, wieder einmal verschoben wird? Das 
scheint uns kein Verfahren der Glaubhaftmachung 
unseres guten Willens zu sein. 

(Beifall bei der FDP.) 

Sie können mir doch nun nicht erzählen, Herr 
Kollege Brück: „Das sind alles finanzielle Über-
legungen, die wir haben anstellen müssen. Wir 
haben die lineare Erhöhung von 3 auf 4 % vor-
nehmen müssen". Herr Schmidt-Vockenhausen, wir 
begrüßen sie. Wir sind der Auffassung, daß ein 
Nachholbedarf in der Besoldung besteht. Meine Da-
men und Herren, aber bei der strukturellen Verbes-
serung der Besoldung der Unteroffiziere haben Sie 
sich über die Finanzierung dieser Höherstufung doch 
nicht so sehr den Kopf zerbrechen müssen! Herr 
Staatssekretär Hase hat Ihnen im Haushaltsaus-
schuß doch die Deckung aus dem Verteidigungshaus-
halt heraus angeboten. 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Ollesch, darf ich 
Sie einmal etwas fragen? 

Ollesch (FDP) : Bitte! 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Ich beziehe mich auf 
diesen Deckungsvorschlag, den Sie jetzt hier er-
wähnen. Ist Ihnen bekannt, daß der Herr Staats-
sekretär von Hase — ich war dabei — das im Haus-
haltsausschuß gesagt hat und daß der Haushaltsaus-
schuß erklärt hat, daß er dazu keine sachliche Stel-
lung beziehen könne? Als wir darüber berieten, 
hat uns weder Herr Staatssekretär von Hase noch 
sonst jemand diese Deckung angeboten. 

(Lachen bei der FDP. — Zuruf von der 
FDP: Das ist Ihre Regierung, nicht unsere!) 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Brück, der Ver-
teidigungshaushalt umfaßt über 18 Milliarden DM, 
die zum Teil für hochkompliziertes technisches Ge-
rät ausgegeben werden. Es fehlen andererseits 
36 000 Unteroffiziere, und wir geben auf den ver-
schiedensten Gebieten, in der Werbung, bei den 
Übergangsgebührnissen, bei den Verpflichtungs-
prämien, erhebliche Beträge aus, um dieses Fehl 

auszugleichen. Das Fehl von Unteroffizieren ist nicht 
zuletzt auch darauf zurückzuführen, daß es uns bis-
her nicht gelungen ist, eine ausreichende, an den 
Aufgaben orientierte Besoldungsordnung für die 
Soldaten einzuführen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Dichgans? 

Ollesch (FDP) : Bitte schön! 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Kollege Ollesch, 
fürchten Sie nicht, daß die Verärgerung, die das 
punktuelle Herumbasteln an Besoldungsneuregelun-
gen bei den jeweils nicht Begünstigten auslöst, viel 
ungünstiger wirkt als die Freude über die einzelnen 
Vorteile, und glauben Sie deshalb nicht, daß der 
Vorschlag des Innenausschusses, das in einem Guß 
zu erledigen, doch der politisch richtigere ist? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Schmitt-Vockenhausen: Genau!) 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Dichgans, ich 
spreche hier für die Soldaten der Bundeswehr. 

(Zuruf von der Mitte: Aha!) 

— Was heißt denn hier  „Aha"?  

(Abg. Dorn: Darf man das in diesem Hause 
nicht?) 

Ich will im Sinne der Regierungsvorlage die struk-
turelle Verbesserung für vier Dienstgradgruppen 
erreichen. 

(Abg. Dorn: Eben!) 

Das hat mit punktueller Bevorzugung von Beamten-
gruppen erst einmal gar nichts zu tun. Denn was 
steckt im Grunde genommen dahinter? Dahinter 
steckt, daß wir auf dem Gebiet der Besoldung der 
Soldaten endlich zu einer klaren Besoldungsordnung 
kommen 

(Abg. Dorn: Sehr richtig!) 

mit dem Ziel, Herr Dichgans, für jeden Dienstgrad 
eine Besoldungsgruppe zu erreichen, damit end-
lich das Zulagewesen, das die gesamte Besoldungs-
ordnung verwirrt, entfallen kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nach dem Regierungsvorschlag wäre die klare 
Durchsicht der Besoldungsgruppen für die Soldaten 
bis einschließlich Feldwebel unter Wegfall der bis-
herigen Zulagen erreicht. Denn anderes sieht ja die 
Regierungsvorlage nicht vor: die Einstufung der 
Stabsunteroffiziere von der Besoldungsgruppe A 5 
plus 25 DM Zulage jetzt nach A 6 und die Umstufung 
der Feldwebel von A 6 plus 35 DM nach A 7. Mit der 
Annahme der Regierungsvorlage zum Zweiten Be-
soldungsänderungsgesetz hätten wir die klare Stu-
fung bis einschließlich Feldwebel erreicht, für jeden 
Dienstgrad eine Besoldungsgruppe. Jeder Soldat 
kommt — klar ersichtlich — bei der nächsten Beför-
derung in die nächste Besoldungsgruppe hinein. 

Wir Freien Demokraten hatten im Verteidigungs-
ausschuß beantragt, diese klare Durchstufung bis 
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zum Oberstabsfeldwebel vorzunehmen. Wir kamen 
mit unserem Antrag nicht durch. Wir haben uns mit 
den übrigen Kollegen des Verteidigungsausschusses 
hinter die Regierungsvorlage gestellt und einen ein-
stimmigen Beschluß herbeigeführt. Der einstimmige 
Beschluß des Verteidigungsausschusses im Jahre 
1967 zum Ersten Besoldungsneuregelungsgesetz be-
deutete wesentliche Verbesserungen für die Unter-
offiziere. Durch dieses Haus kamen nur gering-
fügige Verbesserungen heraus mit der Entschlie-
ßung: Beim nächsten Mal wird es anders und besser 
im Sinne des Ausschusses gemacht. Jetzt wieder ein 
einstimmiger Beschluß des Verteidigungsausschus-
ses. Was kommt bei den Beratungen im Innenaus-
schuß und im Haushaltsausschuß heraus? Wieder 
einmal wird über den einstimmigen Beschluß des 
Sachausschusses hinweggegangen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das ist doch 
gar nicht wahr! Es steht doch nach wie vor 

zur Entscheidung an!) 

— Herr Schmitt-Vockenhausen, die Vorlage geht 
unter, und an die Stelle dieser Vorlage ist Ihre 
vierte Vorlage getreten. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das Zweite 
Besoldungsneuregelungsgesetz ist doch 

nicht erledigt!) 

Sie erwarten, daß die Bundesregierung im Herbst 
dieses Jahres die weitere Stufe bringt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das ist un

-

wahr, was Sie jetzt sagen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Jung? 

Ollesch (FDP) : Bitte schön! 

Jung (FDP) : Herr Kollege Ollesch, sind Sie be-
reit, mitzuteilen, daß die Freien Demokraten im Ver-
teidigungsausschuß nicht nur eine Besoldungsrege-
lung bis A 8, sondern sogar darüber hinaus eine bis 
einschließlich A 16 vorgeschlagen haben, daß aber 
dieser Vorschlag dort aus finanziellen Gründen von 
den Koalitionsfraktionen zurückgewiesen wurde? 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Jung, das ist mir 
bekannt. Aber hier steht im Moment die Frage der 
Besoldung der Unteroffiziere an, und ich habe mich 
in der Betrachtung unserer Anträge nur im Rahmen 
dieser Frage bewegt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schlager? 

Ollesch (FDP) : Bitte sehr! 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Kollege Ollesch, liegt 
es nicht auch im wohlverstandenen Interesse der 
Unteroffiziere und ihrer Familien, daß wir zunächst 
einmal zum 1. Juli dieses Jahres die Gehälter des 
öffentlichen Dienstes entsprechend der Zielprojek-

tion der Bundesregierung allgemein der wirtschaft-
lichen Entwicklung anpassen, damit alle Beamten an 
dieser linearen Entwicklung teilhaben? 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Schlager, ich habe 
vorhin erwähnt, daß wir bereit sind, der linearen 
Erhöhung zuzustimmen, und daß wir sie begrüßen. 
Sie gilt allgemein. Aber Sie müssen doch genauso 
wie ich zur Kenntnis nehmen, daß die Unteroffiziere 
der Bundeswehr endlich einen Anspruch darauf 
haben, daß die Versprechungen, die ihnen seit Jah-
ren nicht nur von der Opposition und den Partei-
sprechern, sondern auch von der Regierung gemacht 
werden, endlich einmal erfüllt werden, und da hilft 
es gar nichts, wenn man darauf hinweist, daß nun-
mehr nach fünfjähriger Beratung demnächst die 
vierte Laufbahn eingeführt wird. Herr Kollege Wag-
ner hat darauf hingewiesen. Herr Kollege Wagner, 
die vierte Laufbahn ist kein Ersatz für die geplanten 
und in der Regierungsvorlage angegebenen Struk-
turverbesserungen für die Unteroffiziere. Denn sie 
löst das Problem der ungerechten und unzeitgemäßen 
Besoldung der Unteroffiziere nicht, weil sie nur das 
Problem der Stabsfeldwebel und Oberstabsfeldwebel 
behandelt. Hier in der Vorlage sind die Unteroffi-
ziere und Feldwebel angesprochen. 

Herr Kollege Schlager, sind Sie bereit, zur Kennt-
nis zu nehmen, daß die Unteroffiziere darüber hin-
aus Grund zur Unzufriedenheit durch die Tatsache 
haben, daß entgegen den Versprechungen bei der 
Einstellung, entgegen den Erklärungen in allen 
Werbeblättern die Unteroffiziere nur zu einem ganz 
geringen Teil in den Status des Berufssoldaten über-
nommen werden können. Warum? Weil wir aus 
finanziellen Gründen gezwungen waren, die Bundes-
wehr in ihrer Personalstärke anzuhalten und sie auf 
450 000 Mann zu reduzieren. 

Wir stellen ja keine überhöhten Forderungen. Wir 
wollen nur, daß die Mindestforderungen, die in der 
Regierungsvorlage enthalten sind, nicht durch den 
Beschluß dieses Hauses beim Vierten Besoldungs-
änderungsgesetz aus der Welt geschafft werden. Wir 
wollen, daß hier und heute über diese strukturelle 
Verbesserung in der Regierungsvorlage entschieden 
wird, damit die Veränderungen und die Erhöhungen 
zum 1. Juli Wirklichkeit werden können. 

Wir dürfen Sie bitten, unserem Änderungsantrag 
zuzustimmen, bei dem Sie sich von der Deckungs-
seite her keine Gedanken über den Vorschlag des 
Staatssekretärs von Hase hinaus zu machen brau-
chen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, diejenigen, die noch Zwischenfragen stellen 
wollten und nicht mehr zum Zuge gekommen sind, 
darf ich bitten, nachher vom Podium aus das Wort 
zu ergreifen. 

Das Wort in der Aussprache über die vier Ände-
rungsanträge hat der Abgeordnete Hübner. 

Hübner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Worunter die Aussprache, die wir 
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heute mittag hier führen, leidet, ist ganz einfach, 
und das muß ich zu den Anträgen der FDP sagen: 
alle diese Anträge werden hier heute auf dem fal-
schen Markt gehandelt. Das Unangenehme dabei ist, 
daß Sie selbst das ganz genau wissen. Sie wissen 
das deshalb ganz genau, weil Sie die einvernehm-
lichen Beratungen ebenfalls kennen und wissen, 
das alles, was heute hier in den Anträgen zusam-
mengefaßt ist, ganz sicher eine Regelung in der 
zweiten Stufe finden wird, aber erst dann, wenn sie 
stattfindet, und das wird im Herbst sein. Sie wissen 
aber genauso, Herr Ollesch, und Sie ganz beson-
ders: wenn auch die Unteroffiziersbesoldung dann 
in dieser Stufe ihre Regelung auf dem richtigen 
Markt finden wird, wird Ihr Antrag nicht mehr als 
Markenartikel der FDP erscheinen, so wie er heute 
hier — aber auf dem falschen Markt — dazustehen 
scheint. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege Hüb-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Diemer-Nicolaus? 

Hübner (SPD) : Bitte schön! 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Kol-
lege, Sie machten zu Beginn Ihrer Ausführungen 
die Bemerkung, die FDP bringe ihre Anträge auf 
den falschen Markt. Ist nicht der Bundestag der 
absolut richtige Markt, weil hier über die Besol-
dungsfragen entschieden wird? 

Hübner (SPD) : Frau Kollegin, ich habe gesagt, 
„heute und hier" ist nicht der richtige Markt, weil 
heute eine andere Materie behandelt wird. Ich kann 
es aber auf Ihren Antrag, den Sie begründet haben, 
zurückführen und vielleicht sagen, um es juristisch 
auszudrücken, es ist heute ein untauglicher Versuch, 
weil die Beratung dessen, was Sie in Ihren Anträ-
gen zusammenfassen, im Herbst stattfinden wird. 
Wenn Ihnen der Ausdruck „Markt" nicht gefällt, 
nehmen Sie den des „untauglichen Versuchs" ; in 
der Sache bleibt es für mich das gleiche. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Hübner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Mertes? 

Hübner (SPD) : Bitte! 

Mertes (FDP) : Herr Kollege, wollen Sie einzel-
nen Fraktionen oder einzelnen Abgeordneten dieses 
Hauses das Recht bestreiten, in der zweiten Lesung 
eines Gesetzentwurfs Änderungsantrage stellen zu 
können? 

Hübner (SPD) : Nein, ich will aber der Offentlich-
keit sagen, daß es auch Anträge geben kann, die, 
zum unrechten Zeitpunkt gestellt, nichts weiter als 
falschen Propagandawert haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
zweite Frage des Abgeordneten Mertes? 

Hübner (SPD) : Ja, gern. 

Mertes (FDP) : Kann ich aus Ihrer Antwort ent-
nehmen, daß Sie sich als Zensor über Maßnahmen, 
die von einzelnen Abgeordneten für richtig gehal-
ten werden, aufspielen wollen? 

Hübner (SPD) : Erstens würde ich sagen, daß ich 
weder spielen oder aufspielen will. Aber wenn Sie 
meine Wertung wissen wollen, muß ich Ihnen sagen, 
daß ich Ihre Anträge heute hier für Fensteranträge 
halte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf aber zur Sache zurückkommen und dazu 
folgendes sagen. Was heute hier verhandelt wird, 
ist doch einfach die Tatsache, die zweifellos nicht 
erfreulich ist, daß die ganze finanzielle Manövrier

-

masse, die wir haben, aus 250 Millionen DM be-
steht, nämlich nicht aus den vollen 500 Millionen 
DM, die im Haushalt stehen, denn davon ist die 
Hälfte ja doch — das weiß jeder — durch die tarif-
lichen Abmachungen verzehrt, die bereits ab 1. Ja-
nuar dieses Jahres gelten. Nun kam es also darauf 
an, mit diesen 250 Millionen DM einmal etwas 
Befriedigendes zu tun, zum zweiten aber auch, zu 
wissen, daß das, was darüber hinausgehen würde, 
abgesehen von der finanziellen Begrenzung, zu-
gleich ständig in Gefahr wäre, auf Kollisionskurs 
zum Bundesrat zu geraten und nicht in einer be-
friedigenden Regelung, sondern im Vermittlungs-
ausschuß zu landen. Damit wäre den Betroffenen 
oder den Beteiligten, wie man will, überhaupt nicht 
geholfen. 

Sie haben nun gesagt: Schön, nehmen wir doch 
einzelne Regelungen vorweg. Sie haben ja auch 
klein angefangen, mit wenigen Beamten des Bun-
des, die Philologen sind, mit wenigen, die Richter 
sind, und jetzt erst kommen wir auf viel mehr, auf 
diejenigen, die Unteroffiziere sind. Sie sagten: Das 
sollen ja nur Einzelregelungen sein, die nicht viele 
betreffen. Sie, Herr Ollesch, haben gesagt, wenn 
man hier strukturelle Verbesserungen durchführe, 
seien das dennoch keine punktuellen Vergünstigun-
gen für einige. Nun, das ist ein Kunstgriff. Ich würde 
aber sagen, es kommt ja auch darauf an, wie die 
anderen das beurteilen, nicht nur darauf, wie Sie 
das gern sehen möchten. 

Wenn ich eines in den letzten Jahren, in denen 
ich mich mit dieser Materie intensiv befaßt habe, 
gelernt habe, zusätzlich auch noch vertiefend in  der 
Arbeitsgruppe gelernt habe, in der ich auch in der 
ersten Stufe mitgearbeitet habe, so muß ich Ihnen 
sagen, daß es nirgends sonst so  unheimlich viele 
Interessen von derart großer Unterschiedlichkeit 
wie im Beamtenrecht gebt, daß aber trotz dieser 
Unterschiedlichkeit eine geradezu magnetische 
Wechselwirkung besteht, diese unterschiedlichen Re-
gelungen nun wieder aufeinander abzustimmen. 

(Abg. Schlager: Genau, das zeigt die histo

-

rische Erfahrung!) 
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Das ist die große Schwierigkeit, unter der wir ja 
ständig bei unseren Verhandlungen stehen. Sie kön-
nen ja nicht einmal — ich will jetzt überspitzen — 
an den Leiter eines Gymnasiums in Norddeutschland 
denken, ohne daß der Leiter eines Instituts in Süd-
deutschland unruhig wird. 

(Abg. Schlager: Genau!) 

So sind doch die Zusammenhänge. Sie können keine 
Regelung bei der einen Gruppe treffen, ohne bei 
der anderen sofort, sagen wir einmal, wenigstens 
die Lust zum Vergleich — die ich gar nicht be-
werten will — heraufzubeschwören. Darum können 
wir heute an keiner Stelle von dem abweichen, was 
wir tun wollen, nämlich eine allgemeine lineare 
Erhöhung vorzunehmen, um das, was in diesem 
Haushalt drin ist, für alle Betroffenen voll auszu-
schöpfen und mit den dann noch zu Rate stehenden 
materiellen Regelungen vor den Haushalt 1969 zu 
kommen, um dadurch nämlich von vornherein durch 
Tatsachen, die aus Beratungen entstehen, diesen 
Haushalt ebenfalls voll seiner eigentlichen Bestim-
mung zuführen zu können. Das ist es, was wir 
heute. unternehmen wollen, und kein bißchen mehr. 

Offenbar wollen Sie heute mit Gewalt die Unter-
offiziersbesoldung vorwegnehmen, von der niemand 
sagt, daß er sie nicht will. Sie meinten, wir müßten 
auch darauf sehen, was die Betroffenen sagen. Sie 
sprachen sogar von Staatsverdrossenheit. Das ist 
eine gefährliche Sache. Die kann man nämlich auch 
dadurch erzeugen, daß man ständig Zweifel da 
weckt, wo sie nicht hingehören. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich traue dieser Gruppe, den Unteroffizieren, doch 
zu, daß sie eines erkennt, nämlich daß diese Rege-
lung zusammen mit den anderen Regelungen, in die 
sie hineingehört, im Herbst getroffen werden muß, 
daß das aber nun einmal ein langer und beschwer-
licher Marsch sein wird, um das Ziel auch wirk-
lich mit allen zusammen, nicht nur mit den Unter-
offizieren, erreichen zu können, und daß wir — 
ich glaube, das werden die Unteroffiziere verstehen 
— jetzt einmal die Masse, die noch da ist, benut-
zen, um für den noch kommenden beschwerlichen 
Marsch zunächst einmal ein Verpflegungsbiwak zu 
haben, aus dem die Kraft kommt, um dann das Ziel 
im Herbst erreichen zu können. Ich glaube, das wird 
man erkennen können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Jung? 

Hübner (SPD) : Ja, bitte schön! 

Jung (FDP) : Herr Kollege, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Gefahren, die hier auf-
gewiesen wurden — Sie sprachen davon im Zu-
sammenhang mit dem Begriff „Staatsverdrossen-
heit" —, nicht nur von den Freien Demokraten hier 
im Plenum genannt wurden, sondern daß auch von 
Regierungsvertretern gestern im Haushaltsausschuß 
sowie in einem Schreiben eines Ministers an den 
Haushaltsausschuß besonders darauf hingewiesen 
wurde? 

Hübner (SPD) : Ich habe in einem Schreiben des 
Ministers — das war der Verteidigungsminister — 
im Innenausschuß nicht den Begriff der Staatsver-
drossenheit gefunden, sondern da wurde von einer 
ernsten Sorge um diese Regelung gesprochen. Ich 
habe aber auch da schon durch Zwischenruf zu 
erkennen gegeben, daß ich es begrüßen würde, wenn 
der Verteidigungsminister aus dieser ernsten Sorge 
für sich den Schluß ziehen würde, uns für den 
Herbst rechtzeitig mit Material zu versorgen, das 
schlüssig ist. Ich denke insbesondere an Regelungen 
über eine vierte Laufbahn innerhalb der Bundes-
wehr, die in der Arbeitsgruppe eine große Rolle 
spielten. Auch das kann man nicht einfach aus dem 
Zusammenhang reißen. 

Ich wollte aber eigentlich schon abschließen und 
Ihnen nur noch folgendes zu überlegen geben. 
Selbst wenn wir uns heute entschließen könnten — 
wir können es nicht —, eine Regelung für die Unter-
offiziere vorwegzunehmen, dürfen Sie einfach nicht 
verkennen, daß sich daraus auch rahmenrechtliche 
Konsequenzen ergeben. Es müßte dann folgerichtig 
der Antrag kommen, zu überlegen, in welcher Art 
und Weise vergleichbare Gruppen — nämlich die 
Polizei der Länder — zu behandeln wären. An die-
sem einen Beispiel sehen Sie schon, daß wir zweifel-
los überfordert wären, wenn wir jetzt heute morgen 
das Ganze so mit der linken Hand über den Tisch 
bringen wollten. 

Worauf es ankommt, ist folgendes, und ich bin 
froh, daß Herr Kollege Köppler hier ist: wir sollten 
der Bundesregierung das, was in der schriftlichen 
Begründung steht, noch einmal ganz deutlich mit auf 
den Weg geben. Ich darf es jetzt einmal so sagen: 
die Bundesregierung sollte die einvernehmlichen 
Beratungsergebnisse der Arbeitsgruppe, so wie sie 
jetzt in ihrer Masse und in ihrem Zusammenhang 
da sind, mit in das hineinnehmen, was sie uns im 
Herbst als neue Beratungsvorlage vorlegt. Dann kön-
nen wir ohne größeren Zeitverlust auf der Basis des-
sen, was schon an Materie besteht, die Dinge zu 
Ende bringen. Dann werden wir eine Regelung zu-
stande bringen, die — soweit das überhaupt möglich 
ist — die Betroffenen optimal befriedigt; voll wird 
das nie möglich sein. Das wissen wir, das ist unser 
Schicksal. Was Herr Dichgans hierzu gesagt hat, ist 
geradezu ein goldenes Wort gewesen. Aber wir kön-
nen eines nicht tun, wir können nicht auf eine Rege-
lung verzichten, die im Herbst möglich ist, und statt 
dessen heute einen Kurs steuern, der zweifellos in 
die Sackgasse des. Vermittlungsausschusses führen 
würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Brück. 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte von 
einem Satz ausgehen, den Herr Dr. Miessner bei 
seiner ersten Rede hier ausgesprochen hat. Er hat 
gesagt: In vielen Punkten waren sich alle drei Frak-
tionen einig. Einig waren sich auch alle drei Frak-
tionen im Innenausschuß darüber, daß jetzt ein 
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viertes Änderungsgesetz verabschiedet werden soll 
und daß das Zweite Besoldungsneuregelungsgesetz 
zur Zeit nicht verabschiedet werden kann. Lediglich 
wurde damals von der FDP der Antrag gestellt, von 
4 auf 5 % zu gehen. Aber sonst bestand Einigkeit 
über den Inhalt des Gesetzes. So ist es ja wohl 
gewesen, Herr Dr. Miessner. 

(Zuruf des Abg. Dr. Miessner.) 

— Aber das war das, worüber Einigkeit erzielt 
worden ist. 

Nun kann man natürlich der Meinung sein, daß 
man diese und jene Anträge hier stellen muß. Meine 
Damen und Herren von der FDP, ich kann Ihnen 
noch einige Anträge leihen, die mir genauso am 
Herzen liegen wie Ihnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der FDP: Her damit! — Bringen 
Sie sie doch!) 

— Ich kann Ihnen noch einige leihen. 

(Abg. Mertes: Wo sind sie denn?) 

— Das sind auch Anträge z. B. in Richtung auf die 
Versorgungsempfänger. Herr Mertes, Sie kennen 
das Problem vielleicht nicht ganz. 

(Abg. Mertes: Ich meine, die Anträge von 
Ihnen auf den Tisch des Hauses legen!) 

— Herr Kollege Mertes, auch die Betriebsprüfer 
waren in der Vorlage der Bundesregierung drin. 
Herr Kollege Mertes, so könnte ich eine ganze Reihe 
Dinge nennen, über die man sehr ernsthaft hier 
sprechen könnte und die mit der Sache zu tun haben; 
das ist uns allen bekannt. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus — ich möchte ein Wort 
speziell an Sie richten — hat sich z. B. für die 
Richter eingesetzt, und der Kollege Mühlhan hat 
sich für die Philologen eingesetzt. Gerechterweise 
müßte man dann aber auch folgendes sagen: meine 
Damen und Herren von der FDP, Sie sitzen, wenn 
ich mich recht entsinne, immerhin in sechs Landes-
regierungen. Sie hätten doch auch die Möglichkeit 
gehabt, da diese Beamten überwiegend Landes-
beamte sind, dafür zu sorgen, daß zumindest der 
Bundesrat eine Empfehlung ausgesprochen hätte. 
Wir hoffen nun, daß nach diesen intensiven Beratun-
gen auch in unseren Gremien und nach dieser Aus-
sprache der Bundesrat und die Länder, in denen Sie 
mit dabei sind, für die Zukunft bei der kommenden 
Stufe wohlwollend zu diesen Fragen stehen. Aber 
haben Sie doch bitte Verständnis, daß wir heute 
nicht ja sagen können. Denn in dem Bericht des 
Haushaltsausschusses steht folgender letzter Satz: 
„Änderungsanträge mit finanziellen Auswirkungen, 
die zur zweiten und dritten Beratung eingebracht 
werden, werden durch diesen Bericht nicht gedeckt." 
Wir möchten unter gar keinen Umständen im 
Augenblick dieses Änderungsgesetz in Gefahr brin-
gen. 

Da ich gerade einen Satz aus dem Bericht des 
Haushaltsausschusses zitiert habe, möchte ich auch 
gleich folgendes sagen. Ich war bei den Beratungen 
dieses Gesetzentwurfs anwesend und ich möchte den 
Mitgliedern des Haushaltsausschusses auch einmal 

ein Wort des Dankes sagen, daß sie ja gesagt 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es gab doch auch Bedenken. Denken wir doch ein-
mal alle zusammen an die Mitglieder des Haus-
haltsausschusses! Solange es auf dieser Welt Men-
schen gibt, die meinen, dieser Staat sei mit einer 
Kuh vergleichbar, die oben im Himmel gefüttert 
wird und hier auf Erden nur unablässig gemolken 
zu werden braucht, werden die Mitglieder des Haus-
haltsausschusses es immer Schwerhaben; und im 
letzten, im weitesten Sinne sind wir alle Mitglieder 
des Haushaltsausschusses. 

Es hat mich — das möchte ich auch einmal 
sagen — mit innerer Bitterkeit erfüllt, als Herr 
Präsident Schoettle, der Vorsitzende des Haushalts-
ausschusses, dort ein Telegramm von einer Beamten-
organisation vorlas, das nach meinem Geschmack 
wirklich von schlechtem Stil ist. Das lehne ich inner-
lich ab. Ich habe es nun einige Male dort erlebt, 
daß derartige Schreiben verlesen wurden. Wenn die 
Betreffenden glauben, das sei der richtige Weg, 
Wünsche — ich nenne es nicht Forderungen, ich 
nenne es Wünsche — erfüllt zu bekommen, ich kann 
das nicht billigen. Wir müssen zur Sachlichkeit zu-
rückfinden. Es geht nicht nach der Methode: Und 
willst du nicht meiner Meinung sein, dann ist mir 
jedes Mittel recht. Das sollten wir alle zusammen in 
dieser schweren Zeit überlegen. 

Meine Damen und Herren von der FDP, die Än-
derungsanträge, die Sie gestellt haben, kann man 
natürlich hier begründen. Es ist auch richtig, daß 
das eine oder andere in der Vorlage drin war, selbst-
verständlich. Aber wir stehen vor der Entscheidung, 
es so oder so  zu machen. Ich kann mich im wesent-
lichen auf die Ausführungen meines Kollegen Wag-
ner beziehen, warum wir diesen Anträgen im 
Augenblick nicht zustimmen können. Da ist alles 
wiedergegeben. Wir wollen hoffen, daß möglichst 
bald die offenstehenden Fragen im Zusammenhang 
geregelt werden können, und zwar im Einvernehmen 
mit dem Bundesrat, der hier eine ganz bedeutsame 
Rolle spielt. Wir von der CDU/CSU können Ihren 
Anträgen leider nicht zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wir bedauern es, Herr 
Kollege Brück, daß Sie unseren Anträgen nicht zu-
stimmen können. Aber ich glaube, die Frage kann 
man doch nicht so behandeln, daß Sie sagen — — 

(Abg. Schlager: Vor dem Gewerbeverband 
werden Sie sicher anders sprechen! — Ge

-

genruf des Abg. Mertes:  Das ist eine Un

-

terstellung! Unverschämtheit!) 

— Herr Kollege Schlager, eigentlich dürfte ich auch 
bei Ihnen dafür bekannt sein, daß ich meine Mei-
nung so sage, wie ich sie denke. 

(Abg. Schlager: Ich habe Sie nicht persönlich 
gemeint!) 
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— Na, ja, dann brauchen Sie eine solche Bemer-
kung nicht zu machen. Ich habe bis zum heutigen 
Tag überhaupt noch nie vor dem Gewerbeverband 
gesprochen. 

Ich kann Ihnen nur sagen: was meine Fraktion 
und ich für sachlich berechtigt und politisch vertret-
bar halten, werden wir hier vortragen und beantra-
gen unabhängig davon, wie der eine oder andere 
das innerhalb oder außerhalb dieses Hauses be-
urteilt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von den 
Koalitionsfraktionen, Herr Kollege Brück hat ge-
sagt, er könnte uns noch einige Anträge leihen. 
Herr Kollege Brück, ich glaube, in dieser Bemer-
kung liegt ein innerer Widerspruch zu Ihrer anderen 
Bemerkung, in der Regierungsvorlage seien auch 
noch andere Dinge gewesen, die wir nicht aufgegrif-
fen hätten. Da liegt eben unsere Absicht, daß wir 
gesagt haben: Die Probleme, die aus der Regie-
rungsvorlage für uns auf Grund der Begründung 
der Bundesregierung von so entscheidender Wich-
tigkeit sind, greifen wir wieder auf. Sie sind eben 
unterschiedlich gegenüber den anderen Punkten der 
Regierungsvorlage zu behandeln, die wir nicht auf-
gegriffen haben. 

Ich meine, man kann es auch nicht so einfach mit 
einer Handbewegung beiseite schieben, wie es der 
Kollege Hübner getan hat. Er hat gesagt: „Na ja, 
auch wir haben einen Brief vom Verteidigungs-
minister bekommen, man kann es hier nicht im Zu-
sammenhang mit der falschen Staatsverdrossenheit 
behandeln, wie es der Kollege Ollesch vorgetragen 
hat." Herr Kollege Hübner, ich bin der Meinung, 
daß hier das Parlament selbst zu einer Vertrauens-
krise bei den Betroffenen beiträgt, wenn es im Mai 
des vergangenen Jahres die Bundesregierung auf-
fordert, in der Frage der Unteroffiziersbesoldung 
nun endlich etwas zu tun, woraufhin die Bundes-
regierung zwar eine Vorlage macht, die weitgehend 
mit dem übereinstimmt, was das Parlament will, 
das Parlament sie dann aber ändert und sagt: Nein, 
nicht jetzt, sondern im Herbst. — Ich lasse jetzt 
keine Zwischenfragen zu, Herr Kollege Hübner; ich 
möchte zu Ende kommen. Sie können sich nachher 
melden und hier Ihre Gegenargumente vortragen. 

(Abg. Hübner: Das gleicht sich dadurch 
aus, daß ich mehr Zwischenfragen von 

Ihrer Fraktion bekam!) 

— Ich glaube, der Kollege Ollesch hat eine Viel-
zahl von Zwischenfragen hier zugelassen. Aber es 
ist nicht sinnvoll, daß wir das ganze Problem durch 
Zwischenfragen abhandeln, sondern jeder sollte 
seine Argumente hier vortragen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Vor allem im 
Ausschuß haben wir es ja behandelt!) 

— Ach, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, zu dem 
Ausschußbericht komme ich gleich; seien Sie unbe-
sorgt! 
Die Problematik ist doch vom Verteidigungsmini-

sterium selbst vorgetragen worden, nicht nur in Brie-
fen des Verteidigungsministers an die Mitglieder 
des Verteidigungsausschusses, sondern auch an die 

Fraktionen. Aus dem Verteidigungsministerium kam 
die Argumentation, daß das Parlament nun endlich 
glaubwürdig handeln muß. Wie wollen Sie das denn 
den Unteroffizieren klarmachen, wenn Sie ihnen ein 
Jahr vorher versprechen, es werde geregelt und die 
Bundesregierung werde aufgefordert und die Bun-
desregierung werde dann handeln, und dann das 
Parlament entscheidet: Nein, es wird jetzt nicht ge-
regelt, während es im gleichen Atemzug verlangt, 
es solle im Herbst geregelt werden? Sie stellen das 
hier in Aussicht. Können Sie das den Betroffenen 
dann noch dauernd klarmachen? Glauben Sie denn, 
die würden immer wieder daran festhalten, wenn 
sie eineinhalb Jahre eine solche Behandlung er-
leben? Wer garantiert ihnen denn dafür, daß das, 
was Sie jetzt hier sagen, im Herbst auch realisiert 
wird? Wir haben doch Beispiele genug dafür — für 
alle Fraktionen, meine Damen und Herren —, daß 
das, was hier beschlossen wurde, nachher doch nicht 
so gemacht wurde, wie es in der ursprünglichen Ab-
sicht der Fraktionen lag. 

Damit komme ich zu der Behandlung im Innen-
ausschuß und in der Arbeitsgruppe. Natürlich ist es 
so, daß der Kollege Miessner für viele seiner An-
regungen, die er vorgetragen hat, keine Mehrheit 
gefunden hat. Er hat sich dann mit dem zufrieden-
gegeben, was erreichbar war. 

(Abg. Brück [Köln] : Auch wir!) 

Er hat dem zugestimmt. 

Ich selbst bin in der Innenausschußsitzung nicht 
gewesen, weil ich andere Termine hatte. Herr 
Kollege Miessner ist dann in die Fraktion gekom-
men und hat das vorgetragen. Dann hat  die  Fraktion 
— auch auf Grund der Schreiben des Verteidigungs-
ministers an unsere Fraktionskollegen — gesagt: 
Wir halten zwei, drei Fragen, die in der Regie-
rungsvorlage gewesen sind, für so wichtig, daß sie 
jetzt schon mitbehandelt werden müssen. Dann hat 
die Fraktion entschieden und Anträge gestellt, die 
wir Ihnen hier heute vorlegen. 

Der Kollege Hübner hat gesagt, wir legten das 
jetzt nur als reine Propagandaanträge vor. Er hat 
in einem anderen Zusammenhang gesagt: weil das 
im Herbst kein Markenartikel der FDP mehr wäre. 
Herr Kollege Hübner, es scheint Ihnen völlig ent-
gangen zu sein, daß nicht nur jetzt, sondern auch 
im vergangenen Jahr der Kollege Ollesch sich um 
dieses Problem in diesem Hause schon sehr ernst-
haft bemüht hat, um es einer positiven Regelung 
zuzuführen, und daß der gleiche Kollege Ollesch 
bei den Haushaltsberatungen in diesem Jahr erneut 
versucht hat, dafür eine Mehrheit zu finden, damit 
das geregelt werden konnte. Immer ist es abgelehnt 
worden, und zwar aus den verschiedenartigsten 
Gründen. 

Dann ist der Einwurf gekommen: Die Finanzmasse 
war nicht mehr so ausreichend, daß genügend 
Manövrierfähigkeit vorhanden war, um diese 
Probleme zu regeln. Sie können sagen, meine Damen 
und Herren, wie es der Kollege Brück gesagt hat: 
Warum hat der Staatssekretär von Hase nicht im 
Innenausschuß diesen Deckungsvorschlag gemacht, 
warum hat er ihn nur im Haushaltsausschuß ge- 
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macht? Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
im Auftrag der Bundesregierung — anders kann 
ich es nicht auffassen — hat er immerhin im ent-
scheidenden Ausschuß einen Deckungsvorschlag ge-
macht, um dieses Problem zu regeln. Nun kann man 
doch hier nicht sagen: Wenn das heute geregelt 
wird, wie die Opposition und die Bundesregierung 
es zu diesem Zeitpunkt wollen, und wenn die finan-
ziellen Mittel dafür zur Verfügung stehen, dann han-
delt es sich um reine Propagandaanträge. Das ist 
doch eine Argumentation, die mit Sachauseinander-
setzung, Herr Kollege Hübner, entschuldigen Sie 
— ich kenne Sie bisher nur anders —, absolut nichts 
zu tun hat. So kann man die Dinge nicht behandeln. 

Nun kommt das Problem, das vom Kollegen Brück 
angesprochen worden ist: Wenn wir hier heute 
änderten, würde das Gesetz scheitern, wir würden 
vor den Parlamentsferien nicht mehr alles verab-
schiedet bekommen; so habe ich es sinngemäß 
verstanden. 

(Abg. Brück [Köln] : Ja, das ist auch richtig!) 

— Herr Kollege Brück, ich glaube, das Argument 
kann man doch wirklich wegbekommen, zumindest 
für einen Teil unserer Anträge, zumindest für den 
Antrag bezüglich der Unteroffiziere. Denn wenn 
hier eine eindeutige Deckung vorhanden ist, kann 
doch in der nächsten Woche, wenn wir in zweiter 
Lesung den Antrag annehmen, der Haushaltsaus-
schuß eine entsprechende Entscheidung treffen, 
und dann können wir doch in einer weiteren Bera-
tung des Innenausschusses diese Entscheidung be-
gründen. Dann kann das hier in dritter Lesung 
so entschieden werden. 

(Zuruf von der Mitte: Und die Frist des 
Bundesrates? — Abg. Brück [Köln] : Darf 

ich eine Frage stellen?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Redner nimmt 
keine Fragen an, hat er erklärt. 

(Zuruf von der Mitte: Wir auch nicht! — 
Weitere Zurufe.) 

— Er hat erklärt, daß er keine Frage annimmt. Das 
ist sein gutes Recht. 

Dorn (FDP) : Das habe ich vorhin global erklärt. 
Es tut mir leid: ich kann dann auch von Ihnen keine 
annehmen. 

(Erneute Zurufe: Es geht um die Frist des 
Bundesrates!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, beschränken Sie sich doch darauf, Ihre Argu-
mente von der Rednertribüne vorzubringen; es geht 
schneller. 

Dorn (FDP) : Meine Damen und Herren, wir 
könnten uns ja auch, anstatt uns heute im Innenaus-
schuß über das Ministergesetz unterhalten zu müs-
sen, über diese Frage unterhalten. Aber ich will das 
jetzt hier gar nicht mehr vertiefen. 

Ich bin der Meinung, daß die Anträge, die vor-
gelegt sind, sachlich begründet sind. Es wäre gut, 
wenn Sie diesen Anträgen Ihre Zustimmung nicht 
versagten. Sie würden mit Sicherheit bei einem gro-
ßen Teil der Anträge auch der Bundesregierung und 
ihren Vorstellungen sehr entgegenkommen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen.  

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Verlauf der Debatte ver-
anlaßt mich, für den Bundesminister der Finanzen 
zwei Bemerkungen zu machen. 

Erste Bemerkung. Ich möchte mich jetzt nicht mit 
der Frage auseinandersetzen, inwieweit die Regie-
rungsvorlage, die einmal eingebracht worden ist, 
heute noch Bestand hat. Ich möchte nur feststellen, 
daß die eingebrachten Änderungsanträge ein zusätz-
liches Volumen von rund 54 bis 56 Millionen DM für 
ein halbes Jahr beinhalten. Gleichzeitig muß man 
die Auswirkungen für das nächste Jahr, 1969, be-
rücksichtigen. 
Zweite Bemerkung. Der Bundestag selber sollte 

nach all dem, was. wir in den Jahren 1964 und 1965 
erlebt haben, selber ein Interesse daran haben, daß, 
wenn Mehrausgaben beschlossen werden sollen, 
auch Deckungsvorschläge gemacht werden. Wenn 
hier eingewandt wurde, daß bei Gesetzen, die wir 
gestern in erster Lesung behandelt haben, ein Dek-
kungsvorschlag nicht verlangt worden sei, dann muß 
ich darauf hinweisen, daß dort besondere Umstände 
vorliegen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr gut!) 

Angesichts des hohen nationalen Ranges jener Fra-
gen, der Notwendigkeit, möglichst rasch eine Ent-
scheidung zu fällen, und der erwarteten Effektivität 
konnte die Regierung es dem Parlament nicht zu-
muten, insoweit Deckungsvorschläge zu machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der FDP.) 

— Ich rede hier doch wirklich nur sachlich, nicht 
polemisch. — Ich hoffe aber, daß bei den Beratungen, 
die in den Ausschüssen ja noch stattfinden, sowohl 
von der Regierung als auch vom Parlament Anregun-
gen gegeben werden, wie wir das meistern können. 
Im übrigen sollte uns gerade die Tatsache, daß wir 
in jener Frage von hohem nationalem Rang helfen 
und entsprechende Mehrausgaben leisten müssen, 
veranlassen, in anderen Bereichen erst recht sorg-
fältig zu prüfen und Möglichkeiten für einen Aus-
gleich zu suchen. 

Die Regierungsvorlage, im Kabinett verabschiedet 
auf Grund der im Haushalt 1968 vom Bundestag be-
reitgestellten Mittel, sah für diesen Gesetzentwurf 
ein finanzielles Volumen von rund 250 Millionen 
DM vor. Die Vorlage, die jetzt verabschiedet werden 
soll, beinhaltet ein finanzielles Volumen von rund 
283 Millionen DM. Es war möglich, für das Mehr von 
33 Millionen DM eine Deckung aufzuzeigen, wobei 
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nur ein Betrag von rund 12 Millionen DM durch 
Sparmaßnahmen im personellen Sektor hereingeholt 
werden mußte. Für 1969 wäre nach der Regierungs-
vorlage ein Mehraufwand von 500 Millionen DM 
erforderlich gewesen. Wird der Gesetzentwurf in der 
Fassung des Innenausschusses verabschiedet, so be-
trägt das finanzielle Volumen rund 620 Millionen 
DM. Das bedeutet unter anderem — und darauf 
mache ich zum Schluß aufmerksam —, daß das Mehr 
von rund 120 Millionen DM zunächst einmal von 
dem abgeht, was wir in der mittelfristigen Finanz-
planung auf diesem Gebiet vorgesehen haben. 

(Zuruf von der FDP: Letzten Endes also 
doch wieder nichts!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann kann ich die Aussprache über 
die Änderungsanträge abschließen. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über den Antrag der Fraktion der Freien Demo-
kraten auf Umdruck 502, der die Einfügung eines 
Art. II a vorsieht. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Mit großer Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich komme nunmehr zum Änderungsantrag der 
Fraktion der Freien Demokraten auf Umdruck 499, 
nach dem in das Gesetz ein Art. II b eingefügt wer-
den soll. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion 
der Freien Demokraten auf Umdruck 500, nach dem 
in das Gesetz ein Art. II c eingfügt werden soll. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion der 
Freien Demokraten auf Umdruck 501, nach dem in 
das Gesetz ein Art. II d eingefügt werden soll. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit 
derselben Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr Art. III und Art. IV auf. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Art. V und zugleich den Änderungs-
antrag der Fraktion der Freien Demokraten auf 
Umdruck 498 *) auf. Ich erteile das Wort zur Be-
gründung dem Abgeordneten Dr. Miessner. 

Dr. Miessner (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Hier handelt es sich um die 
zeitliche Verzögerung von einem Vierteljahr, mit 
der die Verbesserungen für die Versorgungsempfän-
ger in Kraft gesetzt werden sollen. Die Versor

-

*) Siehe Anlage 6 

gungsempfänger gehören ja nun einmal zu den-
jenigen Beamten, die in den letzten Jahren fort-
während dadurch benachteiligt waren, daß besol-
dungsrechtliche Verbesserungen in indirekter Form, 
nämlich durch strukturelle, generelle Maßnahmen 
oder durch individuelle Stellenhebungen, erfolgten, 
an denen sie nicht beteiligt waren. So gesehen ist 
der gesetzlich vorgesehene Pensionssatz von 75 % 
der aktiven Bezüge zum Teil nur noch eine Fiktion, 
jedenfalls für diejenigen Beamten, die bereits vor 
einigen Jahren pensioniert wurden und die diese 
generellen oder individuellen Verbesserungen der 
letzten Jahre als aktive Beamte nicht mehr mitge-
macht haben. 

Der Bundestag selbst hat das Problem bereits vor 
Jahresfrist erkannt und in einer Entschließung von 
damals auf die Dringlichkeit entsprechender Rege-
lungen für die Pensionäre hingewiesen. Damit ist 
nun in diesem Gesetz ein guter Anfang gemacht 
worden. Das ist erfreulich. Besonders zu begrüßen 
ist, daß die Regierungsvorlage hinsichtlich der er-
forderlichen Zeiten der Versorgung aus dem ersten 
Beförderungsamt erheblich verbessert wurde und 
daß diese Regelung uneingeschränkt auch für alle 
Aufstiegsbeamten gilt, was ja bekanntlich in der 
Regierungsvorlage erstaunlicherweise nicht vorge-
sehen war. 

Um so bedauerlicher ist es, daß diese seit langem, 
wenn ich so sagen darf, überfälligen Verbesserun-
gen nun mit einer zeitlichen Verzögerung von einem 
Vierteljahr, also erst am 1. Oktober, in Kraft treten 
sollen. Das erscheint uns gegenüber den Betroffenen 
in Anbetracht der geschilderten Situation auch aus 
der Vergangenheit als eine fast nicht mehr tragbare 
Zumutung. 

Wir haben daher bereits im Ausschuß — insofern 
darf ich Herrn Brück korrigieren — den Antrag 
gestellt, diesen Teil des Gesetzes zum gleichen Ter-
min wie das Gesetz im übrigen, nämlich am 1. Juli, 
in Kraft treten zu lassen, und wiederholen diesen 
Antrag heute hier im Plenum. Wir bitten um Zu-
stimmung zu diesem Antrag. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordneter Wagner. 

Wagner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei Verwirklichung des von der 
FDP vorgelegten Antrags auf Umdruck 498 würde 
der finanzielle Rahmen, der uns einfach durch den 
Haushalt gesetzt ist, überschritten. Wir bedauern 
deshalb, daß wir ihm nicht zustimmen können. 
Unter Hinweis auf die Ausführungen meines Kolle-
gen Brück bitte ich, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird des weiteren 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
lasse über den Änderungsantrag der Fraktion der 
Freien Demokraten auf Umdruck 498, dem Art. V 
eine neue Fassung zu geben, abstimmen. Wer dem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
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Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über Art. V in der Ausschuß-
fassung abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Es ist so beschlos-
sen. 

Ich lasse abstimmen über Einleitung und Über-
schrift. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Es ist so beschlossen. 

Damit komme ich zur 

dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Parlamentarische Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern. 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung begrüßt 
es, daß die Bezüge der Beamten und Richter des 
Bundes sowie der Soldaten einschließlich der Ver-
sorgungsempfänger durch das nunmehr in zweiter 
Lesung verabschiedete Vierte Besoldungsände-
rungsgesetz der allgemeinen Einkommensentwick-
lung weiter angepaßt und aufgebessert werden. 
Über seinen Geltungsbereich hinaus wird sich das 
Gesetz mittelbar auch zugunsten der Beamten der 
Länder und der Gemeinden auswirken; denn die 
Mehrzahl der Länder wartet auf die Verabschie-
dung dieses Gesetzes, um für ihre Bereiche ent-
sprechende gesetzgeberische Maßnahmen einzulei-
ten. 

Die Tatsache freilich, daß das Gesetz, abgesehen 
von den strukturellen Maßnahmen für die Versor-
gungsempfänger ab 1. Oktober, keine Neurege-
lungsmaßnahmen im Sinne der echten Neuordnung 
des Besoldungsrechts und einer Harmonisierung 
enthält, stellt die Bundesregierung und das Parla-
ment — das ist aus der Debatte klar geworden — 
vor eine neue Situation und vor eine nicht leicht zu 
lösende Aufgabe. 

Sie erinnern sich dessen, was Bundesinnenmini-
ster Benda aus Anlaß der Haushaltsberatungen am 
3. April dieses Jahres dem Hohen Hause auf Fragen 
zur Besoldungssituation erklärt hatte, nämlich, der 
Bundesminister des Innern werde vorbehaltlich der 
Entscheidung der Bundesregierung in der Lage sein, 
in diesem Jahr den Entwurf eines Dritten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes vorzulegen, dies aller-
dings unter der Voraussetzung, daß das Zweite Be-
soldungsneuregelungsgesetz durch den Bundestag 
noch bis zum Beginn der Sommerpause verabschie-
det werde. Diese Voraussetzung konnte nunmehr 
nicht erfüllt werden. 

Statt dessen weist der vorliegende Entschlie-
ßungsantrag einen anderen Weg. Der Bundesmini-
ster des Innern ist zu diesem Weg bereit. Ich be-
grüße dankbar die sich aus diesem Entschließungs-
antrag ergebende Bereitschaft des Hohen Hauses, 
sich in verhältnismäßig kurzer Zeit, nämlich schon  

in wenigen Monaten, erneut mit der Besoldungs

-

neuregelung und der Harmonisierung zu befassen. 

Für -die in dem Entschließungsantrag angespro-
chene weitere Stufe der Besoldungsneuregelung 
haben die Beratungen — und insofern darf ich den 
Appell des Kollegen Hübner aufnehmen —, die die 
vom Innenausschuß in der Behandlung des Entwurfs 
des Zweiten Neuregelungsgesetzes eingesetzte 
Arbeitsgruppe für diesen Entwurf geführt hat, wert-
volle Überlegungen und Hinweise erbracht, und an 
dieses Konzept wird bei der weiteren Arbeit an der 
Neuregelung angeknüpft werden können. 

In diesem Zusammenhang glaube ich auch sagen 
zu dürfen, daß das, was der Kollege Dr. Wuerme-
ling, der offenbar verhindert ist, unseren Beratun-
gen hier noch beizuwohnen, vorgetragen hat, mit 
Gegenstand der Beratungen sein sollte. Eine weitere 
familiengerechte Ausgestaltung der Ortszuschlags

-

tabelle ist eine Strukturveränderung, die nur im 
Zusammenhang mit den beabsichtigten grundsätz-
lichen Neuregelungen vorgenommen werden sollte. 
Das allerdings sollten wir beachten. Insoweit wer-
den Überlegungen für weitere Neuregelungsmaß-
nahmen bereits heute angeschnitten. 

So bedauerlich die Zurückstellung der ursprüng-
lich für dieses Gesetz vorgesehenen strukturellen 
Maßnahmen zugunsten einer vorerst allgemeinen 
linearen Anhebung auch sein mag, meine Damen 
und Herren, so unverkennbar hat sie doch auch 
einen Vorzug. Sie ermöglicht es nämlich, unter 
Zugrundelegung der bisherigen Arbeitsergebnisse 
ein weiterreichendes und geschlosseneres Gesamt-
konzept vorzulegen. Hierfür wird sich der Bundes-
minister des Innern sowohl im Interesse der Beam-
tenschaft selbst als auch im Interesse der dringend 
notwendigen Konsolidierung auf diesem Gebiet mit 
Nachdruck einsetzen. Die Vorarbeiten dafür -sind 
bereits im Gange, sie brauchen nicht erst aufge-
nommen zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Erfahrungen der letzten Monate haben gezeigt, 
wie schwer eine Lösung sein wird, die den Interes-
sen aller Gruppen und aller Fachsparten der öffent-
lich Bediensteten mit dem Ziele einer wenigstens 
einigermaßen ausgeglichenen und ausgewogenen 
Ordnung Rechnung trägt. All diesen Gruppen möchte 
ich dies versichern: Der Bundesregierung liegt dar-
an, ein allseits als gerecht empfundenes Ziel zu er-
reichen. Nur ein Ausgleich zwischen den Interessen 
der verschiedenen Gruppen kann zur Konsolidie-
rung und zu einer haltbaren Neuordnung führen. 

Lassen Sie mich aber auch mit allem Nachdruck 
und mit allem Ernst sagen: Diese Strukturmaßnah-
men, sowohl die jetzt zurückgestellten als auch die, 
die Sie von der Bundesregierung bei Vorlage des 
nächsten Gesetzentwurfs in wenigen Monaten er-
warten, werden erhebliche finanzielle Anforderun-
gen an den Bundeshaushalt der nächsten Jahre stel-
len. An alle Beteiligten und alle auf diesem Gebiet 
Verantwortlichen habe ich die Bitte: Tragen Sie da-
zu bei, im Rahmen des Möglichen und des Verant-
wortbaren die Voraussetzungen für die Gesetzes-
vorlage, die in dem Entschließungsantrag gefordert 
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Parlamentarischer Staatssekretär Köppler 
wird, zu schaffen. An die Länder richtet in diesem 
Zusammenhang die Bundesregierung die Bitte — 
und sie unterstreicht das, was auch vom Kollegen 
Wagner in der Aussprache gesagt worden ist —, sich 
bei ihren Anpassungsgesetzen im Rahmen der neuen 
Besoldungstabelle zu halten und in der Zwischen-
zeit auch keine sonstigen Maßnahmen zu treffen, die 
das für Bund und Länder gemeinsame Ziel der Zu-
sammenführung gefährden und beeinträchtigen kön-
nen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren: Mit Be-
friedigung habe ich aus dem Bericht des Herrn Be-
richterstatters entnommen, daß auch der Innenaus-
schuß des Hohen Hauses die beabsichtigte Ände-
rung des Art. 75 des Grundgesetzes und die damit 
verbundene Erweiterung der verfassungsrechtlichen 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten des Bun-
des weiterhin als dringlich ansieht. Auch diese Auf-
fassung wird der Bundesregierung die alsbaldige 
termin- und fristgerechte Einbringung der erwarteten 
Gesetzesvorlage erleichtern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, zur allgemeinen Aussprache der dritten Le-
sung habe ich bereits eine ganze Rednerliste. Da 
wir wegen der Bedeutung der Sache ausnahmsweise 
bereits in der zweiten Lesung eine allgemeine Aus

-

sprache hatten, möchte ich im Hinblick auf die fort-
geschrittene Zeit und mit dem Wunsch, daß wir die 
ganze Tagesordnung noch erledigen, alle Redner 
bitten, sich kurz zu fassen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wagner. 

Wagner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Für die Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD möchte ich zur dritten Lesung nur eine 
ganz kurze Bemerkung anfügen. CDU/CSU und SPD 
hoffen, daß es den Ländern möglich ist, die Regelun-
gen des vorliegenden Gesetzes auch auf den Bereich 
der Landesbeamten auszudehnen. Wir gehen hier-
bei von der Erwartung aus, daß dabei der gesteckte 
Rahmen nicht überschritten wird und das mühselige 
Bemühen um die Harmonisierung der Besoldung in 
Bund, Ländern und Gemeinden nicht beeinträchtigt 
und gefährdet wird. 

(Abg. Brück [Köln] : Sehr richtig!) 

Wir halten an unserem Ziel fest, die Harmonisie-
rung noch in dieser Periode, also im Jahre 1969, zum 
Abschluß zu bringen. Ob dies möglich ist, ist in ganz 
entscheidendem Maße davon abhängig, daß die er-
forderlichen Vorlagen rechtzeitig dem Bundestag 
vorgelegt werden. Ich wiederhole deshalb meine 
Bitte an die Bundesregierung, die Regierungsvor-
lage zum nächsten Neuregelungsgesetz unmittelbar 
im Anschluß an die Sommerpause des Deutschen 
Bundestages diesem Hohen Hause zuzuleiten. 

Namens der Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD kann ich erklären, daß wir dem Vierten Ände-
rungsgesetz zum Besoldungsgesetz insgesamt zu-
stimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Miessner. 

Dr. Miessner (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der FDP-Fraktion er-
kläre ich folgendes. Die FDP erwartet, daß die 
Bundesregierung sehr bald ein neues Besoldungs-
neuregelungsgesetz vorlegt, das die heute abgelehn-
ten Anträge einbezieht, eine allgemeine Nivellie-
rung vermeidet und auch keine Harmonisierung nach 
unten bedeutet. Trotz ihrer Enttäuschung über die 
abgelehnten Anträge wird die FDP-Fraktion dem 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbesoldungsgesetzes zustimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmitt -Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der heutigen Aus-
sprache ist klargeworden, daß wir dem Ziel, in 
dieser Legislaturperiode eine Gesamtneuordnung 
der Beamtenbesoldung vorzunehmen, nach wie vor 
zustreben. Die Erreichung des Ziels hängt davon ab, 
daß die Vorlagen der Bundesregierung hier recht-
zeitig eingebracht werden und, Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, daß auch die Länder in den 
schwierigen Fragen kooperativ mit der Bundes-
regierung zusammenarbeiten und daß es darüber 
hinaus — das hat Herr Staatssekretär Leicht hier 
deutlich gemacht — auch gelingt, die finanzielle 
Grundlage für die Erfüllung dieser Aufgabe sicher-
zustellen. Wir halten an dieser für den öffentlichen 
Dienst und damit für unser Land so entscheidenden 
Aufgabe der Neuordnung fest. 

Meine Damen und Herren, ich muß hier noch eine 
Bemerkung machen, weil in den letzten Tagen eine 
gewisse, ich muß schon sagen, Verwilderung auch 
der Methoden des — legitimen — Kampfes einzel-
ner Unterverbände um die Entscheidungen des Parla-
ments eingetreten ist. Wenn beispielsweise für den 
Personenkreis der Unteroffiziere Männer im Range 
eines Oberstleutnants und andere erklären, der 
Innenausschuß habe die Vorschläge der Bundes 
regierung zu Fall gebracht, so ist das einfach un-
wahr. Meine Damen und Herren, nach dem, was ich 
von dem Kollegen Ollesch hier gehört habe, wun-
dere ich mich allerdings nicht. Wenn Parlamentarier 
die Dinge schon so verzerrt darstellen, kann ich von 
den Herren draußen ja nicht verlangen, daß sie eine 
bessere Gesamtübersicht haben. 

Herr Kollege Ollesch, es ist das Recht der Oppo-
sition, hier Anträge zu stellen; es ist sogar Ihre 
Pflicht. Aber es ist auch Pflicht derjenigen, die die 
Regierung tragen, zu sagen, daß erstens für diese 
Anträge keine Deckung da ist, daß die Anträge 
zweitens den Gesamtzusammenhang nicht beachten, 
daß drittens hier die vorgesehene Gesamtneuord-
nung von uns unverändert angestrebt wird und 
daß viertens dort, wo die Sachentscheidungen ge-
fallen sind, Ihre Fraktion mit der Lösung, die heute 
die Regierungsparteien vorgetragen haben, einver-
standen war. 
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Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 

stimmt der Vorlage zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das 
Wort begehrt? — Herr Abgeordneter Dr. Wuerme-
ling! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mich nur 
eben dem Haus entschuldigen, daß ich diese Bera-
tung hatte verlassen müssen, weil ich in einer be-
stimmten Angelegenheit herausgerufen wurde. Es 
bleibt bei der von mir angekündigten Stimmenthal-
tung in der Schlußabstimmung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird des weiteren 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, damit schließe ich die 
allgemeine Aussprache und komme zur Schlußab-
stimmung. Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegen-
stimmen. — Enthaltungen? — Enthaltung des Abge-
ordneten Dr. Wuermeling. Der Gesetzentwurf ist 
angenommen. 

Ich komme damit zu Nr. 2 des Ausschußantrages, 
die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären, soweit sie die in dem an-
liegenden Entwurf erfaßten Sachgebiete betreffen. 
Widerspruch erfolgt nicht. — Es ist so beschlossen. 

Ich komme zu Nr. 3 des Ausschußantrages. Der 
Entschließungsantrag liegt Ihnen vor. Wer dem Ent-
schließungsantrag zuzustimmen wünscht, gebe bitte 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine 
Enthaltungen. Einstimmig angenommen. 

Dann rufe ich den dritten Punkt der heutigen, an 
sich Punkt 5 der gemeinsamen Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes 
— Drucksache V/2880 — 

b) Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes und des Reichsknapp-
schaftsgesetzes 
— Drucksache V/2960 — 

Die  Fraktion der CDU/CSU verzichtet im Hinblick 
auf die fortgeschrittene Zeit auf eine Begründung. 

In der Aussprache hat der Abgeordnete Spitzmül-
ler das Wort. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Ich habe volles 
Verständnis dafür, daß die antragstellende Frak-
tion — nicht nur mit Rücksicht auf die fortgeschrit

-

tene Zeit — auf die Begründung dieser Anträge 
verzichtet. Ich bitte aber auch um Verständnis da-
für, daß wir als Opposition natürlich diese Gelegen-
heit, wenigstens einige Anmerkungen zu den vor-
gelegten Gesetzentwürfen zu machen, nicht ganz 
vorbeigehen lassen können. Die Gesetzesänderun-
gen sind in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. 

Im Prinzip handelt es sich um nichts anderes als 
um zwei Härtenovellen zu dem Finanzänderungs-
gesetz dieser Koalition vom Dezember 1967. Wenige 
Monate nach der Verabschiedung wird durch die 
Unterschrift „Dr. Barzel und Fraktion" bereits be-
stätigt, was wir Freien Demokraten damals gesagt 
haben, nämlich daß dieses „Koalitionswerk" einem 
der Partner schon als reparaturbedürftig erscheint. 

Meine Damen und Herren, keiner dieser Gesetz-
entwürfe wäre überhaupt nötig geworden, wenn 
die Koalitionsfraktionen oder die Mehrheit dem 
FDP-Vorschlag gefolgt wäre, rechtzeitig — und das 
heißt: frühzeitiger und ausreichender — das Fi-
nanzänderungsgesetz zu beraten. Keiner dieser Ge-
setzentwürfe wäre notwendig geworden, wenn die 
Koalitionsfraktionen unseren Änderungsanträgen 
gefolgt wären. 

Überraschend ist bei diesen beiden Änderungs-
anträgen der CDU/CSU zum Finanzänderungsgesetz, 
daß sie vom 7. Mai und vom 29. Mai dieses Jahres 
datieren, obwohl sie denselben Problemkreis um-
fassen. Es ist daraus der Schluß zu ziehen, daß, wo 
Reparaturen notwendig sind, die Erkenntnis nur 
langsam tröpfelt. Sicherlich hat zu dieser Erkenntnis 
auch die Stellungnahme des bekannten Frankfurter 
Rechtsanwalts Dr. Wilhelmi einiges beigetragen, 
was wir hier besonders vermerken möchten. 

Die weitere Behandlung dieser beiden Gesetz-
entwürfe in den Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages wird für uns als Opposition und für eine 
breite deutsche Öffentlichkeit ein Test sein — bitte 
verzeihen Sie, wenn ich nun ein bißchen hart wer-
den muß — für die Glaubwürdigkeit der CDU als 
Fraktion und der Unterschrift ihres Vorsitzenden. 
Denn wir haben ein wenig Zweifel, ob diese Ent-
würfe nicht das gleiche Schicksal erleiden werden 
wie beispielsweise der CDU-Entwurf zur Änderung 
des Betriebsverfassungsgesetzes, das im Ausschuß 
ja sehr zögerlich und schleppend behandelt wird. 

Der Gesetzentwurf Drucksache V/2880 in der vor-
gelegten Fassung wird die bestehenden Rechtsun-
sicherheiten. im Hinblick auf die Abgrenzung des 
Kreises der Angestellten nach unserer Meinung nur 
bedingt beseitigen. Er wird daher auch der grund-
sätzlichen Problematik, die dahintersteckt, nur teil-
weise gerecht. Wir werden im Ausschuß darüber zu 
sprechen haben. Das gleiche gilt für den Gesetz-
entwurf Drucksache V/2960. 

Die FPD-Fraktion hatte bereits im März durch 
eine Kleine Anfrage darauf hingewiesen, daß eine 
Benachteiligung bestimmter deutscher Angestellter, 
die im Ausland beschäftigt sind, im Hinblick auf die 
Befreiungsmöglichkeiten von der Versicherungs-
pflicht besteht. Die völlig negative Einstellung der 
Bundesregierung gegenüber dieser Gruppe ist aus 
der Antwort in Drucksache V/2836 zu ersehen. An- 
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geblich entsprach diese negative Haltung damals 
dem Koalitionswillen. Um so mehr freuen wir uns 
heute, daß zumindest die CDU die Unzulänglichkeit 
der Beschlußfassung vom Dezember 1967 teilweise 
einsieht. Wir werden auch diese Frage im Ausschuß 
zum Anlaß nehmen, einige damit zusammenhän-
gende Fragen gründlich zu erörtern. 

Bei beiden Gesetzentwürfen zeigt es sich, daß die 
Koalitionsfraktionen nicht gut beraten waren, als 
sie sich ohne die nötige kritische Einstellung auf die 
Beschlüsse und Vorstellungen ihres Kabinetts im 
Dezember zeitlich und inhaltlich voll eingelassen 
haben. Wenn diese beiden CDU-Gesetzentwürfe 
ihren vorgesehenen Zweck erfüllen sollen, ist es 
erforderlich, daß sie unverzüglich in den Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages beraten werden. Nur auf 
diese Weise ist die vorhandene Rechtsunsicherheit 
umgehend zu beseitigen, die infolge der derzeitigen 
widersprüchlichen Auffassungen über den Kreis der 
versicherungspflichtigen Angestellten bestehen. 

Auch für die im Ausland beschäftigten Angestell-
ten ist es von großer Bedeutung, zu wissen, was in 
der Zukunft sein wird. Wir bitten also die antrag-
stellende Fraktion, ihr Gewicht in die Waagschale zu 

werfen, damit die Anträge, die sie heute in erster 
Lesung eingebracht hat, in den zuständigen Aus-
schüssen auch zügig beraten werden. Das ist unser 
Wunsch zur ersten Lesung. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird 
weiter nicht gewünscht. Ich schließe die Aussprache. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 
den Gesetzentwurf zu a) zu überweisen an den 
Ausschuß für Sozialpolitik — federführend —, zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Arbeit, den 

 Gesetzentwurf zu b) an den Ausschuß für Sozial-
politik — federführend — und zur Mitberatung 
sowie gemäß § 96 der Geschäftsordnung an den 
Haushaltsausschuß. — Widerspruch erfolgt nicht; es 
ist so beschlossen. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf Dienstag, den 
25. Juni, 14.30 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß ,der Sitzung: 13.06 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Abelein 	 21. 6. 
Dr. Aigner * 	 21. 6. 
Frau Albertz 	 21. 6. 
Dr. Apel * 	 21. 6. 
Dr. Arndt (Berlin) 	 21. 6. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 	21. 6. 
Dr. Artzinger * 	 21. 6. 
Bauer (Wasserburg) 	 21. 6. 
Dr. Bechert (Gau-Algesheim) 	21. 6. 
Behrendt * 	 21. 6. 
Frau Brauksiepe 	 21. 6. 
Corterier * 	 21. 6. 
Cramer 	 O 21. 6. 
Deringer * 	 21. 6. 
Diebäcker 	 21. 6. 
Diekmann 	 21. 6. 
Dr. Dittrich* 	 21. 6. 
Frau Dr. Elsner * 	 21. 6. 
Dr. Frey 	 30. 6. 
Frieler 	 21. 6. 
Frau Funcke 	 21. 6. 
Frau Geisendörfer 	 21. 6. 
Gerlach* 	 21. 6. 
Glombig 	 21. 6. 
Graaff 	 21. 6. 
Gscheidle 	 21. 6. 
Haage (München) 	 21. 6. 
Haar (Stuttgart) 	 21. 6. 
Haase (Kellinghusen) 	21. 6. 
Hahn (Bielefeld) 	 21 .6. 
Harnacher 	 1. 7. 
Frau Dr. Hubert 	 1. 7. 
Illerhaus * 	 21. 6. 
Dr. Ils 	 21. 6. 
Kiep 	 22. 6. 
Frau Kleinert 	 28. 6. 
Dr. Koch 	 21. 6. 
Koenen (Lippstadt) 	 30. 6. 
Krammig 	 21. 6. 
Kriedemann * 	 21. 6. 
Frau Dr. Kuchtner 	 21. 6. 
Kulawig * 	 21. 6. 
Kunze 	 1. 7. 
Kurlbaum 	 21. 6. 
Frau Kurlbaum-Beyer 	21. 6. 
Lautenschlager * 	 21. 6. 
Dr. Lindenberg 	 21. 6. 
Dr. Lohmar 	 21. 6. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 	21. 6. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des West-
europäischen Parlaments 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Beraten-
den Versammlung des Europarats 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Michels 	 21. 6. 
Missbach 	 22. 6. 
Müller-Hermann 	 21. 6. 
Rösing 	 21. 6. 
Schmitt (Lockweiler) 	 21. 6. 
Dr. Schober 	 21. 6. 
Dr. Sinn 	 30. 6. 
Dr. Starke (Franken) * 	21. 6. 
Dr. Stecker 	 21. 6. 
Steinhoff 	 1. 7. 
Stooß 	 21. 6. 
Unertl 	 22. 6. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell** 21. 6. 
Welke 	 21. 6. 
Wienand 	 21. 6. 
Wieninger 	 21. 6. 
Dr. Wilhelmi 	 21. 6. 
Winkelheide 	 21. 6. 
Dr. Zimmermann 	 22. 6. 

Anlage 2 	 Umdruck 502 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Vierten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgeset-
zes (4. BesÄndG) - Drucksachen V/2635, V/2991 -. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Folgender Artikel II a wird eingefügt: 

,Artikel II a 

Die Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes, Be-
soldungsordnung A, wird wie folgt geändert: 

f. In der Besoldungsgruppe 14 wird das Wort 
„Studiendirektor" gestrichen und in der Besol-
dungsgruppe 15 wird das Wort „Studiendirek-
tor" eingefügt. 

2. In der Besoldungsgruppe 15 werden nach dem 
Wort „Oberstudiendirektor" die Worte „ (soweit 
nicht in der Besoldungsgruppe 16) " eingefügt, 
der Fußnotenhinweis „ 4)" angebracht und fol-
gende neue Fußnote angefügt: 

„ 4) Oberstudiendirektoren erhalten eine unwi-
derrufliche ruhegehaltsfähige Amtszulage 
von 130 DM." 

3. In der Besoldungsgruppe 16 werden die Worte 
„Oberstudiendirektor (soweit nicht in der Besol-
dungsgruppe 15)" eingefügt, der Fußnotenhin-
weis „ 2)" angebracht und folgende neue Fußnote 
angefügt: 

„ 2) Als Leiter von Schulen mit herausgehobener 
Bedeutung."' 

Bonn, den 20. Juni 1968 
Mischnick und Fraktion 
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Anlage 3 	 Umdruck 499 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Vierten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
(4. BesÄndG) — Drucksachen V/2635, V/2991 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Folgender neuer Artikel II b wird eingefügt: 

,Artikel II b 

1. Die Besoldungsordnungen A und B (Anlage I des 
Bundesbesoldungsgesetzes) werden wie folgt ge-
ändert und ergänzt: 

a) In Besoldungsgruppe A 13 erhält „Verwal-
tungsgerichtsrat" den Klammerzusatz „ (soweit 
nicht in den Besoldungsgruppen A 14 und 
A 15) " und den Fußnotenhinweis „ 2) ". 

b) In Besoldungsgruppe A 14 erhält „Verwal-
tungsgerichtsrat" den Klammerzusatz „(so-
weit nicht in den Besoldungsgruppen A 13 und 
A 15) " und den Fußnotenhinweis „ 4)".  

Die Fußnote 4) erhält folgende Fassung: 

„ 4) Von der achten bis zur zwölften Dienst-
altersstufe." 

c) In der Besoldungsgruppe A 15 erhalten „Ober-
staatsanwalt beim Bundesgerichtshof", „Se-
natsrat beim Bundespatentgericht" und „Ver-
waltungsgerichtsdirektor" den Klammerzusatz : 
„ (soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16) " 
und den Fußnotenhinweis „ 4)".  

Eingefügt wird in der Gruppe „Unmittelbarer 
Bundesdienst" : 

„Verwaltungsgerichtsrat (soweit nicht in den 
Besoldungsgruppen A 13 und A 14) 5)". 

Als Fußnote 4) und 5) werden eingefügt: 

„4) Bis zur zwölften Dienstaltersstufe." 

„5) Von der dreizehnten Dienstaltersstufe." 

d) In Besoldungsgruppe A 16 werden in der 
Gruppe „Unmittelbarer Bundesdienst" einge-
fügt: 

„Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof (so-
weit nicht in der Besoldungsgruppe A 15) 3)", 
„Senatsrat beim Bundespatentgericht (soweit 
nicht in der Besoldungsgruppe A 15) 3)", 

„Verwaltungsgerichtsdirektor (soweit nicht in 
der Besoldungsgruppe A 15) 3 ) 

Als Fußnote 3) wird eingefügt: 

„ 3) Von der dreizehnten Dienstaltersstufe an." 

e) In Besoldungsgruppe B 2 wird bei der Amts-
bezeichnung „Senatspräsident beim Bundes-
patentgericht" folgende Fußnote 4) angefügt: 

„ 4) Erhält eine unwiderrufliche und ruhege-
haltfähige Zulage von 90,— DM." 

2. § 5 Abs. 3 erhält ab Besoldungsgruppe A 14 fol

-

gende Fassung: 

„A 14 Oberregierungsrat, Oberstudienrat, Ver-
waltungsgerichtsrat (von der achten bis 
zur zwölften Dienstaltersstufe) 

A 15 Regierungsdirektor, Oberstudiendirektor, 
Verwaltungsgerichtsdirektor (bis zur zwölf-
ten Dienstaltersstufe), Verwaltungsge-
richtsrat (von der dreizehnten Dienstalters-
stufe an) 

A 16 Finanzpräsident, leitender Regierungs-
direktor, Ministerialrat, Verwaltungsge-
richtsdirektor (von der dreizehnten 
Dienstaltersstufe an)." 

3. In § 53 Abs. 3 werden 

a) im ersten Halbsatz die Worte „der Finanz-
gerichtsrat," 

b) im zweiten Halbsatz der Klammerzusatz hin-
ter den Worten „der Finanzgerichtsrat". 

gestrichen.' 

Bonn, den 20. Juni 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 500 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Bundebesoldungsgesetzes 
(4. BesÄndG) — Drucksachen V/2635, V/2991 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Folgender Artikel II c wird eingefügt: 

Artikel II c 

Die Besoldungsordnung A (Anlage I des Bundes-
besoldungsgesetzes) wird wie folgt geändert und er-
gänzt: 

1. In Besoldungsgruppe 5 wird hinter 

„Maschinenführer", 
„Regierungsvermessungsassistent" , 
„Reservelokomotivführer", 
„Schiffsassistent", 
„Technischer Bundesbahnassistent", 
„Technischer Fernmeldeassistent", 
„Technischer Postassistent", 
„Technischer Regierungsassistent", 
„Unterbrandmeister" , 
„Werkführer", 
„Zollmaschinenführer" und 
„Zollschiffsassistent" 

jeweils der Fußnotenhinweis „ 2)" angebracht; 

es wird folgende neue Fußnote angefügt: 

„ 2) Erhält vom Zeitpunkt der Einweisung in eine 
Planstelle an eine Amtszulage von 20 DM." 
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2. In  Besoldungsgruppe 7 wird hinter 

„Oberbrandmeister", 
„Oberlokomotivführer", 
„Obermaschinenmeister", 
„Oberschiffsführer", 
„Oberwerkmeister", 
„Regierungsvermessungsobersekretär" , 
„Technischer Bundesbahnobersekretär", 
„Technischer Fernmeldeobersekretär", 
„Technischer Postobersekretär", 
„Technischer Regierungsobersekretär", 
„Zollobermaschinenmeister" und 
„Zolloberschiffsführer" 

jeweils der Fußnotenhinweis „ 1)" angebracht. 

Es wird folgende Fußnote angefügt: 

„ 1) Erhält eine Amtszulage von 30 DM." 

Die bisherige Fußnote „ 1)" wird Fußnote „ 2)" 

3. In Besoldungsgruppe 11 wird hinter 

„Postbauamtmann", 
„Regierungsbauamtmann", 
„Regierungsvermessungsamtmann" , 
„Seeoberkapitän", 
„Technischer Bundesbahnamtmann", 
„Technischer Fernmeldeamtmann", 
„Technischer Postamtmann", 
„Technischer Regierungsamtmann", 
„Verwaltungsamtmann" (auch im mittelbaren 
Bundesdienst), 
„Zollamtmann", 
„Hauptmann im Bundesgrenzschutz", 
„Kapitänleutnant im Bundesgrenzschutz", 
„Hauptmann", 
„Kapitänleutnant" und 
„Bereitschaftsführer im Zivilschutzkorps" 

jeweils der Fußnotenhinweis „ 1)" angebracht. 

Es wird folgende Fußnote angefügt: 

„ 1) Beamte, Soldaten und Angehörige des Zivil-
schutzkorps, bei denen neben der Laufbahn-
prüfung die Abschlußprüfung einer höheren 
technischen Lehranstalt als Anstellungsvor-
aussetzung vorgeschrieben ist, erhalten eine 
ruhegehaltsfähige Stellenzulage von 60 DM. 
Dies gilt nur, wenn während des Besuchs der 
höheren technischen Lehranstalt keine Dienst-
bezüge gezahlt wurden." 

Bonn, den 20. Juni 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 501 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Vierten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgeset-
zes (4. BesÄndG) — Drucksachen V/2635, V/2991 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Folgender Artikel II d wird eingefügt: 

,Artikel II d 

Die Besoldungsordnung A (Anlage 1 des Bun-
desbesoldungsgesetzes) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In Besoldungsgruppe 5 werden gestrichen: 

„Oberwachtmeister im Bundesgrenzschutz 2)", 
„Obermaat im Bundesgrenzschutz 2) ", 
„Stabsunteroffizier 2)", 
„Obermaat 2)" und 
„Oberwachtmeister im Zivilschutzkorps 2)". 

In Besoldungsgruppe 6 werden die Worte 

„Oberzugführer (soweit nicht in der Besoldungs-
gruppe A 7) " 

sowie 

„Hauptwachtmeister im Bundesgrenzschutz 2)" 

bis 

„Hauptwachtmeister im Zivilschutzkorps 2)" 
und die Fußnote 2) gestrichen. 

Unter „Unmittelbarer Bundesdienst" werden ein-
gefügt: 
„Oberwachtmeister im Bundesgrenzschutz", 
„Obermaat im Bundesgrenzschutz", 
„Stabsunteroffizier", 
„Obermaat" und 	 (J 
„Oberwachtmeister im Zivilschutzkorps". 

3. In Besoldungsgruppe 7 werden hinter 

„Meister im Bundesgrenzschutz", 
„Oberbootsmann im Bundesgrenzschutz", 
„Oberfeldwebel", 
„Oberbootsmann" und 
„Meister im Zivilschutzkorps" 

anstelle des Fußnotenhinweises ;, 1)" die Fuß-
notenhinweise „ 2) ", „ 3) " angebracht. 

Unter „Unmittelbarer Bundesdienst" werden ein-
gefügt: 
„Hauptwachtmeister im Bundesgrenzschutz 3)", 
„Fähnrich im Bundesgrenzschutz", 
„Bootsmann im Bundesgrenzschutz 3)", 
„Fähnrich zur See im Bundesgrenzschutz", 
„Feldwebel 3) ", 
„Fähnrich", 
„Bootsmann 3)", 
„Fähnrich zur See" und 
„Hauptwachtmeister im Zivilschutzkorps 3)". 

Die bisherige Fußnote „ 1)" wird Fußnote „ 3)". 

Es werden folgende Fußnoten angefügt: 

„1)Erhält eine Amtszulage von 30 DM." 
„2)Erhält eine Amtszulage von 30 DM." 

4. In Besoldungsgruppe 8 wird 
hinter 

„Obermeister im Bundesgrenzschutz 2)", 
„Hauptbootsmann im Bundesgrenzschutz 2) ", 
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„Oberfähnrich im Bundesgrenzschutz", 
„Oberfähnrich zur See im Bundesgrenzschutz", 
„Hauptfeldwebel 2)", 
„Hauptbootsmann 2) ", 
„Oberfähnrich", 
„Oberfähnrich zur See" und 
„Obermeister im Zivilschutzkorps 2)" 

jeweils der Fußnotenhinweis 3 ) angebracht; 

es wird folgende Fußnote angefügt: 

„ 3) Erhält eine Amtszulage von 40 DM." 

Bonn, den 20. Juni 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 498 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Vierten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgeset-
zes (4. BesÄndG) — Drucksachen V/2635, V/2991 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel V erhält folgende Fassung: 

„Artikel V 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1968 
in Kraft." 

Bonn, den 20. Juni 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Dr. Stammberger (Drucksache V/3012 
Fragen 17 und 18) : 

Trifft es zu, daß nach § 3 Nr. 16 EStG (§ 4 Nr. 3 LStDV) die 
Erstattung einzeln nachgewiesener Kfz-Kosten des Arbeitnehmers 
durch den Arbeitgeber lohnsteuerfrei ist und sich gemäß Ab-
schnitt 21 Nr. 11 LStR der Einzelnachweis erübrigt, soweit der 
Kilometersatz für Kraftwagen 0,25 DM nicht übersteigt? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Erlaß des Finanzministers 
von Nordrhein-Westfalen vom 23. August 1956 (B - 2711 - 1524/ 
IV/56) (Ministerialblatt NW S. 1884) zu entsprechen, wonach 
den Landesbeamten bei Dienstfahrten mit dem eigenen Pkw für 
die ersten 8000 betrieblich bedingten Kilometer 0,28 DM pro km 
lohnsteuerfrei erstattet werden und diese Regelung für alle Ar-
beitnehmer gesetzlich einzuführen, insbesondere, nachdem laut 
BFH-Urteil vom 15. Dezember 1967 (VI R 268/67) die Kilometer-
sätze der ADAC-Tabellen den Nachweis der tatsächlich angefal-
lenen Kosten nicht ersetzen? 

Die erste Frage ist uneingeschränkt zu bejahen. 
Nach § 3 Ziff. 13 und 16 des Einkommensteuer-
gesetzes sind die im öffentlichen und privaten 
Dienst gezahlten Reisekostenvergütungen steuerfrei. 
Zu den Reisekosten, die hiernach steuerfrei ersetzt 
werden dürfen, gehören auch Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für die Benutzung seines eigenen 
Kraftwagens bei Dienstreisen oder Dienstgängen. 

In der Privatwirtschaft können die Kraftfahrzeug-
kosten in der nachgewiesenen Höhe oder - unter 
Verzicht auf den Einzelnachweis — mit einem Kilo- 

meter-Pauschbetrag von 0,25 DM je km steuerfrei 
ersetzt werden. Im öffentlichen Dienst sind die Er-
satzleistungen schlechthin steuerfrei, weil bereits 
eindeutige gesetzliche Vorschriften bestehen, die 
eine Begrenzung des Umfangs des Kostenersatzes 
dem Grunde und der Höhe nach vorsehen. 

Während in der Privatwirtschaft ohne Einzelnach-
weis bis zu 0,25 DM je km steuerfrei ersetzt werden 
dürfen, beträgt die vergleichbare Ersatzleistung ini 
öffentlichen Dienst nur 0,18 DM. Aber auch diese 
0,18 DM dürfen nur angesetzt werden, wenn sich 
dadurch keine höheren Kosten als bei der Benutzung 
eines öffentlichen Verkehrsmittels ergeben. 

Zur zweiten Frage ist folgendes zu bemerken: 
Eine Ersatzleistung von 0,28 DM für die ersten 8000 
im Betriebsjahr gefahrenen Kilometer nach dem von 
Ihnen erwähnten Erlaß des Finanzministers Nord-
rhein-Westfalen kommt nur in Betracht, wenn das 
Fahrzeug mit schriftlicher Anerkennung der vorge-
setzten Behörde im überwiegenden dienstlichen 
Interesse gehalten wird; im Bundesdienst werden 
für die ersten 10 000 km im Betriebsjahr 0,27 DM je 
km vergütet. Für die über 8000 km bzw. 10 000 km 
hinausgehende dienstliche Fahrleistung werden nur 
0,18 DM je km gezahlt. Eine Ausdehnung dieser 
Sonderregelung des öffentlichen Dienstes, von der, 
soweit bekannt, ohnehin nur in wenigen Fällen Ge-
brauch gemacht wird, auf die Privatwirtschaft wird 
nicht erwogen. 

Es dürfte im Bereich der Privatwirtschaft im Ein-
zelfall schwer nachprüfbar sein, ob das Fahrzeug 
überwiegend im Interesse des Arbeitgebers gehal-
ten wird. Außerdem aber würde die Übernahme der 
Regelung des öffentlichen Dienstes in vielen Fällen 
zu einer Verschlechterung gegenüber dem derzeiti-
gen Verfahren führen: Wenn das Fahrzeug z. B. 
16 000 km dienstlich gefahren wird, kann z. Z. im 
privaten Dienst für 16 000 km ein einheitlicher Kilo-
meterbetrag von 0,25 DM angesetzt werden, wäh-
rend sich nach der Regelung des öffentlichen Dien-
stes ein Durchschnittsbetrag von nur 0,23 DM (8000 
km à 0,28 DM, 8000 km à 0,18 DM) ergeben würde. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab- 
geordneten Rollmann (Drucksache V/3012 Frage 19) : 

Welche Stellung beabsichtigt die Bundesregierung im Minister-
rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu dem Richtlinien-
vorschlag der Europäischen Kommission für eine Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Freizonen einzu-
nehmen? 

Der Richtlinienvorschlag entspricht im Grundsatz 
dem deutschen Recht. Er sieht aber keine Sonder-
regelung für den alten Freihafen Hamburg vor. Nach 
deutschem Recht bestehen Sonderregelungen. Die 
Bundesregierung ist mit der Freien und Hansestadt 
Hamburg der Meinung, daß die Aufrechterhaltung 
der Sonderregelungen für den alten Freihafen Ham-
burg lebenswichtig ist. Sie hat sich daher in Brüssel 
entschieden dafür eingesetzt, daß der Richtlinien- 
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vorschlag entsprechend ergänzt wird. Die endgültige 
Entscheidung in Brüssel ist noch nicht gefallen. Der 
Rat wird sich voraussichtlich erst im Juli d. J. damit 
befassen. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Ravens 
(Drucksache V/3012 Fragen 52, 53 und 54) : 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung nach § 38 
AVAVG dazu verpflichtet ist, strukturpolitische und arbeits-
marktpolitische Maßnahmen der Bundesregierung zu unter-
stützen? 

Hat die Nürnberger Anstalt inzwischen verbindlich über das 
Ausmaß ihrer finanziellen Beteiligung an  den Strukturprogram-
men der Bundesregierung für Ruhr, Saar und Zonenrandgebiete 
entschieden? 

Billigt die Bundesregierung die in der Antwort auf Frage 53 
genannte Entscheidung der Nürnberger Anstalt? 

Nach § 38 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung hat die Bundesanstalt 
im Rahmen der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
der Bundesregierung dahin zu wirken, daß Arbeits-
losigkeit und Mangel an Arbeitskräften vermieden 
oder behoben werden. § 166 des Gesetzes bestimmt 
zusätzlich, daß bei der Anlage von Mitteln aus der 
Rücklage die Bedürfnisse von Zonenrand- und Not-
standsgebieten sowie vom Saargrenzgürtel mit Vor-
rang zu berücksichtigen sind. Aus diesen Vorschrif-
ten ergibt sich die Verpflichtung, arbeitsmarkt- und 
strukturpolitische Maßnahmen zu unterstützen, die 
geeignet sind, Arbeitslosigkeit zu verringern oder 
zu vermeiden. 

Die Bundesregierung hatte der Bundesanstalt vor-
geschlagen, sich an den Maßnahmen des Struktur-
programms Ruhr—Saar—Zonenrandgebiet mit einem 
Darlehen von 600 Millionen DM zu beteiligen, das 
in einem Zeitraum von 3 Jahren in Teilbeträgen 
ausgezahlt werden sollte. Der Vorstand der Bundes-
anstalt hat in seiner Sitzung am 21. Mai 1968 über 
diesen Vorschlag beraten und mitgeteilt, daß er 
nach sorgsamer Abwägung aller Umstände zu dem 
Ergebnis gekommen sei, daß Vermögensanlagen der 
Bundesanstalt in einer Größenordnung von 600 Mil-
lionen DM als Beitrag zu den vorgesehenen Struk-
turmaßnahmen vorerst nicht zu verantworten seien. 
Er bekundete jedoch seine Bereitschaft, einzelnen 
konkretisierten Anlagewünschen näherzutreten. Die 
Bundesregierung begrüßt diese Bereitschaft und 
wird über das vorgesehene Strukturprogramm 
Ruhr—Saar—Zonenrandgebiet mit der Bundesanstalt 
weiter verhandeln. 

Den Vorstellungen der Bundesregierung hätte es 
natürlich am meisten Rechnung getragen, wenn der 
Vorstand der Bundesanstalt sich sofort den Vor-
schlägen der Bundesregierung angeschlossen hätte. 
Da er aber ausdrücklich erklärt hat, Projekten des 
Strukturprogrammes, die arbeitsmarktpolitisch be-
deutsam erscheinen, näherzutreten, kann die Bun-
desregierung davon ausgehen, daß die Bundes-
anstalt — *) wie früher bei ähnlichen Maßnahmen — 

*) Siehe Anlage 

ihre Hilfe nicht versagen wird. In welchem Umfange 
sich die Bundesanstalt damit am Strukturprogramm 
beteiligen wird, kann erst nach Abschluß der Ver-
handlungen gesagt werden. 

Anlage 1 
Vermögensanlagen 

der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung für strukturverbessernde 

Maßnahmen 
(seit 1. Januar 1967) 

200 Millionen DM für Maßnahmen der Struktur-
verbesserung im Ruhrgebiet (Ansiedlung von 
Industriebetrieben und Erschließung von Indu-
striegelände) 

15 Millionen DM für gleichartige Maßnahmen im 
Saargebiet 

10 Millionen DM für gleichartige Maßnahmen in 
sonstigen Bergbaugebieten 

70 Milionen DM für die Industrieförderung vor 
allem im Zonenrandgebiet 

40 Milionen DM für die Industrieförderung in 
 sonstigen strukturschwachen Gebieten 

40 Millionen DM für Kommunalkredite zur Auf-
schließung von Industriegelände in kleinen und 
mittleren Gemeinden 

150 Millionen DM für den Flüchtlingswohnungsbau 

120 Milionen DM für die Finanzierung von Berlin- 
Aufträgen der Bundespost und Bundesbahn 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Porsch 
(Drucksache V/3012 Fragen 55 und 56) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die mit Strafe bedrohten For-
men der Schwarzarbeit in Ordnungswidrigkeiten umzuwandeln? 

Wenn Frage 55 bejaht wird: Ist die Bundesregierung bereit, 
dem Vollzug des Gesetzes, soweit es sich um Schwarzarbeit als 
Ordnungswidrigkeit im handwerklichen Bereich handelt, der 
Handwerkskammer zu übertragen? 

Der Bundesregierung sind die Probleme der 
Schwarzarbeit in der Wirtschaft und vor allem im 
Handwerk bekannt. Die Bundesregierung hält 
Schwarzarbeit für unerwünscht und ist bemüht, mit 
den ihr zu Gebote stehenden Mitteln der Schwarz-
arbeit entgegenzuwirken. 

Wegen einer wirksameren Bekämpfung der 
Schwarzarbeit steht das Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung seit längerer Zeit mit dem 
Zentralverband des Deutschen Handwerks in Ver-
bindung. In meinem Hause haben im vergangenen 
Jahr Besprechungen über diese Fragen mit dem Zen-
tralverband und den beteiligten Bundesressorts 
stattgefunden. Hierbei haben die Vertreter des 
Handwerks u. a. eine Verschärfung des Schwarz-
arbeitsgesetzes angeregt und konkrete Vorschläge 
hierfür zugesagt. Diese Vorschläge sind bisher mei-
nem Hause noch nicht unterbreitet worden. 
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Der Spitzenverband des Handwerks hat aber in-
zwischen eine Denkschrift vorgelegt, in der weitere 
Maßnahmen zur Eindämmung der Schwarzarbeit 
vorgeschlagen werden. In der Frage, ob die mit 
Geldstrafen bedrohten Formen der Schwarzarbeit 
in Ordnungswidrigkeiten umgewandelt werden soll-
ten, hält allerdings die Denkschrift daran fest, daß 
die im Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
vorgesehene Kriminalstrafe beibehalten wird. An-
dererseits hat mit einem Beitrag in der Handwerks-
zeitung vom 31. Mai 1968 der Direktor der Hand-
werkskammer Unterfranken zur Diskussion gestellt, 
die Schwarzarbeit nicht mehr als Vergehen, son-
dern nur noch als .Ordnungswidrigkeit zu behandeln 
und deren Ahndung einheitlich der Handwerkskam-
mer zu übertragen. Es werden also offenbar im 
Handwerk selbst unterschiedliche Auffassungen auf 
diesem Gebiet vertreten. 

Eine Prüfung der oben erwähnten Denkschrift des 
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks durch 
mein Haus und die anderen beteiligten Bundes-
ressorts ist im Gange. Dabei kann auch untersucht 
werden, ob Schwarzarbeit als Vergehen mit einer 
Geldstrafe oder lediglich als Ordnungswidrigkeit 
mit einer Geldbuße geahndet werden soll. Der Zen-
tralverband des Deutschen Handwerks wird auch bei 
der Prüfung dieser Frage selbstverständlich betei-
ligt werden. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Enders (Drucksache V/3012 Fragen 57, 58 und 59) : 

Sind nach Ansicht der Bundesregierung die Versorgungsämter 
in der Lage, bis zum 30. Juni 1968 die auf Grund von § 9 der 
Durchführungsverordnung zu § 33 des Bundesversorgungsgesetzes 
notwendige Neufeststellung der vom Einkommen abhängigen 
Leistungen zu berechnen? 

In welchem Umfang werden ab 1. Juli 1968 Überzahlungen 
eintreten, die von den Versorgungsverwaltungen zurückgefordert 
werden müssen, falls die Neufeststellung nach Frage 57 nicht 
abgeschlossen werden kann? 

Ist die Bundesregierung wegen der aufgezeigten Schwierig-
keiten bereit, den in der Durchführungsverordnung zu § 33 des 
Bundesversorgungsgesetzes vorgesehenen Übergangszeitraum 
vom 1. Juli 1968 bis zum Ende des Jahres hinauszuschieben? 

Die Neuberechnung der Ausgleichs- und Eltern-
renten nicht buchführender Landwirte auf Grund 
des § 9 der Durchführungsverordnung zu § 33 BVG 
hat gezeigt, daß die Neubewertung des landwirt-
schaftlichen Einkommens doch stärkere Kürzungen 
der Renten erforderlich macht, als ursprünglich an-
genommen worden ist. Die Bundesregierung sah sich 
daher veranlaßt, in einer Änderungsverordnung 
eine neue Übergangsregelung zu treffen, die eine 
stufenweise Angleichung an das neue Recht bis zum 
31. Dezember 1970 vorsieht. Sie ist so gestaltet, daß 
Überzahlungen im allgemeinen vermieden werden. 

Die Verordnung ist von der Bundesregierung am 
Freitag, dem 14. Juni 1968, dem Bundesrat zur Zu-
stimmung zugeleitet worden. Es ist zu erwarten, 
daß der Bundesrat am 5. Juli 1968 die Verordnung 
beraten wird. 

Anlage 12  

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Weigl 
(Drucksache V/3012 Frage 60) : 

Wie viele Angestellte erhalten nach Überschreitung der Ver-
sicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung 
auf freiwilliger Basis den Arbeitgeberbeitrag ganz oder teilweise 
weiterbezahlt? 

In 48 Wirtschaftsbereichen bestehen Tarifver-
träge, in denen ein Anspruch der Angestellten auf 
einen Zuschuß zur freiwilligen Versicherung in der 
Krankenversicherung festgelegt ist. Von diesen 
Tarifverträgen werden schätzungsweise 570 900 An-
gestellte erfaßt. Die Regelungen sind hinsichtlich 
der Höhe des Zuschusses wie auch der Vorausset-
zungen für den Zuschuß sehr unterschiedlich. Teil-
weise wird ein Zuschuß nur bis zu einer bestimm-
ten Höhe der regelmäßigen monatlichen Bezüge ge-
währt. In anderen Fällen wird er nur für Angestellte 
gezahlt, die infolge einer Gehaltserhöhung die Jah-
resarbeitsverdienstgrenze überschreiten; danach er-
halten beispielsweise Angestellte, die mit einem 
über der Jahresarbeitsverdienstgrenze liegenden 
Gehalt eingestellt werden, keinen Zuschuß. Im pri-
vaten Versicherungsgewerbe und im Versicherungs-
vermittlergewerbe des Bundesgebietes mit etwa 
205 000 Angestellten wird ein Arbeitgeberbeitrag 
für eine Befreiungsversicherung nur an Angestellte 
gezahlt, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften von 
der Krankenversicherungspflicht befreit wurden. 

Nach alle dem kann angenommen werden, daß bis 
zu 150 000 Angestellte nach Überschreiten der Ver-
sicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung freiwillig den Arbeitgeberbeitrag 
ganz oder teilweise erhalten. Ergänzend ist zu er-
wähnen, daß gegenwärtig für die privaten Ver-
sicherungsunternehmungen über einen Tarifvertrag 
verhandelt wird, nach dem alle Angestellten mit 
Einkommen über der Jahres arbeitsverdienstgrenze 
— das sind etwa 110 000 — den Arbeitgeberanteil 
zu den Beiträgen für eine Krankenversicherung er-
halten sollen. 

Die Belastungen für diejenigen Angestellten, die 
nicht mehr der Krankenversicherungspflicht unter-
liegen, ließen sich natürlich dadurch erleichtern. 
daß auch in anderen Wirtschaftsbereichen durch 
tarifvertragliche Vereinbarungen den Angestellten 
Beitragszuschüsse der Arbeitgeber für die freiwil-
lige Krankenversicherung gewährt werden. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Weigl 
(Drucksache V/3012 Frage 61): 

Wie beurteilt die Bundesregierung folgenden Passus aus einer 
Entschließung der CAJ Diözesanverbände Regensburg und 
Passau: „Unverständlich ist es in diesem Zusammenhang, daß 
arbeitslose Jugendliche durch eine kleinkarierte Auslegung der 
gesetzlichen Vorschriften durch das Arbeitsamt gehindert wer-
den,  an  Bildungskursen von Jugendorganisationen teilzuneh-
men."? 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 181. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. Juni 1968 	9821 

Die von den Diözesanverbänden Regensburg und 
Passau der CAJ beanstandete Auslegung betrifft 
die Vorschriften des Gesetzes über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung über die Melde-
pflicht der Bezieher von Arbeitslosengeld oder Ar-
beitslosenhilfe. Danach haben sich die Bezieher von 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe regelmäßig 
und auf Vorladung beim Arbeitsamt zu melden. Die 
Meldungen sollen die Vermittlung des Arbeitslosen 
fördern und dem Arbeitsamt die Prüfung ermög-
lichen, ob die Voraussetzungen für den Leistungs-
anspruch noch vorliegen. 

Der Arbeitslose kann aber von den Meldungen 
befreit werden, insbesondere dann, wenn eine Teil-
nahme an beruflichen Bildungsmaßnahmen die Aus-
sicht verbessert, bald einen Arbeitsplatz zu erhalten. 
Das gilt auch für jugendliche Arbeitslose. Bei den 
Entscheidungen über Anträge auf Meldebefreiungen 
wird - besonders wenn solche Anträge seitens der 
Diözesanverbände gestellt werden — von der Ar-
beitsverwaltung großzügig verfahren. Ich werde des-
senungeachtet Ihre Frage zum Anlaß nehmen, den 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung auf diese Ange-
legenheit anzusprechen. Sollten Sie mir noch An-
gaben zu konkreten Fällen zuleiten, so werde ich 
diese umgehend durch die Bundesanstalt prüfen las-
sen. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Müller (München) (Drucksache V/3012 Fragen 62 
und 63) : 

Wie viele Ersatzdienstpflichtige werden nicht zur Ableistung 
des Ersatzdienstes herangezogen? 

Ist die Bundesregierung bestrebt, die Zahl der Plätze für die 
Ableistung des Ersatzdienstes zu erhöhen? 

Nach den Unterlagen des Bundesverwaltungs-
amtes beläuft sich die Anzahl der seit Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht bis Ende 1967 rechts-
kräftig anerkannten Kriegsdienstverweigerer auf 
rung 22 600. Davon konnten aus Altersgründen rund 
4800 nicht zum Ersatzdienst herangezogen werden. 
Sie gehörten entweder jüngeren Jahrgängen an, 
deren Einberufung — wie bei der Bundeswehr — 
aus verwaltungstechnischen Gründen erst für 1968 
oder 1969 vorgesehen ist oder aber älteren Jahr-
gängen, die nicht mehr zum vollen Grundersatz-
dienst einberufen werden können. 

Wie bei der Ableistung des Wehrdienstes waren 
rund 50 % der zur Einberufung anstehenden Jahr-
gänge wegen sogenannter Ersatzdienstausnahmen 
(Untauglichkeit, Befreiung, Zurückstellung, Unab-
kömmlichstellung) vorübergehend oder dauernd 
vom Ersatzdienst freigestellt. Somit standen seit 
Einführung des Ersatzdienstes in der Bundesrepu-
blik rund 8900 Dienstpflichtige für eine Heranzie-
hung zum Ersatzdienst zur Verfügung. 6300 haben 
bis jetzt ihren Dienst abgeleistet oder angetreten. 
Etwa 900 Dienstpflichtige haben ihrem Einberufungs

-

bescheid nicht Folge geleistet. Es konnten also ins-
gesamt 1700 Ersatzdienstpflichtige bisher nicht zur 
Ableistung des Ersatzdienstes einberufen werden. 

Im Haushaltsplan für das Jahr 1968 sind die 
Mittel für 1500 Plätze für Ersatzdienstleistende be-
willigt. Bei einer Dauer des Ersatzdienstes von 
18 Monaten können also jährlich 1000 Dienstpflich-
tige einberufen werden. Da sich die Anzahl der-
jenigen Ersatzdienstpflichtigen, die bei den augen-
blicklich vorhandenen Plätzen noch nicht einberufen 
werden konnten, in letzter Zeit erhöht hat, habe ich 
im Haushalt 1969 Mittel für 2000 Plätze beantragt. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Hölzle (Drucksache V/3012 Fragen 64, 65 
und 66) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Lärmbelästigung 
der Bevölkerung und die Gefährdung von Bauwerken im Gebiet 
der Stadt Schwäbisch Hall durch Schallmauerdurchbrüche, die auf 
Militärflugzeuge zurückgehen, in letzter Zeit merklich verstärkt 
hat und an einzelnen Tagen der beiden letzten Monate 3 bis 5, 
ja 6 Schallmauerdurchbrüche erduldet werden mußten? 

Ist die Bundesregierung bereit, diesem Zustand rasch und 
wirksam abzuhelfen? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, ein Tiefflug-
verbot für einen Umkreis von 5 bis 10 km um das Stadtgebiet 
von Schwäbisch Hall zu erlassen? 

Eine Zunahme von Überschallflügen im Raum 
Schwäbisch Hall ist der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
wurden mit Schreiben vom 9. Oktober 1967 über 
die inzwischen befohlenen Maßnahmen zur Verrin-
gerung des Fluglärms bei Überschall- und Tief-
flügen unterrichtet. Eine weitergehende Einschrän-
kung würde das Ausbildungsprogramm sowohl der 
Bundeswehr als auch der verbündeten Luftstreit-
kräfte gefährden. Wegen der Eigenart der Druck-
wellenausbreitung beim Überschallflug — der ent-
stehende Knall wird bekanntlich in einer Schneise 
bis zu 80 km. Breite unterhalb des Flugweges wahr-
genommen — läßt sich das Auftreten von Schall-
wellen auf Ortschaften und Städte wie in diesem 
Fall auf Schwäbisch Hall auch künftig nicht mit 
Sicherheit ausschließen. 

Zur Frage der Gefährdung von Bauwerken stelle 
ich fest: 

Die bisher durchgeführten wissenschaftlichen Un-
tersuchungen ergaben, daß bei unbeschleunigten 
Horizontalflügen in vorgeschriebenen Flughöhen 
die Wirkung des Flugzeugknalls auf tragende Bau-
teile so gering ist, daß sie vernachlässigt werden 
darf. Bruchgefahr besteht bei Häufung ungünstiger 
Umstände jedoch für Glasscheiben, deren Festigkeit 
unter der Norm liegt oder die mit Verspannung ein-
gebaut sind. Als auslösend für andere Schäden, z. B. 
Herausfallen des Verstriches von Dächern, Abfallen 
von Putz und dergleichen, kommt der Flugzeug-
knall nur für solche Teile in Betracht, die auch 
schon durch starken Wind gefährdet sind. Für ge- 



9822 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 181. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. Juni 1968 

sunden Putz und Stuck sind keine Schäden zu be-
fürchten. 

Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, über 
die bereits getroffenen Maßnahmen hinaus weitere 
Einschränkungen zu verfügen. 

Schwäbisch Hall liegt in einer Kontrollzone von 
9 X 18 km, in der Tiefflüge verboten sind. Ein- und 
Ausflüge dürfen nur mit Genehmigung des örtlichen 
Flugsicherungskontrolldienstes durchgeführt wer-
den. Damit ist Ihre Forderung, Herr Kollege, erfüllt. 
Die Starts und Landungen des von der US-Armee 
betriebenen Flugplatzes Schwäbisch Hall vermag die 
Bundesregierung nicht einzuschränken. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Ertl (Drucksache V/3012 Fragen 67 
und 68) : 

Trifft es zu, daß bei Unfällen von U-Booten, insbesondere 
auch des U-Bootes Hai, der Tod von Besatzungsmitgliedern 
darauf zurückzuführen ist, daß diese infolge eingetretener Unter-
kühlung nicht mehr rechtzeitig gerettet werden konnten? 

Beabsichtigt die Bundesmarine, um in Zukunft solche Unfälle 
zu vermeiden, ähnlich wie bei der Royal Navy, eine entspre-
chende Kälteschutzkleidung einzuführen?  

Es trifft zu, daß als Todesursache der aus der See 
geborgenen Toten vom U-Boot „Hai" (6 Soldaten) 
bei der amtlichen Leichenschau „Tod durch Unter-
kühlung" festgestellt wurde. 

Die Bundesmarine beabsichtigt die Einführung 
einer Kälteschutzkleidung. Sie sucht — zusammen 
mit dem Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf-
fung — seit geraumer Zeit nach einer geeigneten 
Schutzbekleidung. Die angestellten Untersuchungen 
konnten bisher leider noch nicht abgeschlossen wer-
den. Die englische Kälteschutzkleidung ist für die 
deutschen U-Bootbesatzungen aus folgenden Grün-
den nicht verwendbar: 

Die deutschen U-Boote sind — im Gegensatz -zu 
den englischen — Einraumboote, so daß bei einer 
Havarie der ganze Bootsraum betroffen wird. Für 
das Anziehen einer besonderen Bekleidung steht in-
folgedessen keine Zeit mehr zur Verfügung. Die 
Bekleidung deutscher U-Bootbesatzungen muß da-
her eine Arbeitskleidung sein, die zugleich den 
erforderlichen Kälteschutz bietet. Die englische Aus-
führung ist keine derartige Kombination, sie ist ein 
reiner Kälteschutz- und Rettungsanzug, der erst im 
Havariefall in der trocken gebliebenen Abteilung 
angezogen wird und dazu aufgeblasen werden muß. 
Zur Verrichtung von Arbeiten ist er zu dick, zu un-
handlich und zu warm, weil nicht atmungsaktiv. 

Die für die deutschen U-Boote angestrebte Be-
kleidung muß demgegenüber so beschaffen sein, 
daß sie ein Kompromiß zwischen Arbeitsanzug 
(leicht, festanliegend, atmungsaktiv) und Kälte-
schutzanzug (dick, warm, möglichst aufblasbar) ist. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Felder (Drucksache V/3012 Frage 69) : 

Welche Alternativlösung hat die neugegründete Handelskette 
selbständiger Kantinenpächter e. V. mit dem Namen FLESKA 
dem Bundesverteidigungsministerium zu den Forderungen des 
Ministeriums an  die Kantinenpächter vorgeschlagen? 

Bei der FLESKA handelt es sich um einen erst vor 
wenigen Monaten erfolgten kooperativen Zusam-
menschluß von Kantinenpächtern zu einer „Freien 
Leistungsgemeinschaft selbständiger Kantinenpäch-
ter". Zielsetzung dieser in vereinsrechtlicher Form 
gegründeten Interessengemeinschaft ist es, Einkauf 
und Abrechnung zu rationalisieren und die dadurch 
erzielbaren Vorteile auszunutzen. Insoweit dient 
die FLESKA zunächst den Interessen der in ihr zu-
sammengeschlossenen Kantinenpächter. Man muß 
abwarten, ob sich der Zusammenschluß der Kan-
tinenpächter — etwa durch Verbilligung der Preise 
in den Truppenkantinen — zum Vorteil der Solda-
ten auswirkt. 

Bei dieser Sachlage kann bisher von Alternativ-
lösungen der FLESKA zu Forderungen des BMVtdg 
nicht gesprochen werden. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 6. Juni 1968 auf 
die .  Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Baier 
(Drucksache V/3012 Fragen 70 und 71) : 

Ist dem Bundesverkehrsminister bekannt, daß die Beschilde-
rung an der Autobahnkreuzung, „Walldorfer-Kreuz" mangelhaft 
und unübersichtlich ist, so daß Autofahrer aus den Richtungen 
Karlsruhe, Schwetzingen und Sinsheim, soweit sie bei Walldorf 
die Autobahn verlassen wollen, häufig auf eine andere Strecke 
geleitet werden? 

Warum hat die hierfür verantwortliche Stelle der Bundes-
autobahnverwaltung alle seit Juni 1967 erfolgten Interventionen 
der Stadtverwaltung Walldorf weder beantwortet noch befolgt? 

Der Bundesminister für Verkehr hält die Wegwei-
sung im Autobahnkreuz Walldorf nicht für mangel-
haft und unübersichtlich. Ihm ist auch bisher nicht 
bekanntgeworden, daß durch die dortige Wegwei-
sung, die den hierfür geltenden Regeln entspricht, 
Fahrzeuge in eine vom Fahrer nicht beäbsichtigte 
Richtung geleitet wurden. 

Die Stadtverwaltung Walldorf strebt einen Hin

-

weis auf ihren Ort auf den Wegweisern des Auto-
bahnkreuzes an und hat sich deshalb an das Auto-
bahnamt Baden-Württemberg und an den Innen-
minister des Landes Baden-Württemberg gewandt. 

Das Autobahnamt konnte naturgemäß in dieser 
Angelegenheit keine Entscheidung treffen, solange 
der ihm vorgesetzte Landesminister mit der glei-
chen Angelegenheit befaßt war. Davon wurde die 
Stadtverwaltung in mehreren Ferngesprächen vom 
Autobahnamt unterrichtet. Der Innenminister des 
Landes Baden-Württemberg hat den Antrag der 
Stadtverwaltung Walldorf abschlägig beschieden. 
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Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Haehser (Drucksache V/3012 Fragen 
72 und 73): 

In welcher Weise hat die Bundesregierung die Bemühungen 
der Deutschen Lufthansa unterstützt, eine Flugverbindung mit 
der Sowjetunion zu schaffen? 

Welche Hindernisse stehen der Aufnahme einer Flugverbin-
dung der Deutschen Lufthansa mit der Sowjetunion entgegen? 

Die Bundesregierung hat von jeher die Bemühun-
gen der Deutschen Lufthansa AG, eine Luftver-
kehrsverbindung zwischen der Bundesrepublik und 
der Sowjetunion herzustellen, begrüßt und unter-
stützt. So hat in der Angelegenheit ein Notenwech-
sel sowie eine unmittelbare Kontaktaufnahme der 
deutschen Botschaft in Moskau mit den zuständigen 
russischen Regierungsstellen stattgefunden. Die 
sowjetische Antwort auf die letzte deutsche Note 
steht noch aus. Die Bundesregierung hofft, daß bald 
nach Eingang der russischen Antwortnote Gespräche 
zwischen den beiderseitigen Luftfahrtbehörden be-
ginnen können. 

Sobald in den vorgesehenen Gesprächen die 
Frage der beiderseitigen Fluglinienführung geklärt 
ist, können die beiderseitigen Dienste aufgenommen 
werden. Alle technischen, flugbetrieblichen und 
tarifarischen Einzelheiten sind bereits seit länge-
rem in Expertenbesprechungen, die zwischen Luft-
hansa und Aeroflot stattgefunden haben, geklärt 
worden. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Dr. Tamblé (Drucksache V/3012 Frage 74) : 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung des schleswig-

holsteinischen Ministerpräsidenten, der in der Landtagssitzung 
am 27. Mai 1968 erklärt hat, daß der Leber-Plan die Westküste 
(Schleswig-Holsteins) wirtschaftlich „nicht nach oben, sondern 
nach unten ziehen werde"? 

Herr Kollege, die Bundesregierung teilt diese 
Auffassung nicht. Das Verkehrspolitische Programm 
strebt die Gesundung des Transportwesens im ge-
samten Bundesgebiet an. Es ist kein Struktur-
programm für bestimmte Landesteile der Bundes-
republik. Trotzdem werden regionale Erfordernisse 
der Zonenrand- sowie der wirtschaftsschwachen 
und verkehrsfernen Gebiete soweit wie nur irgend 
möglich berücksichtigt. Dies wird deutlich sowohl 
aus einer Reihe von Maßnahmen in den Novellen 
zum Güterkraftverkehrsgesetz und zum Perso-
nenbeförderungsgesetz, die eine Verbesserung 
der Verkehrsbedienung in diesen Gebieten 
zum Ziel haben, als auch aus entsprechenden Aus-
nahmevorschriften zur Besteuerung des Straßen-
güterfernverkehrs und zum Transportverbot. Dar-
über hinaus hat die Bundesregierung bereits in der 
Fragestunde vom 15. Mai 1968 auf eine Frage des 
Herrn Kollegen Peters (Poppenbüll) erklärt, sie sei 

für den Fall, daß sich nach Inkrafttreten der Maß-
nahmen des Verkehrspolitischen Programms den-
noch unzumutbare Belastungen für die genannten 
Gebiete ergeben sollten, bereit, die in diesem Zu-
sammenhang aufgeworfenen Fragen erneut zu prü-
fen. Ich darf insoweit auf meine Antworten in glei-
cher Angelegenheit in der 174. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 15. Mai 1968 Bezug nehmen. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Schwörer (Drucksache V/3012 Fra-
gen.  75, 76 und 77) : 

Wird es angesichts der geringen Einsparungen, die durch die 
Stillegung von Bundesbahnstrecken nach dem vorliegenden Plan 

 der Regierung erzielt werden, für sinnvoll gehalten, daß diese 
Maßnahmen in strukturschwachen Gebieten durchgeführt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei Fördergebieten, wie z. B. 
im Kreise Münsingen, die gleichen Maßstäbe anzulegen wie im 
Zonenrandgebiet? 

Welche Möglichkeiten würden überhaupt bestehen, daß im 
Kreise Münsingen bei erfolgenden Streckenstillegungen ein 
echter Ersatz in der Verkehrsbedienung erreicht wird? 

Grundsätzlich wird bei allen Stillegungsanträgen 
der Deutschen Bundesbahn geprüft, ob der Schienen-
verkehrsbedienung noch wirtschaftsfördernde Kraft 
beizumessen ist oder nicht. Wenn festgestellt wird, 
daß die Eisenbahn als Massenverkehrsmittel nur 
noch der Erfüllung von einzelnen Verkehrswünschen 
dient und diese Wünsche auf volkswirtschaftlich 
günstigere Weise von anderen Verkehrsmitteln be-
friedigt werden können, ist es sinnvoll, die Ver-
kehrsbedienung der veränderten Verkehrsnachfrage 
anzupassen. Diese Prüfung ist für alle Strecken 
gleich. Dabei spielt es keine Rolle, in welchen Ge-
bieten sie liegen. Eine Sonderstellung nehmen ledig-
lich Strecken im Zonenrandgebiet ein, weil dort 
besondere politische Verhältnisse vorliegen. Inso-
weit ist eine Gleichbehandlung der Strecken in den 
übrigen Fördergebieten mit denen im Zonenrand-
gebiet nicht gegeben. 

Die Deutsche Bundesbahn strebt die Einstellung 
des Reisezugbetriebs zwischen Hanau und Schelk-
lingen an. Z. Z. wird geprüft, ob sich die parallel 
verlaufende Straße für die Aufnahme weiterer 
Bahnbusfahrten eignet und eine gute Verkehrs-
bedienung gewährleistet werden kann. Die bisherige 
Bedienung des Güterverkehrs im Bereich Münsingen 
wird durch die von der Deutschen Bundesbahn vor-
geschlagenen Maßnahmen nicht berührt. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten van Delden (Drucksache V/3012 Frage 
78 und 79): 

Trifft die Feststellung einiger Flensburger Trampreeder zu, 
wonach die Bundesregierung bei Vergabe von Seetransporten 
fast ausschließlich die Linienreedereien bevorzugt und infolge-
dessen die auch mit gleich modernem Schiffspark ausgerüsteten 
Trampreeder erst gar  nicht zur Angebotsabgabe auffordert? 
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Für den Fall, daß die Frage 78 bejaht wird, welche Gründe 
liegen dafür vor, hier den Wettbewerb einzuschränken? 

Die Feststellung trifft nicht zu. Es werden deutsche 
Linien- und Trampreedereien für Seetransporte und 
andere Aufgaben (Teilnahme an Übungen der natio-
nalen Streitkräfte), die im Auftrag und für Rechnung 
der öffentlichen Hand durchgeführt werden, in An-
spruch genommen. 

Für die Auswahl der erforderlichen Schiffe sind ent-
scheidend: Ladungsvolumen, termingerechte Gestel-
lung des Schiffes, technische Ausrüstung, Fracht-
oder Mietkosten. 

Das Verfahren für die Tonnagebeschaffung kommt 
seit Herbst 1955 zur Anwendung und hat sich viel-
seitig bewährt, insbesondere bei amtlichen Maß-
nahmen für die Durchführung von Evakuierungs- 
und humanitären Aktionen z. B. in Nahost, Nigeria 
und Südvietnam 1967/68. 

Der Sprecher der Flensburger Reedergruppe, Herr 
Ernst Jakob, wurde anläßlich einer Besprechung in 
Hamburg am 3. Mai 1963 über das gültige Verfahren 
eingehend unterrichtet, und es wurde von ihm als 
richtig und zweckmäßig anerkannt. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Dittrich (Drucksache V/3012 Fragen 
80 und 81) : 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Ortsumgehung 
von Schönberg für die B 85 wegen der dort vorhandenen Ver-
kehrslage und Unfallgefahr nicht mehr länger aufgeschoben 
werden kann? 

Wann kann frühestens mit diesem Ausbau gerechnet werden? 

Die geplante Ortsumgehung von Schönberg im 
Zuge der Bundesstraße 85 konnte wegen anderer 
noch dringenderer Bauvorhaben in dem bis Ende 
1970 laufenden 3. Vierjahresplan für den Ausbau 
der Bundesfernstraßen noch nicht berücksichtigt wer-
den. Die Maßnahme bleibt deshalb dem 1971 an-
laufenden Ausbauplan vorbehalten. Sofern jedoch 
im Rahmen eines Strukturförderungsprogrammes 
genügend zusätzliche Mittel für das ostbayerische 
Grenzgebiet bereitgestellt werden, ist beabsichtigt, 
die Ortsumgehung von Schönberg zeitlich vorzuzie-
hen und noch im laufenden Vierjahresplan zu be-
ginnen. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Dr. Gleissner (Drucksache V/3012 Fra-
gen 82, 83 und 84) : 

Ist die Bundesregierung davon unterrichtet, daß die Deutsche 
Lufthansa ein Abkommen mit der Intercontinental Hotels-Corp. 
über eine enge Zusammenarbeit abgeschlossen haben soll, wobei 
Hotelbauten mit insgesamt bis zu 5000 Hotelräumen im Rahmen 
dieses Vertrages geplant sind? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es Aufgabe einer 
Luftfahrtgesellschaft ist, die weitgehend mit öffentlichen Mitteln 
aufgebaut und eingerichtet wurde, sich mit der Planung eigener 
Hotels in der Bundesrepublik Deutschland zu befassen und zu 
diesem Zweck sich mit einem amerikanischen Hotelkonzern zu 
liieren? 

Hat die Bundesregierung dafür Verständnis, daß diese Nach-
richt eine große Beunruhigung im deutschen Hotelgewerbe aus-
gelöst hat, insbesondere deswegen, weil es sich im vorliegenden 
Fall um eine Beeinträchtigung des Wettbewerbs durch den Ein-
satz von Kapital branchenfremder Unternehmen handelt und 
weil diese Aufgaben auch durch das deutsche Hotelgewerbe 
wahrgenommen werden können? 

Die Bundesregierung ist über den Abschluß eines 
Abkommens zwischen der Deutschen Lufthansa AG 
(DLH) und der Intercontinental Hotels Corpor. 
(IHC) unterrichtet. 

Im Internationalen Luftverkehr hat sich die Er-
kenntnis durchgesetzt, daß es notwendig ist, dem 
Passagier neben der eigentlichen Beförderungslei-
stung auch die wesentlichen dazugehörenden Neben-
leistungen anzubieten. Um nicht Gefahr zu laufen, 
ihre Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Ge-
sellschaften zu verlieren, kam es für die Deutsche 
Lufthansa deshalb in erster Linie darauf an, den 
Anschluß an eine weltweite Kette von Hotels mit 
einem in sich geschlossenen Reservierungssystem 
zu finden, die mit dem weltweiten Streckennetz der 
Deutschen Lufthansa so weit wie möglich identisch 
sein sollte. 

Einen deutschen Hotelkonzern, der diese Merk-
male besitzt, gibt es nicht. Das weltweite Hotel-
netz der IHC hat z. Z. 19 Hotels, die an Plätzen 
liegen, die gleichzeitig von der DLH angeflogen 
werden. Außerdem kann IHC der DLH den An-
schluß an ihr weltweites elektronisches Reservie-
rungssystem bieten. Die Bundesregierung ist des-
halb der Auffassung, daß gegen die Entscheidung 
der DLH, mit der IHC zusammenzuarbeiten, keine 
Bedenken erhoben werden können, sondern daß im 
Gegenteil diese in die Zukunft weisende Coopera-
tion begrüßt werden sollte. 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß 
durch die neuen Hotelvorhaben eine Beeinträchti-
gung des Wettbewerbs eintreten wird. Auch von 
einem Kapitaleinsatz branchenfremder Unterneh-
men kann nicht gesprochen werden, weil 

1. Intercontinental Hotels Corpor. einer der be-
kanntesten Hotelkonzerne internationalen Zu-
schnitts ist, weil 

2. die deutsche Hotelwirtschaft eingeladen ist, sich 
kapitalmäßig an den entstehenden Eigentums-
gesellschaften zu beteiligen, und weil 

3. darüber hinaus durch die Deutsche Lufthansa 
sichergestellt wurde, daß ein Teil der neuen Ho-
tels von deutschen Hotelgesellschaften betrieben 
werden kann. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Josten (Drucksache V/3012 Fragen 85 
und 86) : 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die „Aktion 65" der Deut-
schen Bundesbahn nach Vorlage des Gesamtergebnisses? 

Ist die Bundesregierung bereit darauf hinzuwirken, daß bei 
kommenden Sonderangeboten der Deutschen Bundesbahn auch 
der Vorschlag des VdK (Verband der Kriegsbeschädigten, 
Kriegshinterbliebenen und Sozialrentner Deutschlands) berück-
sichtigt wird und die neuen Angebote auf Frührentner und 
Körperbehinderte mit mindestens 50 % Erwerbsunfähigkeit aus-
gedehnt werden? 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß dank der 
Fahrpreisermäßigung zahlreiche ältere Mitbürger 
Reisen auf größere Entfernungen durchführen konn-
ten. Das finanzielle Ergebnis läßt sich jedoch noch 
nicht abschließend beurteilen, weil bislang keine 
vollständigen Angaben über die Reiseweite und die 
erzielten Einnahmen vorliegen. 

Die Bundesbahn muß sich selbst darüber schlüssig 
werden, ob sie in künftige Sonderangebote für den 
Reiseverkehr die in dem Vorschlag des Verbandes 
der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebenen und 
Sozialrentner Deutschlands genannte Personengrup-
pen einbezieht. Sie ist zwar bereit, bei ihren Überle-
gungen auch sozialpolitische Gesichtspunkte zu be-
rücksichtigen, muß aber andererseits darauf bedacht 
sein, keine Fahrgeldausfälle entstehen zu lassen, 
weil über das bisherige Maß hinaus Zuschüsse aus 
dem allgemeinen Bundeshaushalt nicht geleistet wer-
den können. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Ramms (Drucksache V/3012 Fragen 87 
und 88) : 

Mit welcher Begründung hat der Vertreter der Bundesregie-
rung im Vorstand der Deutschen Lufthansa dem Vertrag mit der 
Intercontinental Corporation zugestimmt, wonach dieser zum Bau 
neuer Hotels in der Bundesrepublik Deutschland 400 Millionen 
DM Kapital zur Verfügung gestellt werden sollen? 

Entspricht es der Zielsetzung der Bundesregierung, soweit sie 
sich mit Fremdenverkehrspolitik befaßt, ausländischen Hotel-
gesellschaften, nicht aber einzelnen deutschen Hotelunterneh-
mern oder Gesellschaften, öffentliche Mittel zur Verfügung zu 
stellen, wenn Hotels gebaut werden sollen? 

Im Vorstand der Deutschen Lufthansa hat die Bun-
desregierung keinen Vertreter. Falls Sie, Herr Kol-
lege, die Bundesvertreter im Aufsichtsrat der Deut-
schen Lufthansa mit Ihrer Frage gemeint haben, 
kann davon ausgegangen werden, daß sich diese 
Herren von den Gründen der Deutschen Lufthansa 
haben überzeugen und von ihrer Pflicht haben lei-
ten lassen, zum Wohle der Gesellschaft zu wirken. 

Die von Ihnen erwähnte Zahl von 400 Mio. DM 
ist eine Schätzzahl, die sich auf die geplanten Ge-
samtinvestitionen bezieht; der Beitrag der Deutschen 
Lufthansa hierzu soll nur etwa 10 %, also rd. 40 Mio. 
DM betragen. Die Deutsche Lufthansa und Intercon-
tinental Hotels Corporation wollen eine GmbH mit 
einem Stammkapital von 20 000 DM gründen. Diese 
Gesellschaft wird das Management der einzelnen 
Hotels steuern. Für jedes einzelne Projekt wird 
eine separate Eigentumsgesellschaft gegründet wer-
den, an der sich die Deutsche Lufthansa und Inter-
continental Hotels Corporation zu jeweils gleichen 
Teilen beteiligen. Beide Partner streben an, vom 
Eigenkapital der jeweiligen Hotelgesellschaft etwa 

50% zu übernehmen. Der Rest soll von der Hotel-
wirtschaft oder von Privaten (z. B. Banken) aufge-
bracht werden. 

Es entspricht nicht der Zielsetzung der Bundes-
regierung, ausländischen Hotelunternehmen Finan-
zierungshilfen für Hotelbauten aus öffentlichen Mit-
teln zu gewähren, die deutschen Hotelunternehmen 
verweigert werden. Sie hat durch ihre bisherige 
Politik auch keinen Anlaß zu einer solchen Vermu-
tung gegeben. 

Die Bundesregierung hat in keinem Fall einer 
ausländischen Hotelgesellschaft öffentliche Mittel 
zum Hotelbau zur Verfügung gestellt. Ebensowenig 
hat sie für die Finanzierung von Hotelbauten aus-
ländischer Hotelgesellschaften Bürgschaften über-
nommen. Auch bestehen keine dahin gehenden Pläne 
für die Zukunft. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Giulini (Drucksache V/3012 Fra-
gen 89, 90 und 91) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im deutsch-holländischen 
Frachtverkehr Schwierigkeiten aufgetreten sind, die zur Er-
schwerung z. B. auf dem Gebiet der einfuhrfreien Brennstoff-
versorgung für holländische Autos geführt haben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die gegenseitigen Ge-
nehmigungen auf beiden Seiten so komplettiert wurden, daß 
weder mit holländischen Transportunternehmen noch mit deut-
schen die westdeutschen Industrieprodukte mengenmäßig und 
termingerecht nach Holland kommen können? 

Ist es möglich, den Anfängen zu wehren und durch ein 
offenes Gespräch von beiden Seiten diese sich langsam auf-
bauenden Handelshemmnisse wieder abzubauen? 

Derartige Schwierigkeiten sind der Bundesregie-
rung nicht bekannt. Richtig ist, daß mit Wirkung 
vom 1. Juni 1968 an im grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr mit der Bundesrepublik Deutsch-
land einheitlich die Treibstoffeinfuhrfreimenge 50 
Liter beträgt. Diese Änderung ist herbeigeführt 
durch die „Zwölfte Verordnung zur Änderung der 
Allgemeinen Zollordnung" vom 7. Mai 1968, Bun-
desgesetzblatt 1968, Teil I, Seite 344. 

Eine gleiche Regelung gilt in Frankreich. Außer-
dem hat der EWG- Ministerrat am 14. Dezember 
1967 eine solche Regelung für den Rahmen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beschlossen. 
Die Bundesregierung hat mit der Neuregelung zu-
gleich dem Auftrag des Deutschen Bundestages ent-
sprochen, die zu Lasten der deutschen Seehäfen be-
stehenden Wettbewerbsverzerrungen im Sinne einer 
Gleichstellung des Verkehrs über die deutschen See-
häfen mit dem grenzüberschreitenden Güterkraft

-

verkehr zu den Rheinmündungshäfen zu beseitigen. 
Eine der Wettbewerbsverzerrungen besteht in den 
„künstlichen", durch staatlichen Eingriff der Nieder-
länder zugunsten ihrer Lastkraftwagen im grenz-
überschreitenden Verkehr geschaffenen Kostenvor-
teilen. Diesen zu begegnen, dient die Senkung der 
Treibstoff-Einfuhrfreimenge von 100 auf 50 Liter. 
Hierzu darf verwiesen werden auf die Antwort des 
Bundesminsiters für Verkehr (Bundestagsdrucksache 
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V/873) zu der Kleinen Anfrage aller Fraktionen, 
CDU/CSU, SPD und FDP (Bundestagsdrucksache 
V/705) vom 10. August 1966 sowie auf den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der SPD und CDU/ 
CSU in derselben Sache, der am 8. Dezember 1966 
vom Bundestag einstimmig angenommen wurde. 

Derartiges ist der Bundesregierung nicht bekannt. 
Richtig ist, daß der Bundesminister für Verkehr mit 
dem Staatssekretär im niederländischen Ministerium 
für Verkeer en Waterstaat mit Wirkung vom 
1. April 1968 ein neues Genehmigungsverfahren für 
den deutsch-niederländischen Güterkraftverkehr in 
Kraft gesetzt hat. Es beruht auf der am 14. Dezem-
ber 1967 erfolgten Einigung über ein beiderseitiges 
Genehmigungskontingent von 1950 gleichzeitig gül-
tigen Genehmigungen. Entsprechend der EWG-
Richtlinien zur Vereinheitlichung gewisser Regeln 
betreffend die Genehmigungen für den Güterkraft-
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten vom 13. Mai 
1965 benötigen anders als bisher die niederländi-
schen Transportunternehmer deutsche Genehmigun-
gen zur Fahrt nach und durch Deutschland. Seit der 
Besatzungszeit nach dem 2. Weltkrieg bis zum 
31. März 1968 fuhren nämlich die niederländischen 
Transportunternehmer auf Grund von niederländi-
schen Genehmigungen nach und durch Deutschland. 
Diese Genehmigungen stellten die niederländischen 
Behörden ihren Unternehmern selbst aus. Dabei 
wurde das im Jahre 1951 durch eine mündliche Ab-
sprache festgelegte Kontingent von 1050 Genehmi-
gungen von niederländischer Seite wesentlich über-
schritten. Eine wirksame Kontrolle war nicht mög-
lich. Dies führte zusammen mit den Kostenvor-
teilen der niederländischen Transportunternehmer 
dazu, daß die deutschen Seehäfen benachteiligt wur-
den und daß der Anteil des deutschen Lastkraft-
wagens im deutsch-niederländischen Güterkraftver-
kehr auf 32 %  sank. 

Um diese Benachteiligung der deutschen Interessen 
zu beseitigen, wurde das Genehmigungsverfahren, 
wie erläutert, geändert. Da die niederländische Seite 
sich zur Umstellung erst sehr spät entschloß, hat es 
auf ihrer Seite gewisse Umstellungsschwierigkeiten 
gegeben. Diese sind zum großen Teil beseitigt. Auf 
deutscher Seite jedenfalls gibt es bei der Ausgabe 
der Genehmigungen keinerlei Schwierigkeiten. 

Im übrigen ist die Bundesregierung bereit, kon-
kretes Material, das ihr über aufgetretene Schwie-
rigkeiten vorgelegt wird, zu prüfen. 

Es ist das Ziel der Politik der Bundesregierung, 
Handelshemmnisse jeder Art soweit wie möglich 
abzubauen. Die Meinung, daß sich durch die Neu-
regelung des deutsch-niederländischen Güterkraft-
verkehrs Handelshemmnisse aufbauen könnten, teilt 
die Bundesregierung nicht. Soweit sich durch das 
neue Genehmigungsverfahren auf niederländischer 
Seite gewisse Anlaufschwierigkeiten ergeben haben, 
sind diese durch Gespräche zwischen den beteiligten 
Ministern und durch Verhandlungen der Regierungs-
beamten behoben worden. 

Allerdings gehört es auch zu den Zielen der Bun-
desregierung, neben dem Abbau der Wettbewerbs-
verzerrungen zu Lasten der deutschen Seehäfen den 
Verkehr von Schwerlastzügen auf den überlasteten 

deutschen Straßen möglichst zu begrenzen und den I 
Wettbewerb zur Bahn zu entschärfen. Daher laufen 
auch Verhandlungen zwischen den Eisenbahnver-
waltungen auf beiden Seiten, um den grenzüber-
schreitenden Eisenbahnverkehr zu verbessern und 
zur Entlastung der deutschen Straßen einen kom-
binierten Verkehr Schiene/Straße zu günstigen Be-
dingungen einzurichten. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vorn 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Dröscher (Drucksache V/3012 Frage 92) : 
Warum legt die Bundesregierung, angesichts der offensichtlich 

zum Ausbau einer der Verkehrsentwicklung entsprechenden Zahl 
von Autobahnkilometern vorläufig nicht ausreichenden Finanz-
decke, nicht ein Programm zum dreispurigen Ausbau besonders 
beanspruchter Bundesstraßen vor, die zur späteren Verbreite-
rung auf vier Spuren vorgesehen werden könnten? 

In der Fragestunde vom 23./25. November 1966 
ist Ihnen, Herr Kollege, die Auffassung der ,Bundes-
regierung zur Frage der Dreiteilung von Bundes-
straßen dargelegt. Diese hat sich nicht geändert. Aus 
diesem Grunde ist auch nicht beabsichtigt, Bundes-
straßen dreispurig auszubauen und ein entsprechen-
des Programm hierfür aufzustellen. Die Bundes-
regierung hält es nach wie vor für zweckmäßiger, 
zweispurige Bundesstraßen durch bauliche Maß-
nahmen soweit wie möglich in ihrer Leistungs-
fähigkeit zu verbessern, um die vorhandene Ver-
kehrsbelastung zu bewältigen. Sofern die erwartete 
Verkehrsmenge einen vierspurigen Ausbau erfor-
dert, werden die 'notwendigen Baumaßnahmen in 
den Ausbauplänen für die Bundesfernstraßen be-
rücksichtigt. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Felder (Drucksache V/3012 Frage 93) : 

Sieht das Bundesverkehrsministerium eine Möglichkeit, den 
dringenden Wünschen der Bevölkerung des  Landkreises Nürn-
berg-Land  zu entsprechen, die eine Stillegung der Bundesbahn-
strecke Burgthann—Allersberg verhindert wissen will? 

Bei der Prüfung eines Stillegungsantrages werden 
den rein betriebswirtschaftlichen Interessen der 
Deutschen Bundesbahn die_ örtlichen und regionalen 
Belange gegenübergestellt. Sollte die Verkehrs-
nachfrage auf volkswirtschaftlich günstigere Weise 
von anderen Verkehrsmitteln befriedigt werden 
können, wird zu überlegen sein, die Verkehrs-
bedienung den veränderten Bedingungen anzu-
passen. 

Für die Strecke Burgthann—Allersberg liegt der 
Antrag des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn 
auf Einstellung des Gesamtbetriebes vor. Zur ab-
schließenden Beurteilung fehlen jedoch noch eine 
Reihe von Unterlagen, die von der Deutschen 
Bundesbahn angefordert sind. Es läßt sich deshalb 
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zum augenblicklichen Zeitpunkt noch keine end-
gültige Aussage über die künftige Verkehrsbedie-
nung in dem betroffenen Raum machen. 

Im übrigen wird auch der für die Raumordnung 
zuständige Bundesminister des Innern in die Prü-
fung dieser Fragen eingeschaltet. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schornstein vom 21. Juni 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Kiep (Drucksache V/3012 Fragen 95, 96 
und 97) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der § 21 des 
Reichsheimstättengesetzes vereinbar ist mit dem Grundgedanken 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, insbesondere seiner §§ 52 
bis 54, und der erklärten Absicht des Bundestages, die Ver-
mögensbildung auf breiter Basis zu fördern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das diesbezügliche 
Rundschreiben des Bundeswohnungsbauministers vom 20. Mai 
1958 von einigen Ländern, z. B. dem Lande Hessen, nicht be-
achtet wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, zum jetzigen Zeitpunkt eine 
Novellierung des Reichsheimstättengesetzes dahin gehend vorzu-
nehmen, daß die Löschung der Heimstätteneigenschaft wesentlich 
erleichtert wird? 

Eine Änderung des Reichsheimstättengesetzes er-
scheint aus verschiedenen Gründen erwägenswert. 
Dabei muß die gesamte Konstruktion des Heim-
stättenrechts neu durchdacht werden. 

Die Frage der Löschung der Heimstätteneigen-
schaft nach § 21 des Gesetzes ist recht problema-
tisch, weil der Heimstätteninhaber viele Jahre hin-
durch zahlreiche steuer- und gebührenrechtliche 
Vorteile gehabt hat und die Löschung der Heim-
stätteneigenschaft — jedenfalls in aller Regel — die 
Nachzahlung der gesparten Steuern und Gebühren 
bewirken würde. 

Da  die Ausführung des Reichsheimstättengeset-
zes nach Artikel 84 des Grundgesetzes den Ländern 
obliegt, konnte das Rundschreiben des Bundesmini-
sters für Wohnungsbau vom 20. Mai 1958 nur eine 
Empfehlung an die zuständigen obersten Landes-
behörden sein, die Ermessensentscheidung nach § 21 
Reichsheimstättengesetz großzügig zu handhaben. 
Schon damals hat das Land Hessen (neben 4 wei-
teren Ländern) mitgeteilt, daß die Zustimmung zur 
Löschung nur ausnahmsweise beim Vorliegen be-
sonderer Umstände erteilt werde. Wenn auch die 
Empfehlung aufrechterhalten wird, so habe ich 
doch keine Möglichkeit, auf die Entscheidungen 
einzuwirken. 

Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schornstein vom 21. Juni 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord

-

neten Opitz (Drucksache V/3012 Fragen 98 und 99) : 
Kann man nach Ansicht des Bundeswohnungsbauministers aus 

der Tatsache, daß die am 30. Juni 1968 außer Kraft tretende 
Verordnung über Räumungsfristen vom 2. Juni 1966 (Bundes-
gesetzbl. I S. 338) nicht verlängert wird, mit gewisser Berechti-
gung schließen, daß der Wohnungsfehlbestand in der Bundes-
republik Deutschland abgebaut ist? 

In welcher Beziehung steht die Nichtverlängerung dieser in 
Frage 98 erwähnten Verordnung zu dem dem Deutschen Bundes-
tag vorliegenden Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
V/564 — auf Änderung des § 721 ZPO? 

Die Verordnung über Räumungsfristen vom 
2. Juni 1966 sollte eine zeitlich begrenzte Regelung 
sein, um die Härten mildern zu können, die nach der 
Liberalisierung des Wohnungsmarktes aufgetreten 
waren. Die Geltungsdauer dieser Verordnung hat 
mit der Wohnungsversorgung unmittelbar nichts zu 
tun. Aus der Nichtverlängerung der Verordnung 
kann nicht geschlossen werden, daß der Wohnungs-
fehlbestand in der Bundesrepublik überall abgebaut 
ist. In vielen Teilmärkten gibt es noch einen er-
heblichen Bedarf an Wohnungen. So fehlen vor 
allem auch Wohnungen mit tragbaren Mieten für 
kinderreiche Familien, alte Menschen und junge 
Ehepaare. 

Der Rechtsausschuß des Bundestages hat in seiner 
Sitzung am 29. November 1967 einstimmig beschlos-
sen, die Behandlung des Antrages der Fraktion der 
SPD auf Drucksache V/564 mit Rücksicht auf das 
(zwischenzeitlich in Kraft getretene) neue Mietrecht 
einstweilen auszusetzen. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Barth vom 21. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Borm (Drucksache V/3012 Fragen 100 und 101): 

Wird durch die französische Einreisesperre für deutsche Stu-
denten der deutsch-französische Jugendaustausch beeinträchtigt? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die pauschale Dis-
kriminierung deutscher Studenten durch französische Einreise-
bestimmungen zu unternehmen? 

Zu 1:  

Die Annahme, daß von französischer Seite eine 
allgemeine Einreisesperre für deutsche Studenten 
verfügt worden sei, trifft nicht zu. Das französische 
Außenministerium hat der Deutschen Botschaft am 
30. 5. 1968 mitgeteilt, daß Pressemeldungen, denen 
zufolge das französische Innenministerium ein Ein-
reiseverbot für deutsche Studenten erlassen habe, 
nicht richtig seien. Es seien lediglich verschärfte 
Grenzkontrollen angeordnet worden. 

Die Programme und Veranstaltungen des Deutsch

-

Französischen Jugendwerkes sind durch diese ver-
schärften Grenzkontrollen bisher in keinem Fall 
beeinträchtigt worden. 

Zu 2:  

Aus der Beantwortung der Frage zu 1) ergibt sich, 
daß eine pauschale Diskriminierung deutscher Stu-
denten durch französische Einreisebestimmungen 
nicht vorliegt. Der Bundesregierung ist nur bekannt, 
daß den Mitgliedern einer Studentenbühne die Ein-
reise nach Frankreich nicht gestattet worden ist, 
weil sie Vietkong-Fahnen mit sich führten. Außer-
dem wurde dem deutschen Studenten Cohn-Bendit 
und einigen ihn begleitenden Studenten die Einreise 
nach Frankreich verwehrt. 
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Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Barth vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Hauck 
(Drucksache V/3012 Fragen 103, 104 und 105) : 

Ist die Bundesregierung bereit, vor der noch im Jahre 1968 
erforderlichen Neuberufung der Mitglieder des Bundesjugend-
kuratoriums die Geschäftsordnung dieses Beratungsgremiums so 
zu ändern, daß das Bundesjugendkuratorium ein Initiativrecht 
erhält, um seine Tagesordnung selbst zu bestimmen und seine 
Arbeitsergebnisse selbst der Öffentlichkeit bekanntzumachen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundesjugendkuratorium 
eine eigene Geschäftsführung zu ermöglichen, die vom Bundes-
familienminister finanziert wird, aber nicht von dessen Weisun-
gen abhängig ist? 

Welche Absichten hat die Bundesregierung über die in den 
Fragen 103 und 104 angesprochenen Probleme hinaus zur Reform 
der Geschäftsordnung oder der Zusammensetzung des Bundes-
jugendkuratoriums? 

Die Erfahrungen, die bisher mit der Arbeit des 
Bundesjugendkuratoriums gemacht worden sind, 
haben zu Überlegungen darüber geführt, ob es mög-
lich ist, die künftige Arbeit des Kuratoriums durch 
eine Änderung seiner Struktur und seiner Arbeits-
weise zu erleichtern. 

Mit diesen Überlegungen wird sich das Bundes-
jugendkuratorium in seiner nächsten Sitzung am 
21. Juni befassen. Der Bundesregierung ist bekannt, 
daß der Umfang des Initiativrechts, die Befugnis 
zur Veröffentlichung der Arbeitsergebnisse und die 
Frage nach einer eigenen Geschäftsführung bei den 
Überlegungen des Kuratoriums eine wichtige Rolle 
spielen. Die Bundesregierung rechnet damit, daß das 
Kuratorium hierzu Vorschläge machen wird. Sie 
möchte deswegen diesen Vorschlägen durch die Be-
antwortung der gestellten Fragen nicht vorgreifen. 

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Barth vom 21. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten Frau 
Pitz-Savelsberg (Drucksache V/3012 Fragen 108, 109 
und 110) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, neben der 
in Frankfurt (Main) bestehenden Akademie für Jugendarbeit und 
Sozialarbeit, überwiegend finanziert vom Bund und von einigen 
Ländern, in München eine weitere Akademie für Jugendhilfe mit 
Schwerpunkt Jugendbildung zu errichten, an der ebenfalls der 
Bund und die Länder finanziell beteiligt sein sollen? 

Trifft es weiter zu, daß angestrebt wird, beide Akademien 
einem einheitlichen Träger, eventuell einer Stiftung zu unter-
stellen? 

Wie würde sich in diesem Fall die Abgrenzung der Aufgaben-
stellung der beiden Akademien gegeneinander gestalten? 

Zu 1: 

Neben der dem „Deutschen Verein für öffentliche 
und private Fürsorge" nahestehenden „Akademie 
für Jugendarbeit und Sozialarbeit" in Frankfurt/ 
Main führt die Victor Gollancz-Stiftung seit 1960 
Akademielehrgänge durch, die sich vorwiegend mit 
den Methoden der Jugend- und Sozialarbeit befas-
sen. Aus diesen Lehrgängen entstand im Jahr 1962 
die „Victor Gollancz-Akademie für Jugendhilfe" mit 
dem Sitz in Erlangen. Aufgabe dieser Akademie ist 
es, leitenden Mitarbeitern der außerschulischen Ju-
gendbildung und Fachkräften in der Sozialarbeit 

eine begleitende, weiterführende und ergänzende 
Fortbildung zu vermitteln. 

Die Victor Gollancz-Akademie wird auf Grund 
eines einstimmigen Beschlusses, den ihre Mitglieder-
versammlung am 23. Februar dieses Jahres gefaßt 
hat, ihren Sitz von Erlangen nach München verlegen. 
Dieser Ortswechsel soll künftig vor allem eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Deutschen Jugendinstitut 
in München gewährleisten. Von der Errichtung einer 
weiteren Akademie kann keine Rede sein. 

Zu 2: 

In der Mitgliederversammlung der Victor Gol-
lancz-Stiftung vom 23. Februar dieses Jahres wur-
den Überlegungen darüber angestellt, wie die bei-
den obengenannten Akademien und darüber hinaus 
weitere zentrale Fortbildungsstätten den gegensei-
tigen Erfahrungsaustausch und eine engere Zusam-
menarbeit institutionell am besten gewährleisten 
können. Die Bundesregierung verfolgt diese Über-
legungen mit besonderem Interesse. Sie rechnet da-
mit, daß die freien Träger hierzu alsbald konkrete 
Vorschläge unterbreiten. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Stoltenberg vom 21. Juni 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne

-

ten Hirsch (Drucksache V/3012, Fragen 113 und 114) : 
Welche Reaktionen hat die Bundesregierung auf die Äußerun-

gen des Bundesministers für wissenschaftliche Forschung vom 
V. Mai 1968 vor dem Deutschen Bundestag über das politische 
Engagement namentlich genannter Hochschulprofessoren er-
fahren? 

Wie hat die Bundesregierung auf solche Reaktionen geant-
wortet? 

Zu 1:  

In der hochschulpolitischen Debatte des Deut-
schen Bundestages vom 7. Mai habe ich das politi-
sche Engagement der Hochschullehrer an sich be-
grüßt, jedoch anhand eines Zitates verleumderische 
Angriffe einzelner Hochschullehrer gegen die Bun-
desregierung zurückgewiesen und diese Art der 
Kampagne als ein Element in den mannigfachen Ur-
sachen für die Radikalisierung eines Teiles der Stu-
dentenschaft gekennzeichnet. Die Reaktion darauf 
war recht lebhaft. Ich habe eine große Anzahl von 
Äußerungen aus Kreisen der Hochschullehrer und 
der Studentenschaft erhalten, die z. T. zustimmen-
der und z. T. kritischer Art waren. 

Zu 2:  

Ich habe die mir in dieser Angelegenheit zugegan-
genen Schreiben beantwortet. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Stoltenberg vom 21. Juni 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne- 
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ten Dichgans (Drucksache V/3012 Fragen 115 und 
116): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die Einrichtung von 
allgemein zugänglichen, von den Herstellern der Maschinen un-
abhängigen Ausbildungsmöglichkeiten für die Berufe hinzuwir-
ken, die durch die Ausweitung der elektronischen Datenver-
arbeitung entstanden sind, insbesondere Ausbildungsmöglich-
keiten an Fachschulen und Hochschulen? 

In welcher Form und in welchem Umfang wird die Bundes-
regierung die wissenschaftliche Behandlung der Problematik 
unterstützen, die sich für die rationelle Programmierung bei den 
Anwendern elektronischer Datenverarbeitungsanlagen ergibt? 

Zu 1)  

Die Bundesregierung hat erkannt, daß für eine 
Verbesserung des Leistungsstandes auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung die Lösung der Nachwuchs-
frage vordringlich ist.  Ihre Frage kann ich daher mit 
„Ja" beantworten. 

Der Fachbeirat für Datenverarbeitung, ein Bera-
tungsgremium meines Hauses, hat auf meine Ver-
anlassung unter Zuziehung auch von Sachverstän-
digen namhafter Hersteller von DV-Anlagen Emp-
fehlungen zur Hochschulausbildung auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung erarbeitet und am 22. Mai 
1968 verabschiedet. Sie werden von mir dem Präsi-
denten der Kultusministerkonferenz, dem Vorsit-
zenden des Wissenschaftsrates und dem Präsidenten 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz zugeleitet 
werden. In den Empfehlungen wird u. a. die Ein-
richtung eines neues Studienganges „Informatik", 
entsprechend „Computer Science", an mehreren 
Universitäten und Technischen Hochschulen vorge-
schlagen. Für die baldige Verwirklichung dieser Vor-
schläge, die wohl auch die Einrichtung neuer Lehr-
stühle und den Ausbau oder Neubau von Instituten 
erforderlich machen, werde ich mich bei den Sach-
entscheidungen über den künftigen Ausbau unserer 
Hochschulen und anderen Verhandlungen mit den 
Ländern einsetzen. 

Bezüglich Maßnahmen zur Ausbildung von DV-
Fachleuten außerhalb von Hochschulen weise ich 
darauf hin, daß in der Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung mbH eine Fortbildungsschule 
für Datenverarbeitung eingerichtet wird, in der ins-
besondere öffentliche Bedienstete zu qualifizierten 
Systemanalytikern und Programmierern ausgebildet 
werden sollen. 

Ob zwecks Förderung der Datenverarbeitung Zu-
wendungen zur Erweiterung und Modernisierung 
von Ausbildungsstätten für Datenverarbeitungsin-
genieure, Datenverarbeitungsorganisatoren, System-
analytiker, Programmierer und mathematisch-tech-
nische Assistenten sowie Stipendien aus Bundes-
mitteln gegeben werden können, wird zurzeit ge-
prüft. 

Zu 2)  

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstützt 
seit mehreren Jahren Forschungsarbeiten über die 
Anwendung der Datenverarbeitung, insbesondere 
für wissenschaftliche Aufgaben bei Hochschulinsti-
tuten und ähnlichen Einrichtungen. 

Im „Programm zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 
für öffentliche Aufgaben" meines Hauses werden 

Systemanalyse-, Systemplanungs- und Programmie-
rungsarbeiten gefördert, die zur Verwirklichung aus-
gewählter fortschrittlicher Demonstrations-Datenver-
arbeitungsprojekte im öffentlichen Bereich erforder-
lich sind. Diese Demonstrationsprojekte dienen dem 
Aufbau eines Bundesdatenbanknetzes, anderen 
Automatisierungsaufgaben der öffentlichen Verwal-
tung (z. B. im Deutschen Patentamt) sowie Anwen-
dungen der Datenverarbeitung im Bereich der staat-
lichen Daseinsvorsorge, z. B. in der Medizin und 
für den programmierten Unterricht. Zu den Arbei-
ten werden bestehende Forschungseinrichtungen, 
Firmen sowie die Abteilung für behördliche Daten-
verarbeitung der neugegründeten Gesellschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung herangezogen. 
Die Demonstrationsprojekte werden auch beispiel-
haft für die Lösung von Informations- und Verwal-
tungsaufgaben in der Wirtschaft sein. 

Darüber hinaus wird vom Bundesminister für 
Wirtschaft zur Zeit geprüft, ob im Rahmen der Ratio-
nalisierungsbemühungen die Entwicklung von Stan-
dardprogrammen für einzelne Anwendergruppen in 
der Wirtschaft unterstützt werden kann. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 21. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Wächter (Drucksache V/3012 Frage 119, 120 und 121): 

Was berechtigt die niederländische Regierung, trotz des In-
krafttretens der Gemeinsamen Marktorganisation für Geflügel im 
grenzüberschreitenden Verkehr die Einfuhr von deutschem 
Schlachtgeflügel von einer Sondergenehmigung abhängig zu 
machen, die außerdem zu jeder Zeit trotz Erfüllung der Bedin-
gungen wieder eingezogen werden kann? 

Wird die Einfuhr von Schlachtgeflügel aus Mitgliedstaaten in 
die Bundesrepublik Deutschland von einer Bescheinigung der 
zuständigen Veterinärbehörde des betreffenden Landes davon 
abhängig gemacht, daß das betreffende Geflügel nicht mit oestro-
genen Stoffen, Arsen- und Antimonverbindungen, Thyrestatica 
sowie nach und vor der Schlachtung mit Antibiotika behandelt 
wurde und aus anerkannt hygienisch einwandfreien Betrieben 
stammt? 

Verlangt die Bundesregierung unter Hinweis auf die Frage 
120, daß jedes einzelne Stück aus Mitgliedstaaten eingeführte 
Schlachtgeflügel weiterhin mit einem Stempel der zuständigen 
Veterinärbehörde versehen sein muß? 

Die durch die  Sondergenehmigung geregelte Ma-
terie betrifft den Schutz der Gesundheit des Men-
schen, der nicht durch die Gemeinsame Marktorgani-
sation für Geflügel gewährleistet ist, sondern im 
wesentlichen durch eine in Vorbereitung befindliche 
Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen beim Handelsverkehr mit frischem Geflügel-
fleisch sichergestellt werden soll. Solange diese 
Richtlinie noch nicht erlassen ist und die aufgrund 
dieser Richtlinie zu erlassenden nationalen Vor-
schriften noch nicht in Kraft sind, ist die nieder-
ländische Regierung in ihrer Regelungsbefugnis 
grundsätzlich nicht gebunden. 

Nach Artikel 2 Abs. 1 der Verfügung des nie-
derländischen Ministers für Landwirtschaft, Fische-
rei und Lebensmittelversorgung vom 24. April 1959 
ist die Ein- und Durchfuhr von geschlachtetem Ge-
flügel nach bzw. durch Holland verboten. Gemäß 
Artikel 3 der genannten Verfügung kann der Direk-
tor für Veterinärwesen Ausnahmen von diesem Ver- 
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bot zulassen. Die Ausnahmegenehmigungen können 
mit bestimmten Auflagen verknüpft werden. Der 
Direktor für Veterinärwesen hat die Zulassung von 
Ausnahmen von der Einhaltung folgender Bedingun-
gen abhängig gemacht: 

„1. Bei der Einfuhr muß der Allgemeinen Unter-
suchungsstelle, ggf. dem Zollamt, die Befreiungs-
bescheinigung eingereicht werden sowie eine 
durch die amtliche westdeutsche Veterinär-
dienststelle datierte und unterzeichnete Erklä-
rung, die besagt, daß 

a) das Geflügel vor und nach dem Schlachten 
untersucht und als tauglich zum Genuß für 
Menschen befunden worden ist; 

b) das Geflügel vor dem Schlachten nicht mit 
Oestrogenen, Arsen- und Antimonverbin-
dungen, Thyreostatica sowie vor und nach 
dem Schlachten nicht mit Antibiotika be-
handelt worden ist; 

c) das Geflügel in hygienisch ausgestatteten 
Betrieben geschlachtet worden ist, die durch 
den westdeutschen Veterinärdienst zugelas-
sen worden sind. 

2. Das geschlachtete Geflügel muß bratfertig und 
tiefgefroren sein. Es muß in luftdichten Ver-
packungen verpackt sein, auf denen oder unter 
denen der Veterinärkontrollstempel angebracht 
worden ist; das Geflügel ist in diesen Ver-
packungen an den Verbraucher zu liefern." 

Die Bescheinigung eines Tierarztes, daß das  Ge-
flügel vor dem Schlachten nicht mit Oestrogenen, 
Arsen- und Antimonverbindungen, Thyreostatica 
sowie vor und nach der Schlachtung nicht mit  Anti-
biotika behandelt worden ist, setzt voraus, daß 
bei jeder Sendung entsprechende Untersuchungen 
vorgenommen werden. Dies führt zu einer Erschwe-
rung des Exports von geschlachtetem Geflügel nach 
Holland. 

Nach meinen Erkundigungen, u. a. auch bei dem 
zuständigen niederländischen Ministerium, haben 
ergeben, daß die Regelung, die im übrigen seit 1959 
besteht, auch gegenüber anderen Ländern ange-
wendet wird und daß sich bisher dadurch keine 
deutsche Firma beschwert gefühlt hat, da Geflügel-
fleisch von der Bundesrepublik nach Holland prak-
tisch nicht ausgeführt worden ist. 

Durch Schreiben vom 6. Juni 1968 hat der Bun-
desverband der Geflügelschlachtereien erstmals auf 
die belastenden Auflagen aufmerksam gemacht, die 
mit Geflügelexporten nach Holland verbunden sind. 
Ich habe mich daraufhin sofort an das zuständige 
niederländische Ministerium in dieser Angelegen-
heit gewandt. Eine Antwort steht wegen der Kürze 
der Zeit noch aus (nach mündlichen Verhandlungen 
bei Beratungen in Brüssel hat der Vertreter der 
niederländischen Regierung Bereitschaft zur Ände-
rung der belastenden Vorschriften gezeigt — Mit-
teilung RD Dr. Raschke vom 19. 6. 1968). 

Die Verwendung von fremden Stoffen, von Anti-
biotika und Stoffen mit oestrogener oder thyreosta-
tischer Wirkung ist nach § 4 a und § 4 b des Lebens

-

mittelgesetzes verboten. Diese Verbote des Lebens-
mittelgesetzes müssen vom Einführer beachtet wer-
den, wenn er sich nicht der Gefahr einer Bestrafung 
aussetzen will. 

Geschlachtetes Geflügel kann ohne Vorlage einer 
amtstierärztlichen Bescheinigung nach der Bundes-
republik Deutschland eingeführt werden. 

Nach Inkrafttreten der in Vorbereitung befind-
lichen Richtlinie des Rates zur Regelung gesund-
heitlicher Fragen beim Handelsverkehr mit frischem 
Geflügelfleisch werden jedoch diese Sendungen von 
einer Genußtauglichkeitsbescheinigung begleitet 
sein müssen, die insbesondere auf die Herkunft des 
Geflügelfleisches aus besonders zugelassenen 
Schlachtbetrieben, eine besonders vorgeschriebene 
tierärztliche Untersuchung und die Genußtauglich-
keit der Ware eingeht. 

In der Bundesrepublik sind bisher Vorschriften 
über die hygienische Gewinnung, Verbesserung, Be-
urteilung und Behandlung von frischem Geflügel-
fleisch einschließlich der Stempelung und Ausstel-
lung von Bescheinigungen nicht erlassen worden. 
Sie waren vorbereitet, wurden aber zurückgestellt, 
weil über die Eiswasserkühlung erst Einigung er-
zielt werden sollte. 

Wir haben angestrebt, im Rahmen der EWG die 
gemeinschaftliche Kühlung von Geflügel in Eiswas-
ser im EWG-Raum und durch ein gemeinsames 
Außenregime die Einfuhr solcher Tiere aus Dritt-
ländern zu verbieten. 

Da nach unserer Auffassung das Verbot der ge-
meinschaftlichen Eiswasserkühlung des Geflügels 
ein wichtiges hygienisches Anliegen in der Über-
wachung des Verkehrs mit frischem Geflügelfleisch 
darstellt, kann die Stempelung und die Ausstellung 
von Bescheinigungen aus sachlichen Gründen erst 
sinnvoll sein, wenn die Eiswasserkühlung verboten 
ist. 
In letzter Zeit hat sich dank intensiver deutscher 

Bemühungen auch in anderen Ländern der Gedanke 
durchgesetzt, daß die gemeinsame Eiswasserküh-
lung des Geflügels zu verbieten ist. Andere Kühl-
verfahren werden z. Z. erprobt. Ich rechne mit der 
Verabschiedung der Geflügelfleisch-Richtlinie im 
nächsten Jahre. Allerdings wird sie einige Über-
gangsvorschriften enthalten. Aus diesem Grunde 
werden die Verhandlungen mit der niederländischen 
Regierung fortgesetzt werden mit dem Ziele, daß die 
Ausfuhr von frischem Geflügelfleisch nach Holland 
nicht einseitig durch veterinärhygienische Vorschrif-
ten belastet wird. 

Bei der Einfuhr von geschlachtetem Geflügel nach 
der Bundesrepublik Deutschland wird ein Stempel 
der zuständigen Veterinärbehörde des Ursprungs-
landes nicht verlangt. Mit Inkrafttreten der Richt-
linie des Rates zur Regelung gesundheitlicher Fra-
gen beim Handelsverkehr mit frischem Geflügel-
fleisch wird jedoch zur Feststellung der Identität 
der Ware eine Kennzeichnung des Geflügelfleisches 
durch eine Plombe oder durch Aufdruck auf einem 
zu versiegelnden Beutel erforderlich werden. 

Es ist jedoch nicht beabsichtigt, vor Verabschie-
dung der EWG-Richtlinie den niederländischen Be- 
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stimmungen entsprechende Vorschriften für die Bun-
desrepublik zu erlassen. Wir bemühen uns vielmehr 
um einen baldigen Erlaß der EWG-Richtlinie. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 21. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Stecker (Drucksache V/3012 Fragen 122 und 123) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von seiten des nieder-
ländischen Ministeriums für Landwirtschaft und Fischerei für die 
Einfuhr deutschen Schlachtgeflügels nach Holland veterinärpoli-
zeiliche Bedingungen gestellt werden, die offensichtlich nicht in 
erster Linie dem Schutz der niederländischen Volksgesundheit 
dienen, sondern deutsche Mastgeflügel vom holländischen Markt 
fernhalten sollen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, entweder die 
niederländische Regierung zu bewegen, ihre Einfuhrbedingungen 
in dieser Form fallenzulassen und praktikabel zu gestalten oder 
aber für die Einfuhr in die Bundesrepublik Deutschland aus 
EWG-Mitgliedsländern gleichlautende Einfuhrbedingungen zu 
stellen? 

Die niederländischen Forderungen sind weitge-
hend in einer seit mehreren Jahren in Vorbereitung 
befindlichen EWG-Richtlinie des Rates zur Rege-
lung gesundheitlicher Fragen beim Handelsverkehr 
mit frischem Geflügelfleisch enthalten. Es steht mir 
nicht zu, den Niederlanden andere Motive zu unter-
stellen. Die niederländischen Vorschriften sind im 
übrigen seit 1959 in Kraft. 

Soweit die niederländischen Forderungen über die 
Regelung des genannten Richtlinien-Entwurfs hin-
ausgehen und unpraktikabel sind, stehe ich mit den 
niederländischen Dienststellen über eine Änderung 
der diesbezüglichen niederländischen Forderungen 
in Verhandlung. Mit der Übernahme der Bestim-
mungen der genannten EWG-Richtlinie ins nationale 
Recht wird gewährleistet sein, daß beim Handel mit 
Geflügelfleisch in den Mitgliedstaaten der EWG 
übereinstimmende Vorschriften auf diesem Gebiet 
bestehen. 

Es ist nicht beabsichtigt, vor Verabschiedung der 
EWG-Richtlinie den niederländischen Bestimmungen 
entsprechende Vorschriften für die Bundesrepublik 
zu erlassen. Wir bemühen uns vielmehr um einen 
baldigen Erlaß der EWG-Richtlinie. 

Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 21. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen (Drucksache V/3012 Fragen 
124 und 125) : 

Wann wird das Paul-Ehrlich-Institut in Frankfurt (Main) vom 
Bund übernommen? 

Wird bei der Übernahme sichergestellt, daß die im Institut 
arbeitenden Wissenschaftler nach wie vor die Möglichkeit haben, 
sich ungehindert der Grundlagenforschung zu widmen? 

Die Frage, ob und ggf. wann der Bund das Paul-
Ehrlich-Institut übernehmen wird, läßt sich im jetzi-
gen Zeitpunkt noch nicht beantworten. 

Bisher liegt ein Beschluß der Hessischen Landes-
regierung vom 30. 1. 1968 vor, wonach dem Bund 
die Trägerschaft am Paul-Ehrlich-Institut angetragen 

wird. Die Übernahme des Instituts durch den Bund 
berührt jedoch nicht nur das Land Hessen, sondern 
alle Bundesländer, weil damit eine Änderung der 
bisherigen Länderzuständigkeit für die Prüfung von 
Sera und Impfstoffen verbunden ist. Die Angelegen-
heit soll deshalb in Kürze im Gesundheitsausschuß 
des Bundesrates beraten werden. Sollte der Bundes-
rat eine Verlagerung der Zuständigkeit auf den Bund 
befürworten, wird die Bundesregierung zunächst 
prüfen müssen, ob und ggf. in welcher Höhe Mittel 
für die Übernahme des Instituts durch den Bund be-
reitgestellt werden können. Notwendig würde ein 
Betrag von ca. 25 Mio DM sein, der im wesentlichen 
für den Neubau des Instituts erforderlich ist. In der 
mittelfristigen Finanzplanung sind hierfür keine 
Mittel vorgesehen. Die etwaige Übernahme des In-
stituts auf den Bund würde darüber hinaus eine ent-
sprechende Änderung des Arzneimittelgesetzes und 
der Sera-Verordnung erfordern. 

Falls der Bund das Paul-Ehrlich-Institut überneh-
men sollte, würde er bestrebt sein, ebenso wie in 
seinen anderen wissenschaftlichen Instituten, auch 
im Paul-Ehrlich-Institut ein ausgewogenes Verhält-
nis zwischen staatlichen Aufgaben und freier For-
schung zu gewährleisten. Da das im wesentlichen 
eine Frage des ausreichenden Personal- und Sach-
etats ist, würde die Bundesregierung insoweit auf 
das Verständnis und die Unterstützung des Parla-
ments und seines Haushaltsausschusses angewiesen 
sein. 

Anlage 40 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
21. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Dr. Stammberger (Drucksache zu V/3012 
Frage 126) : 

Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit der bayerischen 
Staatsregierung zu verhindern, daß der Truppenübungsplatz 
Wildflecken erweitert wird und damit der geregelte Kurbetrieb 
in Bad Brückenau in einer unerträglichen Art und Weise be-
eintiachtigt weruen würde? 

Die US-Streitkräfte hatten zunächst eine Erweite-
rung des Truppenübungsplatzes Wildflecken nach 
Süd-Westen um ca. 680 ha gefordert. Da die Baye-
rische Staatskanzlei diesem Vorhaben widersprach, 
verringerten die US-Streitkräfte im Mai 1967 ihre 
Forderung auf ca. 230 ha. Das hierfür eingeleitete 
Raumordnungsverfahren ist noch nicht abgeschlos-
sen. 

Es ist zu erwarten, daß die Bayerische Staatskanz-
lei auch die verminderte Geländeanforderung ab-
lehnen wird, da sie negative Auswirkungen für die 
künftige Entwicklung des Kurortes Brückenau be-
fürchtet. 

Das Bundesministerium der Verteidigung beab-
sichtigt, gemeinsam mit der Bayerischen Staatskanz-
lei und den US-Streitkräften eine Lösung zu finden, 
die sowohl den Belangen des Bades Brückenau als 
auch den dringendsten militärischen Erfordernissen 
der amerikanischen Gaststreitkräfte Rechnung trägt. 
Über das Ergebnis werde ich Sie zu gegebener Zeit 
unterrichten. 
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